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2nd place, category 3, Not alone in the winter lockdown 

Dry soil - I can‘t drink! 2nd place, category 1, Años destruidos en segundos 
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3rd place, category 1, Unsustainable waste management
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3rd place, category 3, Redesigning open spaces during the Covid-19 
pandemic
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Special Prize for Aesthetics, Kraftwerke - Motoren der Veränderung; 
Kraftwerk Jänschwalde in der Lausitz
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EDITORIAL 

Liebe Interessierte,

als wir das Heft planten und die Schwerpunktbeiträge an-
fragten, mangelte es nicht an Krisen globalen Ausmaßes. 
Von der humanitären Krise, die der russische Angriffskrieg 
seit dem 24. Februar 2022 in der Ukraine ausgelöst hat, 
ahnten wir aber noch nichts.

Der Krieg mitten in Europa und das erschütternde 
Leid der Menschen in der Ukraine und auf der Flucht ste-
hen zu Recht im Zentrum der medialen Berichterstattung. 
Zur Wahrheit gehört aber auch, dass es für andere Welt- 
regionen, in denen Menschen Opfer von Krieg, Gewalt und 
Vertreibung werden, kaum Aufmerksamkeit und weniger 
Solidarität gibt. Das hat durchaus etwas mit räumlicher 
Nähe zu tun, denn diese erzeugt ganz andere Formen der 
Betroffenheit.

Die humanitäre Katastrophe verschärft sich täglich, 
ein Ende des Krieges und sein Ausgang sind nicht absehbar. 
Der Umgang mit den akuten ökologischen, sozialen und 
sozioökonomischen Krisen wird durch den Krieg nicht 
leichter, vielmehr könnte er in den Hintergrund geraten. 
Die Klimakrise erfordert globales staatliches sowie unser 
aller Handeln. So titelte bspw. „DIE ZEIT“ zum jüngst er-
schienenen IPCC-Bericht des Weltklimarates: „Ein Aufruf 
zur Revolution“. Nur ein systemischer Wandel werde hef-
tigste Klimafolgen abwenden können, aktuell sei das 1,5- 
Grad-Ziel noch außer Reichweite. Was das auch in unseren 
Breitengraden bedeutet, hat uns allen zuletzt die Flutkatas-
trophe im Sommer 2021 gezeigt.

Wichtig ist daher, bei der aktuell außen- und sicher-
heitspolitisch dramatisch forcierten Energiewende nicht 
nur sicherheits- und wirtschaftspolitische Aspekte im Blick 
zu behalten. Angesichts von Klimakrise, Artensterben und 
der nach wie vor andauernden Pandemie mit ihren Folgen 
muss global und lokal gehandelt werden.

Die wachsende soziale Ungleichheit innerhalb von 
Staaten und zwischen ihnen bzw. der Faktor soziale Ge-
rechtigkeit kann dabei gar nicht hoch genug eingeschätzt 
werden. Denn gerade in Krisenzeiten, die von großer Un- 
sicherheit geprägt sind und tiefgreifende Veränderungen 
im Alltag und im Lebensstil erfordern, gedeihen Populis-
mus und Polarisierung. Soziale Gerechtigkeit kann Gesell-
schaft(en) im Innern, aber auch über Grenzen hinweg zu-
sammenhalten, wenn sie denn politisch anvisiert und um-
gesetzt wird. 

Das vorliegende Heft widmet sich dem Themenfeld 
Krisen vorwiegend aus einer raumwissenschaftlichen und 
-planerischen Perspektive. 

Eröffnet wird die aktuelle Ausgabe von Oliver Ibert, 
Verena Brinks und Tjorven Harmsen. Zur Schärfung und 
Eingrenzung des Krisenbegriffs bietet ihr einführender Bei-
trag „Krisen – in Raum und Zeit“ eine analytisch-wissen-
schaftliche Perspektive auf den Krisenbegriff und seine 
zeitlichen und räumlichen Implikationen. Denn die Art und 
Weise, wie mit Krisen umgegangen wird, ist abhängig von 
dem zugrunde liegenden Krisenverständnis.

Der zweite Beitrag „Flutkatastrophen und Hochwas-
serschutz aus Sicht der raumorientierten Risikoforschung“ 
von Stefan Greiving blickt nach der Flutkatastrophe im 
Sommer 2021 in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
aus planungsrechtlicher Sicht auf Rolle und Gestaltungs-
möglichkeiten der Raumordnung in der Hochwasservor-
sorge.

Doch nicht nur die Klimakrise, auch das rasante Ar-
tensterben gehört mit Nachdruck auf die gesellschaftspoli-
tische Agenda. Unter dem Titel „Herausforderung Arten- 
sterben. Was kann eine nachhaltige Flächenpolitik zur Be-
wältigung einer der drängendsten Krisen unserer Zeit bei-
tragen?“ verweist Wolfgang Wende auf die Interdependen-
zen zwischen Klimawandel und Artenschwund und zeigt, 
welchen Beitrag Flächenpolitik zur Bewältigung der Bio- 
diversitätskrise leisten kann.

Einen neuen und ungewohnten Blick wirft Matthias 
Naumann auf demokratierelevante Aspekte von räumlich 
differenziertem Aus- und Abbau von Daseinsvorsorge. Sein 
Beitrag „Infrastruktureller Populismus. Regionale Entwick-
lung und Infrastrukturen als Erklärungen für unterschiedli-
che Ausprägungen von Rechtspopulismus?“ macht deut-
lich, wie der Umgang mit Infrastruktur Teil rechts- 
populistischer Raumproduktionen werden kann und gezielt 
genutzt wird, um demokratische Institutionen und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt lokal und regional zu untermi-
nieren.

Andrea Rüdiger unterscheidet in ihrem Beitrag 
„Krisen und ihre städtische Bedeutung. Auf dem Weg zur 
3G-Stadt: Gesund – Gerecht – Gestärkt?“ im Sinne eines 
differenzierten Krisenbegriffs akute und nachhaltige Verän-
derungen, welche die Stadtentwicklung in den Blick neh-
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Das Junge Forum wird künftig übrigens Forum Nach-
wuchs heißen. Warum? Auch das erfahren Sie in dieser 
Ausgabe. Die ARL möchte hier die Gelegenheit nutzen, um 
dem bisherigen Jungen Forum und seinen Mitgliedern für 
das große Engagement zu danken. Das gilt insgesamt, aber 
ganz besonders auch für den neuen Podcast „Räumlich ge-
dacht“. In enger Kooperation und mit technischer Unter-
stützung meiner Kollegin Carolin Pleines aus der Wissen-
schaftskommunikation haben Sarina Hüben, Nadine 
Kießling, Raphaela Maertens, Kerstin Meyer und Corinna 
Schmidt mit viel Einsatz und Experimentierfreude eine 
fünfteilige Serie zu „Grenzen & Corona“ veröffentlicht. 
Hören Sie unbedingt mal rein und kommen Sie gerne auf 
die Wissenschaftskommunikation der ARL zu, wenn Sie sel-
ber Ideen und Themen für einen Podcast oder eine räum-
lich relevante Podcast-Serie haben.

Lassen Sie sich zudem überraschen, wie aktiv die Mit-
glieder der Akademie und unser Netzwerk waren und was 
wir Ihnen alles an neuen Publikationen, ARL-Aktivitäten und 
Veranstaltungsrückblicken bieten können. 

Wir freuen uns sehr über Ihr Interesse und Ihr 
Feedback! 

D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle Wissenschaftskommunikation
Tel. +49 511 34842 56
ernst@arl-net.de

men muss, um Städte zukunftsfähig, d. h. nachhaltig und 
resilient zu planen und zu gestalten. Sie macht auf vulne- 
rable Gruppen aufmerksam und veranschaulicht, warum 
räumliche Strukturen multifunktional, flexibel und gesund-
heitsförderlich gestaltet werden müssen, um aktuelle und 
zukünftige Krisen (und ihre Folgen) abfedern zu können.

Auch die Perspektive von Mechthild Baumann im ab-
schließenden Beitrag „Wie richtet die EU die Migrations- 
politik künftig aus? Eine Analyse der europäischen Migra- 
tionsforschung“ ist neu. Die offenkundige Krise europä- 
ischer Migrationspolitik wird bewusst nicht aus wissen-
schaftlicher oder empirischer Perspektive betrachtet. Als 
langjährige Kennerin der EU-Forschungsförderung und Ex-
pertin in Migrationsfragen fragt Mechthild Baumann statt-
dessen: Was lässt die EU-Kommission zum Thema Migra- 
tion erforschen und wie nutzt sie diese Forschungsergeb-
nisse für ihre weitere Politikplanung?

Die Rubrik „Aktuell“ enthält die Solidaritätsbekun-
dung der ARL mit der Ukraine und allen vom Krieg Betroffe-
nen.

In den Rubriken „Aus der ARL“ und „Aus Raumfor-
schung und -planung“ möchte ich Sie aus der Vielzahl inte-
ressanter Beiträge auf den Rückblick auf das Kolloquium im 
Rahmen der Festveranstaltung zum 75-jährigen Bestehen 
der ARL hinweisen. Aufgrund des Pandemiegeschehens im 
Herbst 2021 war leider keine größere Präsenzveranstal-
tung möglich. Insofern haben wir gerade die beiden ge-
schichtswissenschaftlichen Fachvorträge ausführlich do-
kumentiert, denn eine beständige, kritische Reflexion der 
eigenen Geschichte ist unerlässlich.

In eigener Sache: Aus technischen Gründen hat die Geschäftsstelle der ARL eine Umstellung bei den E-Mail-Adressen 
der Mitarbeitenden vorgenommen. Alle E-Mail-Adressen beinhalten künftig Vorname.Nachname@arl-net.de. E-Mails 
an die bisherigen E-Mail-Adressen Nachname@arl-net.de werden zwar weiterhin zugestellt, wir möchten Sie aber 
bitten, für die künftige Kommunikation mit der Geschäftsstelle Ihre Verteiler zu aktualisieren und die neuen E-Mail- 
Adressen zu verwenden. Ganz herzlichen Dank für Ihre Unterstützung!
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Das Präsidium und die Beschäftigten der ARL – Akademie 
für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemeinschaft sind zu-
tiefst erschüttert über den russischen Krieg in der Ukraine. 
Es gibt viele Krisen und Kriege in der Welt. Und doch ist 
dieser Angriff auf die Ukraine, ihre Menschen, ihre Demo-
kratie und ihre Freiheit ein historischer Wendepunkt. In-
nerhalb weniger Tage wurden viele völkerrechtliche Gren-
zen überschritten. Und zugleich findet ein radikales Um- 
denken in den demokratischen Staaten statt: Die Geschlos-
senheit der Solidarität mit der Ukraine beeindruckt uns zu-
tiefst, wie auch die Kraft der Ukrainerinnen und Ukrainer, 
diesem massiven Angriffskrieg zu begegnen. Wir möchten 
unsere Solidarität mit den Menschen in der Ukraine und 
den weltweiten Opfern von Krieg und Gewalt zum Aus-
druck bringen.

Die Raumwissenschaften und die Raumplanung wa-
ren in der Zeit der Kolonialisierung und der Weltkriege aktiv 
an der Legitimation und Strategieentwicklung von Kriegen 
beteiligt. Die ARL hat diesen Teil ihrer Geschichte in Bezug 
auf die NS-Zeit aufgearbeitet. Ausgehend von der Reflexion 
dieser Vergangenheit sind wir davon überzeugt, dass sich 
raum- und planungsbezogene Wissenschaft und Praxis in 
besonderer Weise dafür einsetzen müssen, territoriale 
Konflikte durch transparente Kommunikations- und Aus-
handlungsprozesse und in Kooperation zu bewältigen. Frie-
den, Demokratie und Dialog gehören fest zu den Werten, 
die das Denken und Handeln in der ARL leiten.

Die Sanktionen der Europäischen Union und der Bun-
desrepublik Deutschland begrüßen wir ausdrücklich, da sie 
auf den Erhalt von Frieden und Demokratie gerichtet sind. 
Die ARL ist ein Netzwerk, das Fachleute aus Wissenschaft 
und Praxis aller Disziplinen und Herkünfte zusammenführt, 
auch aus der Ukraine und Russland. Die Regierung der Rus-
sischen Föderation ist für uns nicht gleichzusetzen mit der 
Bevölkerung Russlands, mit deren kritisch und demokra-
tisch denkenden Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftlern 
und Praktikerinnen/Praktikern wir auch zukünftig im Dialog 
verbunden bleiben.

Den Positionen befreundeter wissenschaftlicher Ein-
richtungen schließen wir uns ausdrücklich an:

	> IfL – Leibniz-Institut für Länderkunde

	> SRL — Vereinigung für Stadt-, Regional- und Landes- 
planung

	> IRS – Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung

	> IAMO – Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Trans-
formationsökonomien

	> ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungs- 
forschung

	> Allianz der Wissenschaftsorganisationen

	> Die Deutsch-Ukrainische Akademische Gesellschaft gibt 
konkrete Hinweise zu Hilfsangeboten für Studierende 
und Wissenschaftler/innen aus der Ukraine

SOLIDARITÄT MIT DER UKRAINE – 
FÜR FRIEDEN, DEMOKRATIE UND 
DIALOG

English version of our positon „Solidarity with Ukraine – For peace, 
democracy and dialogue“: https://www.arl-international.com/node/562 
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„Krise“ ist zu einem zentralen Begriff von Gegenwart- 
diagnosen geworden. Krisen scheinen allgegenwärtig und 
vielgestaltig. Sie werden heute weniger als isolierte Ereig-
nisse begriffen, sondern als eingebettet in langfristig sich 
entfaltende, komplexe Problemkontexte. So wird die Ahr-
Flut vom Sommer 2021 als Symptom des Klimawandels 
verstanden – ebenso wie das pandemische Geschehen 
nicht allein als Gesundheitskrise, sondern auch als Wirt-
schafts- und Bildungskrise und vieles mehr verhandelt wird. 
Ein wesentlicher Aspekt aktueller Krisendiagnosen ist die 
Entgrenzung des krisenhaften Geschehens, also das Über- 
treten administrativer und sektoraler Grenzen („trans-
boundary crisis“; Ansell/Boin/Keller 2010) ebenso wie die 
Ausdehnung in der Zeit (z.  B. „schleichende Krisen“, 
„Dauerkrise“). Gerade angesichts der neuen Unübersicht-
lichkeit ist es dringend notwendig, den Begriff der Krise 
einzugrenzen und seine semantischen Kerne freizulegen. 

Welche Krise?
Der Umgang mit Krisen bedeutet, Entscheidungen unter 
Bedingungen von existenzieller Bedrohung, fundamentaler 
Unsicherheit und hoher Dringlichkeit treffen zu müssen 
(Boin/‘t Hart/Kuipers 2018). Ziel ist es, eine erkannte 
wachsende Gefahr zu bannen, bevor die dramatischen 
Konsequenzen unausweichlich werden (Deutsch 1973). In 
der sozialwissenschaftlichen Erforschung von Krisen stellt 
sich immer wieder heraus, dass es nicht möglich ist, die 
Krisenhaftigkeit einer Situation durch die Erfassung objek-
tivierbarer Kriterien oder Schwellenwerte festzustellen. 
Zwar lässt sich ein zugrunde liegendes gesellschaftliches 
Problem benennen, jedoch nicht voraussagen, welche Pro-
bleme als Krise verhandelt werden und welche nicht. Krisen 
werden sozial ausgehandelt und haben immer auch perfor-
mative Qualitäten. Was genau Gegenstand der Krise, wer 
betroffen und wer verantwortlich ist, ist Gegenstand ge-
sellschaftlicher Aushandlungen. Es gibt dabei einen charak-
teristischen Kipppunkt, bei dem die Situation dynamisch zu 
eskalieren beginnt. Dieser Punkt ist im Rückblick leicht, im 
Vorfeld jedoch unmöglich zu identifizieren, denn all die ge-
nannten Rahmenbedingungen der Krise werden kontrovers 
und vielstimmig debattiert, behauptet, zurückgewiesen, 
belegt – aber schlussendlich mehrheitlich akzeptiert.

Krisendiagnosen haben handfeste Konsequenzen für 
die handelnden Personen. Die Situation ist so beschaffen, 
dass Nicht-Handeln und Nicht-Entscheiden alles noch 
schlimmer machen würden. Gleichzeitig ist hochgradig un-

sicher, was genau zu tun ist. Bewährte Interpretationsmus-
ter und Handlungsroutinen greifen nicht mehr. Die durch 
die Krisendiagnose neu entstandene Lage zwingt Entschei-
dungsträger/innen geradezu, das krisenhafte Geschehen 
sofort mit höchster Priorität zu behandeln. 

Krise – zeitliche Implikationen
Der Krisenbegriff ist reich an zeitlichen Konnotationen. Der 
Krisenverlauf wird in der Literatur oftmals in drei Phasen 
geteilt. Das unmittelbare Krisenerlebnis ist dabei eine dra-
matische, akute Phase, in welcher sich die Ereignisse chao-
tisch überschlagen. Sie wird eingerahmt durch die Phasen 
davor (Prä-Krise) und danach (Post-Krise), die sich durch 
einen ruhigeren Ablauf auszeichnen. 

Die beiden rahmenden Phasen können nur im Rück-
blick, unter dem Eindruck der überstandenen Krise, 
unterschieden werden. Im Erleben trifft die Krise die Ak- 
teure überraschend. Das Ende einer Krise folgt ähnlich kon-
struierten Mustern wie der Ausbruch. Vergleichbar mit der 
Situation nach einem starken Erdbeben hat sich gegen 
Ende der akuten Krise zwar die Lage bereits beruhigt, aber 
es herrscht weiterhin eine Rest-Unsicherheit darüber, ob 
die Krise tatsächlich beendet ist oder die Eskalation viel-
leicht nur pausiert. Diese Rest-Unsicherheit muss durch 
performative Akte, die ein Krisengeschehen für beendet 
erklären, aufgehoben werden. Manchmal erfolgen solche 
performativen Akte verfrüht. Bestätigt die Entwicklung der 
Lage hingegen die behauptete Ruhe, dann kann im Nach-
gang über die Krise reflektiert werden. 

Zirkuläres Modell der drei Phasen von Krisen / Eigene Darstellung 

Oliver Ibert, Verena Brinks, Tjorven Harmsen

KRISEN – IN RAUM UND ZEIT
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Aus Sicht des Krisenmanagements, einer Wissensdomäne, 
die nach einem generischen, also von konkreten Praxisfel-
dern unabhängigen Verständnis von Krisen strebt, stellen 
sich diese drei Phasen nicht linear auf einem Zeitpfeil dar, 
sondern bilden einen Kreislauf (siehe Abbildung). Es gibt 
aus dieser Perspektive im Grunde keine krisenfreie Zeit, 
sondern neben akuten Krisen nur Phasen davor und danach 
(Fink 2002), die zur Vor- und Nachbereitung genutzt wer-
den. 

Krise und Raum?
Während die Dramaturgie einer Krise in ihrer zeitlichen 
Entfaltung sehr prominent in der Forschung behandelt 
wird, spielte die räumliche Dimension bisher bestenfalls 
eine implizite Rolle, oft wird sie aber auch schlicht igno-
riert. Dabei sind räumliche Kategorien sowohl bei der sozi-
alen Konstruktion von Krisen als auch bei ihrer Bewältigung 
von zentraler Bedeutung. Mithilfe der TPSN-Heuristik (Jes-
sop/Brenner/Jones 2008) lassen sie sich systematisieren 
(wie in Brinks/Ibert 2020). 

„T“ steht für Territorien. Hier wird Raum verstanden 
als durch Grenzen voneinander getrennter Raumausschnit-
te, innerhalb derer politische Kontrolle ausgeübt werden 
kann und institutionalisierte Regeln durchgesetzt werden. 
In Bezug auf Krisen sind Territorien zum einen wichtig, um 
Betroffenheit zu erfassen. Entfaltet sich die Krise innerhalb 
des eigenen Territoriums, so bedeutet das für politische 
Entscheidungsträger/innen, dass sie für die Krise zuständig 
sind. Nachrichten wie die erste nachgewiesene Corona- 
Infektion in Deutschland haben eine herausragende Bedeu-
tung, weil damit für diesen Personenkreis Zuständigkeit 
nicht mehr von der Hand zu weisen ist. Gleichzeitig ver-
weist das Territorium aufgrund der in ihm herrschenden 
Regeln auch auf die verfügbaren Handlungsoptionen und 
-grenzen. Das Grenzregime etwa kann der Krisensituation 
angepasst werden durch Stärkung oder Wiedereinführung 
von Grenzkontrollen.

„P“ steht für Place, oder zu Deutsch: Ort. Mithilfe die-
ser räumlichen Kategorie kommen Raumausschnitte in den 
Fokus, die eine Singularität aufweisen, also Qualitäten ha-
ben, die sie auszeichnen und sie von anderen Orten unter-
scheiden. In Bezug auf Krisen sind dies beispielsweise Orte 
hoher Betroffenheit oder hoher Dynamik – das brennende 
Frachtschiff, das havarierte Kraftwerk oder die Skihütte als 
Ort eines „Super-Spreading-Events“. Diese Orte stehen 
sinnbildlich für eine Krise oder sind von zentraler strategi-
scher Relevanz bei deren Bekämpfung. Sie liefern auch 
Ressourcen zur Überwindung der Krise. So werden 
Rettungsteams systematisch darauf geschult, die Eskala- 
tion des Krisengeschehens mit lokal verfügbaren Mitteln 
einzudämmen, also beispielsweise ein Leck im Schiffsrumpf 
notdürftig zu stopfen oder Verunglückte mit einfachen Mit-
teln zu versorgen.

„S“ steht für Skalen. Räumliche Skalen sind 
hierarchisch aufeinander aufbauende Handlungsebenen, 
wobei immer mehrere Einheiten einer kleinräumigen Ebene 
in der nächsthöheren Ebene zusammengefasst werden. 
Das untere Ende der Skala, die lokale Ebene, zeichnet sich 

durch große Problemnähe, aber auch durch begrenzte 
Handlungsressourcen aus. Manche der Ebenen sind im po-
litischen System fest institutionalisiert, etwa die der Kom-
munalpolitik oder des Nationalstaats. Andere Handlungs- 
ebenen hingegen müssen durch Zusammenarbeit konstitu-
iert werden, etwa die supranationale Ebene durch das Zu-
sammenwirken mehrerer Nationalstaaten. Bei jeder Krise 
stellt sich die Frage, auf welcher Ebene (oder welchen Ebe-
nen) sie angesiedelt ist und ob dort die richtigen Hand-
lungsressourcen zur Krisenbewältigung vorhanden sind. 
Fallen Betroffenheit und Zuständigkeiten auseinander, 
stellt sich zudem die Frage der Re-Skalierung. Es könnte nö-
tig sein, einen international besetzten Krisenstab einzube-
rufen oder lokale Einsatzkräfte innerhalb einer Region zu 
vernetzen.

„N“ steht für Netzwerk. Diese letzte Kategorie steht 
für ein relationales Raumverständnis, bei dem Raum als ein 
Effekt gedacht wird, der sich aus Verflechtungen und Bezie-
hungen ergibt. Das „Dazwischen“ zeichnet sich dabei durch 
Nähe oder Distanz aus. Bestehende Beziehungen über 
räumliche Distanz, wie im Fall globaler Lieferketten, können 
die Ausbreitung einer Krise beschleunigen und ihre be-
drohlichen Wirkungen auch an entfernten Orten auf dem 
Globus entfalten. Auch die Krisenantwort hat eine relatio-
nale Dimension. Krisen halten sich nicht an organisatori-
sche oder administrative Grenzen, sie erfordern daher eine 
vernetzte Antwort von Expertise (Ibert/Harmsen/Brinks 
2021).

Die TPSN-Heuristik erlaubt es, analytisch verschiede-
ne Raumdimensionen zu trennen, die in der beobachteten 
Realität in einer einzigen unübersichtlichen Lage ver-
schmelzen. Darüber hinaus, betonen die Autoren der Heu-
ristik, ist aber weniger die Trennung als vielmehr die Inter-
aktion der Dimensionen das eigentlich Interessante 
(Jessop/Brenner/Jones 2008). Die vielfältigen Interakti-
onsmöglichkeiten in Krisen können im Rahmen dieses Bei-
trags nur angedeutet werden. Überschreiten Krisen bei-
spielsweise die Grenzen von Territorien, so könnte eine 
Antwort darin liegen, die Verantwortlichkeit für die Krise 
eine Ebene nach oben zu skalieren, also zum Beispiel eine 
supranationale Organisation zu bilden oder ein regionales 
Netzwerk zur wechselseitigen Unterstützung. Im Fall der 
Krise um die EHEC-Epidemie 2011 (Brinks/Ibert 2021) ge-
riet eine Autobahnraststätte in den Fokus der Infektions-
schützer/innen. Dort hatten sich viele Touristen/Touristin-
nen mit dem über die Nahrungskette übertragbaren 
Erreger angesteckt. Dies hatte zur Folge, dass ein strate-
gisch wichtiger Ort der Krise auf der Landkarte auftauchte. 
Darüber hinaus bildete die Speisekarte des Restaurants den 
Ausgangspunkt für eine intensive Untersuchung aller Lie-
ferketten und machte die Raststätte damit zugleich zum 
Knotenpunkt in einem multilokalen Produktionsnetzwerk. 

Resilienter Umgang mit Krisen
Die bisherigen Ausführungen dienten einer Schärfung und 
Eingrenzung des Krisenbegriffs. Dies halten wir für eine 
Voraussetzung, um in einer Gegenwart, in der der Begriff 
inflationär gebraucht wird, weiterhin sinnvolle Unterschei-
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dungen treffen zu können. Allerdings ist dieses enge 
Krisenverständnis, wie es in der Literatur zum Krisenma-
nagement verwendet wird, in gewisser Weise ungeeignet, 
um eine wesentliche Herausforderung der heutigen Zeit zu 
adressieren. Indem Krisen lediglich als „low probability / 
high consequence events“ (Weick 1988: 305) gedacht 
werden, gleichen sie dem sprichwörtlichen Blitz aus heite-
rem Himmel. In solchen Fällen kann eine Krise aus der Sicht 
einer Organisation isoliert betrachtet – und auch isoliert 
bearbeitet oder „gemanagt“ werden. Es reicht aus, mit ge-
eigneten Maßnahmen und professioneller Krisenkommuni-
kation die brenzlige Situation zu überstehen, den Schaden 
einzugrenzen, die Kontrolle zurückzugewinnen und zur 
Normalität zurückzukehren. 

In der heutigen Lage, in der von Dauerkrisen und 
langfristigen, global umfassenden Krisen wie „der“ Klima- 
krise oder „der“ Coronakrise die Rede ist, reicht ein isolier-
tes Krisenverständnis und -management nicht aus. Gleich-
wohl wäre es falsch, als Reaktion den Krisenbegriff bis zur 
Unkenntlichkeit semantisch auszudehnen. Nach unserem 
Verständnis ist es nach wie vor sinnvoll, den Krisenbegriff 
für Situationen von hoher Dringlichkeit, Bedrohlichkeit und 
Unsicherheit zu reservieren sowie auch das eingangs be-
schriebene sozial-konstruktivistische Verständnis von Kri-
sen aufrechtzuerhalten. Beides erlaubt es, die Betroffen-
heit von einer Krise, die Verantwortung für eine Krise, ihr 
Ausmaß, ihre Räumlichkeit und Zeitlichkeit zu erfassen so-
wie vor allem den Unterschied zwischen Krise und Alltag zu 
würdigen. 

Allerdings ist für die heutige Situation ergänzend zu 
berücksichtigen, dass Krisen immer häufiger eingebettet 
sind in komplexe, langfristig wirksame Problemzusammen-
hänge, wie in der aktuellen Diskussion die globale Erder-
wärmung oder die Pandemie. Im Zeitverlauf flackern Krisen 
immer wieder auf, breiten sich aus, springen von einem 
Sektor in den anderen über und stoßen Folgekrisen an, 
wenn es nicht gelingt, an den Ursachen und Kontextbedin-
gungen der Krise etwas zu ändern.

Krisenresilienz verweist auf den Umstand, dass Krisen 
in ihrem zukunftsoffenen Charakter nicht nur bedrohlich 
sind, sondern auch Chancen darstellen. Die Bedrohlichkeit 
der Situation, der Handlungszwang als Folge der Dringlich-
keit und die Notwendigkeit zur Improvisation angesichts 
fundamentaler Unsicherheit eröffnen neue oder erweiter-
te Handlungsspielräume, die nicht nur zur Bewältigung der 
unmittelbaren Krise genutzt werden können, sondern auch 
zur Problemmilderung in ihrem Umfeld. Eine Krise kann An-
lass für eine schonungslose Bestandaufnahme sein und 
wichtige Erkenntnisse über die ihr zugrunde liegenden 
strukturellen Probleme liefern. Improvisierte Lösungen 
können möglicherweise auch den Alltag nach der Krise ver-
ändern. Das auf vorübergehende Anpassung ausgerichtete 
Krisenmanagement sollte daher immer gemeinsam ge-
dacht werden mit der auf Anpassungsfähigkeit ausgerichte-
ten Krisenresilienz, bei der es vor allem um Veränderungen 
auf der Ebene der Ursachen von Krisen geht. Umgekehrt ist 
ein Verständnis von Krisen zur proaktiven Vorausschau vor 
allem in Politikfeldern wie der Nachhaltigkeitspolitik oder 

der Migrationspolitik hilfreich, in denen bereits aktuell so-
wie in der näheren Zukunft verschärft mit dem Auftreten 
eingebetteter Krisen zu rechnen ist. 

Die Art und Weise, wie mit Krisen umgegangen wird, 
wie sie „gemanagt“ werden, ist immer auch abhängig von 
dem zugrunde liegenden Krisenverständnis. Indem wir zwi-
schen einem engen Krisenbegriff für akute Lagen einerseits 
und einem sehr viel weiteren Ursachenkontext andererseits 
unterscheiden, wird es uns möglich, über ein isoliertes 
Krisenverständnis hinauszugehen und die Erscheinungs- 
weisen heute typischer Krisen anzuerkennen, ohne dabei 
begriffliche Schärfe einzubüßen.
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Hochwasservorsorge wird im Raumordnungsgesetz (ROG) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 4 und im Baugesetzbuch (BauGB) § 1 
Abs. 6 Nr. 12 als Handlungsauftrag für raumbezogene Pla-
nung benannt. Gleiches gilt für Klimaanpassung (§ 2 Abs. 2 
Nr. 6 Satz 5 ROG bzw. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB). Ferner 
besteht das bauleitplanerische Erfordernis, „die Auswir-
kungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebau-
ungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen zu erwarten sind“, in die städtebauliche Ab-
wägung einzustellen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j) BauGB).

Allerdings besteht in der Raumplanung weiterhin eine 
Dominanz klassischer Gefahrenabwehr über technische 
Maßnahmen und Flächenvorsorge, d. h. die Freihaltung ge-
fährdeter Gebiete von neuer Bebauung. Ein Einfluss auf 
den baulichen Bestand bzw. das bestehende Hochwasser-
risiko geht davon nicht aus (Gollmann/Kirstein/Greiving 
2019). 

Die fachliche Grundlage für raumplanerische Flä-
chenvorsorge gegenüber Flusshochwasser bilden Über-
schwemmungsgebiete (§ 78 des WHG – Wasserhaushalts-
gesetzes) bzw. Hochwassergefahrenkarten (§ 74 WHG). 

Allerdings überschritt das Hochwasserereignis vom Juli 
2021 in Deutschland die bestehenden Bemessungsfälle 
(Kreienkamp/Philip/Tradowsky et al. 2021). Daher erfolgte 
eine Neuberechnung der Überschwemmungsgebiete in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. Das folgende 
Beispiel aus der Gemeinde Altenahr verdeutlicht nicht nur 
die massiven Auswirkungen des Hochwassers, sondern 
auch die Tatsache, dass die neuberechneten Überschwem-
mungsgebiete (Lastfall HQ 100, das bezeichnet den Hoch-
wasserabfluss, der statistisch betrachtet einmal in 100 Jah-
ren auftritt) weit über die zuvor als extrem gefährdet 
geltenden Hochwassergebiete hinausgehen. 

 Abgesehen davon gelten lokale Überflutungen aus 
Starkregen nicht als Hochwasser, sondern als Nieder-
schlagswasser und fallen unter die Abwasserbeseitigungs-
pflicht als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge (§  54 
WHG). Für diese bestehen landesseitig keine Überschwem-
mungsgebiete oder Gefahrenkarten, sondern jede Gemein-
de muss sich selber eine Evidenzbasis schaffen. Immerhin 
liegen dafür eine Reihe von Leitfäden vor (bspw. MUNLV 
NRW 2018).

Stefan Greiving

FLUTKATASTROPHEN UND 	
HOCHWASSERSCHUTZ AUS 	SICHT 
DER RAUMORIENTIERTEN  
RISIKOFORSCHUNG

Abb. 1: Hochwasserfolgen in der Gemeinde Altenahr
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Abb. 2: Hochwassergefahrenkarte für den Lastfall HQ-extrem für Altenahr: https://hochwassermanagement.rlp-umwelt.de/servlet/is/200041/

https://sgdnord.rlp.de/fileadmin/sgdnord/Wasser/UESG/Ahr/Arbeitskar-
ten/Ueberschwemmungsgebiet_Ahr-Arbeitskarten_Zukunftskonferenz.pdf 
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Abb. 3: Neuberechnetes Überschwemmungsgebiet für die Gemeinde Altenahr: https://sgdnord.rlp.de/fileadmin/sgdnord/Wasser/UESG/Ahr/
Arbeitskarten/Ueberschwemmungsgebiet_Ahr-Arbeitskarten_Zukunftskonferenz.pdf
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Was ist eigentlich ein Hochwasserrisiko?
„Hochwasserrisiko ist die Kombination der Wahrschein-
lichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den 
möglichen nachteiligen Hochwasserfolgen für die mensch-
liche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftli-
che Tätigkeiten und erhebliche Sachwerte“ (§ 73 Abs. 1 S. 
2 WHG).

Die Abgrenzung von Überschwemmungsgebieten 
nach § 78 WHG bzw. Vorranggebieten in der Regionalpla-
nung (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 4 ROG) basiert aber einzig auf 
der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserer-
eignisses (HQ 100), ohne die Gefährdungsintensität mit zu 
betrachten. Auch die Verwundbarkeit der exponierten 
Schutzgüter wird nicht betrachtet (MKRO 2013). Erst die-
se Komponenten zusammen bilden aber ein Hochwas-
ser(-Risiko) im Sinne von Abbildung 4. Es findet zudem kei-
ne Auseinandersetzung mit Schutzzielen statt. Somit er- 
folgt in der Raumplanung bislang kein Hochwasserrisiko-
management im eigentlichen Sinne!

Nun bietet die Wasserwirtschaft aber Risikokarten 
an. Hier lautet §  74 Abs. 4 WHG: „Risikokarten erfassen 
mögliche nachteilige Folgen der in Absatz 2 Satz 1 genann-
ten Hochwasserereignisse. Sie müssen die nach Artikel 6 
Absatz 5 der Richtlinie 2007/60/EG erforderlichen Angaben 
enthalten.“

Sie stellen die Flächennutzungen innerhalb der ge-
fährdeten Gebiete, spezifische Einzelobjekte und die Grö-
ßenordnung der gefährdeten Personen dar (vgl. Abb. 5).

Diese „Risikokarten“ berücksichtigen aber weder 
Einstautiefe, d. h. Höhe des Wassers über Gelände in [m] 
in überfluteten Gebieten, noch die Fließgeschwindigkeit. 
Es mangelt zudem an differenzierten Aussagen zur Ver-
wundbarkeit der exponierten Flächennutzungen. Auch 
Schadenspotenziale bzw. Schadenserwartungswerte wer-
den nicht dargestellt. Das Schadenspotenzial umfasst Sach-
werte (Gebäude, Infrastruktur), Ernte-, Produktions- und 
Verdienstausfälle, Schäden für Gesundheit und Leben so-
wie Schäden an Natur- und Kulturgütern. Hinzu kommen 
Folgekosten für Hochwasserabwehr, Aufräum- und In-
standsetzungsarbeiten sowie die persönlichen Belastungen 

für die betroffene Bevölkerung. Schadenserwartungswerte 
drücken Schadenspotenziale als monetäre Größe aus, die 
mit einer Jährlichkeit in Verbindung gebracht wird. Daher 
sind diese fachplanerischen Grundlagen für die Zwecke der 
Raumplanung nur begrenzt aussagekräftig.

In diesem Kontext ist der neue „Bundesraumord-
nungsplan Hochwasserschutz“ (BRPH), vom 19. August 
2021 zu erwähnen, der am 1. September 2021 als Rechts-
verordnung in Kraft getreten ist (BMI 2021) und bei Ziel- 
bindung als Planungsleitsatz unmittelbar für alle Planungs-
träger zu beachten ist::

Ziel I.1.1 führt das Prinzip einer risikobasierten Pla-
nung in die deutsche Raumplanung ein: „Bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Sied-
lungsentwicklung sind die Risiken von Hochwassern zu 
prüfen […]; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des 
Eintritts eines Hochwasserereignisses und seinem räumli-
chen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die 
Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen 
Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen 
Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von 
Hochwasserrisiken einzubeziehen.“

Folglich können weder Raumordung noch Bauleitpla-
nung an der gängigen Praxis festhalten, Hochwasservorsor-
ge allein am räumlichen Umgriff der gefährdeten Gebiete 
festzumachen. Die Parameter Wassertiefe und Fließge-
schwindigkeit sind in den Hochwassergefahrenkarten ent-
halten und müssen künfig bei der Festlegung von Vorrang- 
und Vorbehaltsgebieten berücksichtigt werden. „Empfind- 
lichkeit“ ist ein Parameter, der sich im Sinne einer Tatbe-
standsfeststellung durch Planungsträger ermitteln lässt. 
Dies bedeutet, dass die Frage der Zulässigkeit baulicher 
Nutzungen nicht länger allein anhand der bestehenden Ge-
fährdung beurteilt werden kann, sondern es auch auf die 
jeweiligen Folgen ankommt – wie etwa die Frage, ob sich 
Personen regelmäßig dort aufhalten und u. U. auch, ob es 
sich um Personen handelt, die sich im Ereignisfall nicht sel-
ber helfen können, sondern evakuliert werdem müssen 
(wie im tragischen Fall der 12 Todesopfer in einer Einrich-
tung für geistig Behinderte in Sinzig).

Gefahr

Risiko

Qualifiziert durch 
Eintrittswahrscheinlichkeit 

und Magnitude

Gefährdung 

Exposition

Reaktionskapazität

Verwundbarkeit

Empfindlichkeit

Abb. 4: Risikokonzept
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„Schutzwürdigkeit“ ist schließlich ein politisch-nor-
matives Konzept, das eine Auseinandersetzung mit eigen-
ständigen raumplanerischen Schutzzielen auf Ebene der 
Regionalplanung und Bauleitplanung erforderlich macht, 
an der es bisher gänzlich fehlt.

War es der Klimawandel?
Einzelereignisse lassen sich nicht sicher den Auswirkungen 
des Klimawandels zuordnen. Wasserwirtschaftliche Statis-
tiken operieren mit sogenannten „gleitenden Zeitreihen“. 
Damit kann der bereits stattgefundene Klimawandel gut 
abgebildet werden – nicht jedoch zukünftige klimatische 
Veränderungen und ihre Auswirkungen auf den Abfluss. 
Zeitreihen beziehen sich zudem nur auf die Periode, für die 
systematische Aufzeichnungen vorliegen. 

1999 haben die Länder Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz sowie der Deutsche Wetterdienst das 
Kooperationsvorhaben „Klimaveränderung und Konse-
quenzen für die Wasserwirtschaft“ (KLIWA) ins Leben 
gerufen. Ziel dieser länder- und fachübergreifenden Zu-
sammenarbeit ist es, mögliche Auswirkungen der Klimaver-
änderung auf den Wasserhaushalt und die Ökologie der 
Flussgebiete im Süden Deutschlands herauszuarbeiten. Um 
auch die zukünftige Entwicklung von Hochwasserereignis-
sen abschätzen zu können, nutzt KLIWA Abflussprojek- 
tionen.

Zwar zeigt sich „an neun Pegeln der Großteil der Pro-
jektionen für den Zeitraum 2021 bis 2050 eine Zunahme 
des mittleren Hochwasserabflusses (MHQ) gegenüber der 
Referenzperiode (1971 bis 2000)“ (https://www.kliwa.de/
hydrologie-hochwasser-zukunft.htm u. KLIWA 2016: 14). 
Die Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
stellt jedoch angesichts von Modellunsicherheiten fest: 
„Auf dieser Grundlage ist eine belastbare statistische Ein-
ordnung extremer Hochwasserereignisse unmöglich“ 
(LAWA 2017: 9). 

Die Antwort, ob Hochwasser klimawandelbedingt zu-
nehmen, hängt vom verwendeten Klimamodell/Emissions- 
szenario und Einzugsgebiet ab. Bei Verwendung eines tro-
ckenen Szenarios ist von bis zu 30 % weniger Durchfluss, 
bei einem feuchtem Szenario von 30 % Zunahme auszuge-
hen. Die größte Bandbreite der Durchflussänderungen be-
stehen für Weser, Neckar, Ruhr sowie Spree/Havel.

Ungewissheiten über künftige klimatische Verände-
rungen lassen also keine gesicherte Aussage über die Wahr-
scheinlichkeiten der klimawandelbedingten Veränderung 
von Durchflüssen und Pegelständen zu. Infolgedessen be-
rücksichtigen Träger der Raumordnungsplanung bei der 
Abgrenzung ihrer Vorrang- und Vorbehaltsgebiete nach § 7 
Abs. 3 ROG mögliche klimawandelbedingte Veränderungen 
von Hochwasser nicht.

Abb. 5: Hochwasserrisikokarte / flussgebiete.nrw.de
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Dieser Umstand ist klar abzugrenzen vom lokalen 
Starkregen, der klar zunimmt (LAWA 2018). Laut Bundes-
anstalt für Gewässerkunde (BfG) hat der menschenge-
machte Klimawandel bereits heute die Wahrscheinlichkeit 
für extreme Regenereignisse (1,2- bis 9-mal höhere Wahr-
scheinlichkeit) und Intensität (um 3 bis 19 %) in Deutsch-
land erhöht (Kreienkamp/Philip/Tradowsky et al. 2021).

Ein Blick auf die kritischen Infrastrukturen
Die Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 hat eindrücklich 
belegt, wie wesentlich die Funktionsfähigkeit kritischer In- 
frastrukturen (KRITIS) für die Reaktionsfähigkeit während 
des Ereignisses und für einen geordneten Wiederaufbau 
ist. Ein erheblicher Teil der Folgen des Ereignisses wurde 
durch den Ausfall von Infrastrukturen ausgelöst, die auch 
Bereiche betroffen haben, die selber gar nicht überflutet 
wurden, wie bspw. die längerfristigen Sperrungen von loka-
len, regionalen und überregionalen Straßen- und Schienen-
verbindungen. 

Dabei ist „Kritikalität das relative Maß für die Bedeut-
samkeit einer Infrastruktur in Bezug auf die Konsequenzen, 
die eine Störung oder ein Funktionsausfall für die Versor-
gungssicherheit der Gesellschaft mit wichtigen Gütern und 
Dienstleistungen hat“ (BMI 2009).

(Hochwasser-)Risiken werden in aller Regel raum- 
und gefährdungsbezogen analysiert. Kumulative und indi-
rekte Effekte, die außerhalb exponierter Gebiete auftreten, 
werden weder in Hochwasserrisikokarten noch in der 
Raumplanung oder in Katastrophenschutzplänen systema-
tisch erfasst (Greiving/Hartz/Saad et al. 2016). Der KRITIS- 
Grundsatz im ROG zum Schutz kritischer Infrastrukturen in 
der Raumplanung (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4) lautet lediglich: 
„Für den Schutz kritischer Infrastruktur ist Sorge zu tra-
gen.“ Dieser Grundsatz ist aber bisher in keinem einzigen 
Fall operationalisiert worden (Kruse/Schmitt/Greiving 
2021). Auch hier betritt der Bundesraumordnungsplan 
Hochwasserschutz (BRPH) mit Ziel II.2.3 Neuland (BMI 
2021): „In Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 1 
WHG dürfen [kritische] Infrastrukturen und Anlagen, so-
fern sie raumbedeutsam sind, weder geplant noch zugelas-
sen werden, es sei denn, sie können nach § 78 Absatz 5, 6 
oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG zugelassen werden.“

Grundsatz II.3 legt fest: „In Risikogebieten außerhalb 
von Überschwemmungsgebieten nach § 78b WHG sollen 
[…] Infrastrukturen und Anlagen, sofern sie raumbedeut-
sam sind, weder geplant noch zugelassen werden, es sei 
denn, sie erfüllen die Voraussetzungen des § 78b Absatz 1 
Satz 2 WHG“ (BMI 2021).

Was lernen wir aus der 
Hochwasserkatastrophe?
Bauleitplanung ist im Wesentlichen auf Überschwem-
mungsgebiete (§ 76 Abs. 1 WHG) ausgerichtet, innerhalb 
derer nach § 78 Abs. 1 WHG weitgehende Bauverbote be-
stehen. Lastfall ist hier „nur“ das HQ 100 (!) in sog. „Risiko-
gebieten“ nach § 78b WHG (deichgeschützt bzw. nur bei 
HQ extrem gefährdet). Somit ist Hochwasserschutz ledig-
lich ein Abwägungsbelang in der Bauleitplanung (und das 
auch erst seit der WHG-Novelle in 2018).

Extremereignisse müssen in der planerischen Hoch-
wasservorsorge viel stärker in den Blick genommen werden 
und es muss über differenzierte Schutzziele diskutiert wer-
den, die neben der Gefährdungsintensität auch die Emp-
findlichkeit und Schutzwürdigkeit der einzelnen Nutzungen 
berücksichtigen. Folglich sollten für besonders verwundba-
re und deshalb schutzwürdige Nutzungen bei der Standort-
wahl wie auch Bauvorsorge höhere Schutzstandards gel-
ten. Das gleiche gilt für Nutzungen, von denen im Über- 
flutungsfall zusätzliche Gefahren ausgehen können (z.  B. 
Störfallbetriebe).

Für derartig differenzierte Regelungen bestehen hin-
reichende planungsrechtliche Möglichkeiten, die es aber 
auch zu nutzen gilt (Kuhlicke/Albert/Bachmann et al. 
2021). So sehen die Festsetzungsmöglichkeiten zum was-
sersensiblen Bauen nach § 9 Abs. 1 BauGB insbesondere 
vor:

	> Nr. 16b: Flächen für Hochwasser-Schutzanlagen, 
Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (Kanal, 
Graben) nebst Vorgaben hierzu (insbesondere, dass 
diese Flächen nicht bebaubar sind).

	> Nr. 16c: Festsetzung von Gebieten, in denen bei der Er-
richtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder 
technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die 
der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasser-
schäden einschließlich von Schäden durch Starkregen 
dienen.

	> § 9 Abs. 3 BauGB ermöglicht die Festsetzung der Hö-
henlage für übereinanderliegende Geschosse, Ebenen 
und sonstige Teile baulicher Anlagen in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 5 der Baunutzungsverordnung (BauNVO). Auf 
diese Weise kann über Mindesthöhen über Gelände ins-
besondere das Eindringen von Wasser in Erdgeschosse 
verhindert und ein Ausschluss von Kellergeschossen 
oder vulnerablen baulichen Nutzungen in Kellern oder 
Erdgeschossen festgesetzt werden.

	> § 1 Abs. 5 BauNVO sieht vor: „Im Bebauungsplan kann 
festgesetzt werden, dass bestimmte Arten von Nutzun-
gen, die nach den §§ 2 bis 9 sowie 13 und 13a allgemein 
zulässig sind, nicht zulässig sind oder nur ausnahmswei-
se zugelassen werden können […].“ Diese Regelung 
kann zum Ausschluss besonders vulnerabler oder ge-
fährlicher Nutzungen in Risikogebieten gemäß § 78b 
WHG dienen (z. B. Anlagen für soziale oder gesundheit-
liche Zwecke in Wohngebieten oder Störfallbetriebe in 
Industriegebieten), ohne dass in diesen ein komplettes 
Bauverbot erforderlich wäre.

Prinzipiell muss man sich klarmachen, dass ein ver-
besserter technischer Hochwasserschutz die Hochwasser-
gefahr reduziert – aber nur bis zum Lastfall. Das Hochwas-
serrisiko wird dadurch nicht notwendigerweise reduziert, 
da die Schäden bei Extremhochwasser sogar größer ausfal-
len können, weil ein verbesserter technischer Hochwasser-
schutz zur Risikoerhöhung beitragen kann. Zum einen füh-
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len sich Menschen hinter Schutzeinrichtungen sicherer 
und verzichten deshalb tendenziell auf zusätzliche Maßnah-
men wie Objektschutz. Zum anderen kann ein verbesserter 
Gebietsschutz auch zur Rücknahme von Überschwem-
mungsgebieten führen, weil Restriktionen im Sinne des 
§ 78 WHG wegfallen. Diese Zusammenhänge machen deut-
lich, dass verbesserter Hochwasserschutz Hand in Hand 
mit raumplanerischer Hochwasservorsorge hinter Deichen 
und Schutzbauten gehen sollte. Dies gilt ebenso für das 
sog. „Schwammstadtprinzip“, weil auch natürliche Reten- 
tionsmaßnahmen bei langanhaltenden Extremniederschlä-

gen oder einschlägiger Vorbelastung (durchnässte oder 
ausgetrocknete Böden) an Grenzen stoßen. 

Der Wiederaufbau: Bleiben oder weichen?
Die Verlagerung von Strukturen aus gefährdeten Gebieten 
ist international weit verbreitet, in Deutschland aber weit-
gehend tabuisiert (Greiving/Juan/Puntub 2018). Die Inter-
national Strategy for Disaster Reduction (UN/ISDR 2015) 
weist in Priorität 4 deutlich auf das Gelegenheitsfenster des 
Wiederaufbaus hin: „Built back better in recovery and reha-
bilitation“. 

Abb. 6: Arten und Umgriffe einer Rücknahme von Siedlungsbereichen
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Verlagerungen von Nutzungen sind interessant vor al-
lem beim Wiederaufbau, bei dem ohnehin hohe Kosten 
entstehen oder in Fällen, in denen die Kosteneffizienz hö-
her ist als für einen ertüchtigten Gebietsschutz (Hartz/
Schaal-Lehr/Langenbahn et al. 2021). Besonders relevant 
erscheinen sie zudem für besonders gefährliche oder ver-
wundbare Nutzungen.

Abbildung 6 gibt einen Überblick über die einzelnen 
Handlungsoptionen bei Siedlungsverlagerungen:

Grundsatz II.2.2 (G) BRPH legt hierzu fest: „Umpla-
nung und Umbau vorhandener Siedlungen bzw. Siedlungs-
strukturen in einem mittelfristigen Zeitraum, soweit es die 
räumliche Situation in den betroffenen Gemeinden und das 
Denkmalschutzrecht zulassen und soweit dies langfristig 
unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten kosteneffizi-
enter als ein Flächen- oder Objektschutz ist“ (BMI 2021).

Ein Blick auf die bestehenden Förderrichtlinien in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz macht deutlich, 
dass in beiden Bundesländern der Wiederaufbau an ande-
rer Stelle förderwürdig ist, aber nur Nordrhein-Westfalen 
zusätzliche Bauvorsorgemaßmahmen zur Voraussetzung 
für Zahlungen an Geschädigte gemacht hat. 

Die Förderrichtlinie „Wiederaufbau Nordrhein-West-
falen“ sieht hierzu vor:

7.5: Wiederaufbau technischer Anlagen zur Energie- 
und Wärmeversorgung: „Technische Anlagen zur Energie- 
und Wärmeversorgung müssen im Rahmen der Schadens-
beseitigung entweder an einem hochwassersicheren 
Standort installiert oder so ausgeführt werden, dass die 
Anlage oder die besonders schadensgefährdeten Anlagen-
teile bei einem zukünftigen Hochwasserereignis innerhalb 
kurzer Zeit aus- und anschließend funktionsfähig wieder 
eingebaut werden können.“

7.6: Schadensmindernde Maßnahmen an baulichen 
Anlagen: „Bauliche Maßnahmen sind so auszuführen, dass 
Schäden bei einem erneuten Hochwasserereignis reduziert 
oder vermieden werden. Ist wahrscheinlich, dass ein zu-
künftiges Hochwasser wiederkehrend erhebliche Schäden 
verursacht, werden auch Maßnahmen zum Wiederaufbau 
an anderer Stelle gefördert […].“ 

Die Verwaltungsvorschrift „Wiederaufbau Rhein-
land-Pfalz 2021“ sieht unter Punkt 4.4.4 lediglich vor: 
„Maßnahmen zur Neuerrichtung oder zum Erwerb von ver-
gleichbaren Gebäuden beziehungsweise Wohnungen als 
Ersatz von durch das in Nummer 1 genannte Schadens- 
ereignis zerstörten Gebäuden, auch an anderer Stelle  
(Ersatzvorhaben); die Maßnahmen sind bis zur Höhe des 
entstandenen Schadens förderfähig.“

Schlussfolgerungen – Leitlinien für den 
Wiederaufbau 
Die in diesem Beitrag dargestellten Erkenntnisse lassen sich 
in Form von Leitlinien für den Wiederaufbau zusammenfas-
sen:

1.	Wiederaufbau sollte von Resilienz (Widerstandsfähig-
keit/Anpassungsfähigkeit) geleitet werden.

2.	Internationale Erfahrungen zeigen, dass die Beteiligung 
der Zivilgesellschaft essenziell für Wiederaufbauplanung 
ist – insbesondere bei Entscheidungen für die Verlage-
rung von Strukturen (Greiving/Juan/Puntub 2018).

3.	Berücksichtigung der Krisenfestigkeit der Standorte 
der Daseinsvorsorgeeinrichtungen und der ubiquitären 
Basisinfrastruktur bei der Wiederaufbauplanung im Sin-
ne des UN/ISDR-Leitbilds „Build Back Better in Recovery 
and Rehabilitiation“ (UN/ISDR 2015).

4.	Gezielte Verlagerung besonders gefährlicher Anlagen 
bzw. Einrichtungen, in denen sich verwundbare Bevöl- 
kerungsgruppen aufhalten. 

5.	Erhöhung der baulichen Widerstandsfähigkeit beim 
Festhalten an Standorten (Festsetzungen in B-Plänen, 
aber auch Förderung und Aufklärung).

6.	Schaffung von Retentionsflächen im Siedlungsraum wie 
im Freiraum.

7.	Differenzierte Festlegungen unter Berücksichtigung der 
Verwundbarkeit und Schutzwürdigkeit der Infrastruktu-
ren statt unverhältnismäßiger Ausdehnung von Vorrang-
gebieten oder kompletter Rücknahme von Flächenaus-
weisungsrechten.

8.	Überprüfung bestehender städtebaulicher Planungen 
und regionalplanerischer Festlegungen in gefährdeten 
Gebieten entlang dieser Leitlinien.
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Das enorme Ausmaß der anthropogenen Umweltverände-
rungen der letzten Jahrzehnte hat weltweit zu einer be-
schleunigten Degradation von Landschaften und Ökosys- 
temen sowie zu einem erheblichen Verlust an biologischer 
Vielfalt und Artenvielfalt geführt. Um diese drängende 
Herausforderung als Teil der gegenwärtigen globalen 
Mensch-Umwelt-Krise zu bewältigen, ist eine raum-, flä-
chen- und politikbezogene Betrachtung auf den verschie-
denen Skalenebenen erforderlich (ARL 2021; WBGU 
2021). Flächenpolitik kann also ein Schlüssel zur Bewälti-
gung der Biodiversitätskrise sein.

Problemaufriss: Artensterben 
und flächenbezogene Wirkfaktoren
Der Global Assessment Report der Intergovernmental 
Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem 
Services (IPBES) stellt fest, dass von den weltweit acht Mil-
lionen Pflanzen- und Tierarten etwa eine Million vom Aus-
sterben bedroht sind (IPBES 2019), wodurch die Stabilität 
von Ökosystemen und damit die Erbringung von Ökosys-
temleistungen für den Menschen gefährdet sind (Albert/
Hansen/Warner 2019; Grunewald/Bastian 2012). Die glei-
che Herausforderung gilt auch auf nationaler Ebene für die 
biologische Vielfalt (BfN 2020). Es lässt sich also klar von 
einer Biodiversitätskrise sprechen, die mindestens genauso 
drängend zu bewältigen ist wie die Klimakrise und mögli-
cherweise sogar noch schwerwiegendere Folgen als letzte-
re hat, weil die Biodiversitätskrise viel unmittelbarer die 
Stabilität von Ökosystemen zum Beispiel zur Nahrungsmit-
telerzeugung betrifft. Dies gilt umso mehr angesichts einer 
Bevölkerungsprognose von weltweit rund 11 Mrd. Men-
schen für das Jahr 2060.

Was aber hat das Ziel einer künftig nachhaltigeren 
Flächenpolitik mit Biodiversität zu tun? Oder anders ge-
fragt, was sind wesentliche flächenbezogene Wirkfaktoren, 
die das Artensterben (unter anderen) mit verursachen?

Erster Treiber für den Artenrückgang ist die erhebli-
che Intensivierung der Landnutzung durch die industrielle 
Landwirtschaft mit entsprechenden Flächenimplikationen. 
Dazu gehört ein inzwischen umfassender Einsatz minerali-
schen Düngers, chemisch-synthetischer Pflanzenschutz-

mittel und weniger besonders ertragreicher Sorten. Das 
gefährdet Biodiversität und Ökosystemleistungen und ist 
nicht nur auf den landwirtschaftlichen Nutzflächen, son-
dern auch in angrenzenden Lebensräumen und sogar in Na-
turschutzgebieten festzustellen (Brühl/Bakanov/Köthe et 
al. 2021). Zugleich steigen die Feld- und die Betriebsgrö-
ßen in vielen Ländern stetig an (Leibniz-Forschungsnetz-
werk Biodiversität et al. 2022). Auch ist die in den letzten 
20 Jahren weltweit zu beobachtende beschleunigte Aus-
dehnung der landwirtschaftlichen Nutzfläche (allein 9 % im 
Vergleich zu 2003) auf Kosten des Verlustes an natürlicher 
Vegetation und von (teilweise primären) Waldbeständen 
mit weiteren Artenverlusten als dramatisch zu bezeichnen 
(Leibniz-Forschungsnetzwerk Biodiversität et al. 2022). In-
dustrielle Landwirtschaft und in Teilen auch Forstwirt-
schaft sind mit ihrer Art der intensiven Flächennutzung und 
-ausdehnung mitverantwortlich für den Artenrückgang. 
Insoweit müssen Landwirtschaft und Forstwirtschaft auch 
Gegenstand einer nachhaltigen Flächenpolitik sein.

Zweiter Treiber des Artenrückgangs ist die Flächenin-
anspruchnahme durch Siedlungs- und Verkehrsflächen. 
Durch Siedlungs- und Verkehrsflächen werden Lebensräu-
me von Arten weiter isoliert, Landschaften zerschnitten 
oder direkt zerstört. Flächeninanspruchnahme erfolgt in 
wachsenden und in demografisch schrumpfenden Räu-
men. Das Ziel, bis zum Jahr 2020 nur noch 30 ha Fläche pro 
Tag in Deutschland für neue Siedlungen und Verkehrswege 
in Anspruch zu nehmen, liegt in weiter Ferne (Wende 
2021a). Das aktuelle Ziel der neuen Nachhaltigkeitsstrate-
gie lautet, die Flächeninanspruchnahme in Deutschland zu-
mindest bis 2030 auf weniger als 30 ha pro Tag zu reduzie-
ren. Um den Grad der bereits bestehenden Versiegelung zu 
illustrieren, bleibt festzuhalten, dass in Deutschland kein 
Gebäude weiter als 6 km von einem anderen Gebäude ent-
fernt ist; auf 99 Prozent des Gebäudebestandes in 
Deutschland trifft sogar zu, dass sich das nächste Haus in 
maximal 1,5 Kilometern Abstand befindet (Behnisch/
Schorcht/Kriewald et al. 2019). Mehr und mehr Vorhaben-
typen wurden über die letzten Jahrzehnte im Baurecht pri-
vilegiert und dürfen trotz eines generellen Schutzes des 
Außenbereichs eben dort realisiert werden. Hinzu kommt 

Wolfgang Wende

HERAUSFORDERUNG  
ARTENSTERBEN
Was kann eine nachhaltige Flächenpolitik zur Bewältigung einer der 
drängendsten Krisen unserer Zeit beitragen?
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der nach wie vor ungebremste Wunsch nach Bau und Er-
werb von Einfamilienhäusern, was einen weiteren Flächen-
bedarf nach sich zieht. Und schließlich hat der Gesetzgeber 
über die §§ 13a und b BauGB ein wesentliches Instrument 
zur Bewältigung von städtebaulichen Eingriffen in Natur 
und Landschaft bei bestimmten, aber eben nicht unerheb-
lichen Vorhaben der Siedlungserweiterung ausgesetzt. Ein 
Ende des Flächenverbrauchs ist daher nicht in Sicht und 
dieser Flächenverbrauch hat erhebliche Auswirkungen auf 
den fortschreitenden Artenverlust.

Flächenbezogene politische Ziele  
für Biodiversität
Im Lichte dieser Problemlage erscheint es wichtig, die poli-
tischen Ziele des Biodiversitätsschutzes in der EU und in 
Deutschland zu reflektieren. Bestimmte flächenbezogene 
Ziele zum Schutz und zur Entwicklung von Biodiversität der 
EU Biodiversitätsstrategie 2020 wurden nicht erreicht. So 
ist z. B. das folgende Ziel 2 mit flächenpolitischen Implikati-
onen sowohl für Deutschland wie auch für andere EU-Mit-
gliedstaaten bis heute klar verfehlt: „Maintain and Restore 
Ecosystems and their Services: By 2020, ecosystems and 
their services are maintained and enhanced by establishing 
green infrastructure and restoring at least 15 % of degra-
ded ecosystems“ (EU Commission COM(2011) 244 final). 
So sind bisher keine 15 % degradierter Ökosysteme in der 
EU wiederhergestellt worden, obwohl dieses Ziel bereits 
2020 hätte erreicht werden sollen. Maßnahme 6 formulier-
te: „Set priorities to restore and promote the use of green 
infrastructure“ und Maßnahme 7 beinhaltete: „Ensure no 
net loss of biodiversity and ecosystem services.“ Gerade 
Letzteres, die Sicherstellung, dass bis 2020 kein weiterer 
Netto-Verlust an Biodiversität und Ökosystemleistungen 
und damit auch Artenverlust in der EU erfolgt, wurde eben-
falls klar verfehlt. Insofern hat der politische Handlungs-
druck enorm zugenommen.

Vor diesem Hintergrund ist Kapitel  1 der neuen 
EU-Biodiversitätsstrategie 2030 auch wie folgt überschrie-
ben: „Biodiversity – the Need for Urgent Action“ (EU Com-
mission COM(2020) 380 final). Hier wird noch einmal die 
Dringlichkeit unterstrichen, mit der jetzt gehandelt werden 
muss. Mit der neuen EU-Biodiversitätsstrategie verpflichtet 
sich die Europäische Gemeinschaft bis 2030 zu den folgen-
den durchaus ambitionierten Zielen:

	> Gesetzlicher Schutz von mindestens 30 % der Landflä-
che und 30 % der Meeresgebiete der EU und Integration 
ökologischer Korridore als Teil eines echten transeuro-
päischen Naturschutznetzes

	> Strenger Schutz von mindestens einem Drittel der 
Schutzgebiete der EU, einschließlich aller verbleibenden 
Primär- und Urwälder der EU

	> Wirksame Bewirtschaftung aller Schutzgebiete, Festle-
gung klarer Erhaltungsziele und -maßnahmen und ange-
messene Überwachung dieser Gebiete (EU Commission 
COM(2020) 380 final)

Neben dem flächenbezogenen Schutz legt die EU ei-
nen Plan zur Wiederherstellung von Ökosystemen fest und 
macht damit eine umfängliche Revitalisierung von Natur, 
Landschaft, Biodiversität und Ökosystemleistungen bis 
2030 verbindlicher. Das heißt, es geht nicht mehr nur um 
den Stopp des Netto-Verlustes, sondern um einen Net-
to-Gewinn (Net Gain) an Biodiversität. Folgende ausge-
wählt flächenbezogenen Ziele werden konkretisiert:

	> Es sollen „[…] 2021 die rechtlich verbindlichen Ziele der 
EU für die Wiederherstellung der Natur vorgeschlagen 
werden. Bis 2030 sollen bedeutende Gebiete mit ge-
schädigten und kohlenstoffreichen Ökosystemen wie-
derhergestellt werden, Lebensräume und Arten keine 
Verschlechterung der Erhaltungstendenzen und des Er-
haltungszustands aufweisen und mindestens 30 % dieser 
Lebensräume und Arten einen günstigen Erhaltungszu-
stand oder zumindest einen positiven Trend verzeichnen.

	> Der Rückgang an Bestäubern soll umgekehrt werden.

	> Das Risiko und der Einsatz chemischer Pestizide soll um 
50 % und der Einsatz gefährlicherer Pestizide ebenfalls 
um 50 % verringert werden.

	> Mindestens 10 % der landwirtschaftlichen Flächen sollen 
Landschaftselemente mit großer biologischer Vielfalt 
aufweisen.

	> Mindestens 25 % der landwirtschaftlichen Flächen sollen 
ökologisch/biologisch bewirtschaftet und die Anwen-
dung agrarökologischer Verfahren deutlich gesteigert 
werden.

	> Drei Milliarden neue Bäume sollen in der EU unter un-
eingeschränkter Beachtung der ökologischen Grund- 
sätze angepflanzt werden. […]

	> Städte ab 20 000 Einwohnern sollen über einen ehrgei- 
zigen Plan für die Begrünung der Städte verfügen. […]“ 
(EU COM(2020) 380 final).

Ausgewählte Ziele der deutschen Biodiversitätsstra-
tegie 2007 lauten (BMUB 2007):

	> „Bis zum Jahre 2020 kann sich die Natur auf mindestens 
zwei Prozent der Landesfläche Deutschlands wieder 
nach ihren eigenen Gesetzmäßigkeiten entwickeln [...].

	> Durch nachhaltige Nutzung unter Berücksichtigung der 
Anforderungen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege wird die biologische Vielfalt der Kulturlandschaf-
ten bis 2020 gesteigert und ihre Vielfalt, Schönheit und 
regionaltypische Eigenart bewahrt.

	> Bis zum Jahre 2020 beträgt die zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme durch Siedlung und Verkehr maximal 30 
Hektar pro Tag. Im Idealfall sollte es langfristig gelingen, 
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die tatsächliche Neuinanspruchnahme von Flächen weit-
gehend durch die erneute Nutzung vorhandener Flä-
chen zu ersetzen. Bis 2015 werden auch raum- und ge-
bietsbezogene Reduktionsziele erarbeitet.“

Die Ziele sind also sowohl EU-weit wie auch national 
in Deutschland gesetzt. Ihre Implementation ist jedoch bei 
Weitem nicht erreicht. Schutz und Entwicklung von Biodi-
versität muss folglich stärker und systematischer als bisher 
Gegenstand der Flächenpolitik werden.

Lösungsansätze
Krisen bergen jedoch auch immer Chancen, die, bezogen 
auf die beiden oben genannten wesentlichen Treiber des 
Artenverlustes, Lösungsansätze eröffnen. Im Hinblick auf 
die Landwirtschaft ist eine Neuorientierung der stark flä-
chenbezogenen EU-Agrarförderung bzw. der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP) der EU notwendig. Eine Förderung 
ist viel umfassender an Umwelt- und Naturschutz- bzw. Ar-
tenschutzauflagen, sogenannten „echten Greening-Maß-
nahmen“ zu orientieren als bisher. Jegliche Subventionen 
müssten auf eine Transformation des Agrar- und Forstsek-
tors hin zu einer biodiversitätsfördernden Land- und Forst-
wirtschaft ausgerichtet sein. Nötig wird eine gezielte Ver-
gütung der landwirtschaftlichen Produktion, die Biodi- 
versität und Ökosystemleistungen erhält und entwickelt. 
Gleichzeitig ist die Produktivität der Landwirtschaft von ei-
ner weiteren Ausdehnung der landwirtschaftlichen Nutzflä-
che auf Kosten des Verlustes an natürlicher Vegetation und 
von Waldbeständen zu entkoppeln (Leibniz-Forschungs-
netzwerk Biodiversität et al. 2022). Die Landwirtschaft und 
ihr Berufsbild lässt sich ggf. um das Ziel einer „Biodiversi-
tätswirtschaft“ erweitern. So wird die Entwicklung und 
Pflege von Ausgleichsmaßnahmen durch die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung inzwischen als Teilgeschäfts-
feld von landwirtschaftlichen Betrieben erkannt und akzep-
tiert (Sponagel/Angenendt/Piepho et al. 2021). Im Übrigen 
kann die Eingriffsregelung auch Synergien zwischen dem 
Biodiversitätsschutz und dem Klimaschutz schaffen (Wen-
zel/von Haaren/Burmester 2022).

Schutzgebiete als flächenbezogenes Instrument des 
Naturschutzes reichen nicht aus. Der Natur- und Arten-
schutz muss noch viel stärker als bisher in die gesamte 
Land- und Flächennutzungspolitik integriert werden. 
Schutzzonen müssten von großräumigen Pufferzonen um-
geben sein, die ökologisch und ohne den Einsatz syntheti-
scher Pestizide bewirtschaftet werden (Brühl/Bakanov/
Köthe et al. 2021). Insgesamt ist der Pestizideinsatz in der 
Gesamtfläche grundlegend zu reduzieren. Gleichwohl ist 
die Fläche von Schutzgebieten weiter auszudehnen, das 
heißt neue Schutzgebiete sind einzurichten. Europaweit 
geht man von 30 % der Landfläche aus, die als Schutzgebie-
te ausgewiesen sind bzw. benötigt werden, um den Arten-
schwund an Land zu stoppen. Ähnliche Forderungen gibt 
es für die Meeresflächen. 

Zudem wird ein umfassenderes Monitoring der Ar-
tenvielfalt und der Biodiversität nötig. Der Aufbau einer Na-
tionalen Forschungsdateninfrastruktur für Biodiversität 

(NFDI4Biodiversity) erscheint hier als besonders zielfüh-
rend. Ein Monitoring der Arten ist jedoch eine methodi-
sche Herausforderung und aufwendig (www.ioer-monitor.
de).

Der Aktionsplan Flächensparen zeigt eine Fülle von 
Instrumenten zur Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me auf (Adrian/Bock/Bunzel et al. 2018). Diese Instrumen-
te und Maßnahmen sollten gezielt genutzt und in der Praxis 
umgesetzt werden (Behnisch/Kretzschmer/Meinel 2018). 
Um den Flächenverbrauch zu reduzieren, erscheint u.  a. 
das Instrument der handelbaren Flächenzertifikate beson-
ders geeignet. Mithilfe von Flächenausweisungszertifikaten 
wird eine Menge der auszuweisenden Flächen, bezogen auf 
einen bestimmten Zeitraum, für eine Kommune vorgege-
ben (Bizer/März/Proeger 2018: 68). Der „Gesamtumfang 
an zur Ausweisung berechtigenden Zertifikaten wird unter 
den beteiligten Kommunen verteilt (oder auktioniert). Un-
ter diesem System ist eine Ausweisung von Bauland nur 
dann möglich, wenn zuvor ein Zertifikat für die Flächenaus-
weisung bereitsteht und eingelöst wird. Alternativ können 
nicht benötigte Zertifikate weiterverkauft werden“ (eben-
da). Hierdurch ergeben sich erhebliche Anreize für Kom-
munen, flächensparender zu planen und den Flächenver-
brauch insgesamt stärker zu reduzieren. Weitere Mög- 
lichkeiten ließen sich über eine Umorientierung der Grund-
steuer erreichen, auf die hier aufgrund des Beitragsum-
fangs nicht näher eingegangen werden kann (Bizer/März/
Proeger 2018: 69 f.; WBGU 2021). 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung leistet 
zusammen mit der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
und der Strategischen Umweltprüfung (SUP) bereits einen 
nicht unerheblichen Beitrag zum Stopp eines Netto-Verlus-
tes an Biodiversität. Dieses Ziel, den Netto-Verlust aufzu-
halten, wurde EU-weit allerdings nicht erreicht. Die Instru-
mente der Eingriffsregelung, der UVP und der SUP sind 
demzufolge weiter auszubauen bzw. zu stärken. Dabei 
könnte ein Biodiversitätsschutz jenseits der Eingriffsrege-
lung auch in der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie in 
der Strategischen Umweltprüfung rechtlich verbindlicher 
ausgestaltet werden, was bedeuten würde, dass Vermei-
dung, Verminderung sowie Kompensation von Eingriffen in 
die Biodiversität bei Landnutzungsentscheidungen noch 
strikter zu beachten wären. Im Lichte der Auswirkungen 
von Land- und Forstwirtschaft sind diese in den Kontext 
von Kompensation einzubeziehen. Es sollten Ausgleichs-
mechanismen bei der konventionell-industriellen Boden-
nutzung zur Primärproduktion im Bereich Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft entwickelt werden. Zu Letzterem 
wird man regelmäßig nicht vorhaben- oder planbezogen 
vorgehen können, sondern müsste auf Basis gesetzlicher 
Standards und einer entsprechenden Kompensationsleis-
tung agieren (Wende 2021b). Die §§ 13a und 13b BauGB 
sollten schnellstmöglich abgeschafft werden. Ein zeitliches 
Auslaufen der Regelungen entsprechend den gesetzlichen 
Vorgaben ist im Lichte des dramatischen Artensterbens kri-
tisch zu bewerten. Neben der Durchsetzung und stärkeren 
Kontrolle des Verschlechterungsverbots im Naturschutz-
gesetz müsste ein „Verbesserungsgebot“ zusätzlich Ein-
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gang in die Eingriffsregelung finden, um das neue EU-Ziel 
eines Netto-Gewinns zu erreichen. Auf EU-Ebene sollten 
für die Mitgliedstaaten verbindliche Biodiversity Off-
sets-Policies mit strikten Rechtsfolgen eingeführt werden 
(Wende/Tucker/Quétier et al. 2018; Tucker/Quétier/Wen-
de 2020). Das würde ebenfalls nach sich ziehen, dass eine 
Vermeidung, Verminderung sowie Kompensation von Ein-
griffen in Biodiversität bei Landnutzungsentscheidungen 
strikter zu beachten wären.

Die hier vorgestellten Ansätze repräsentieren nur 
eine erste Auswahl flächen- und biodiversitätspolitischer 
Lösungen, um die Krise des Artensterbens zu überwinden. 
Künftig sollten sie daher konsequent angewandt werden.
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Im Januar 2022 organisierten Studierende der Medizin an 
der Technischen Universität Dresden eine Menschenkette 
um das Universitätsklinikum, um gegen einen Aufmarsch 
von Gegnern und Gegnerinnen der Corona-Maßnahmen zu 
protestieren. Die Aktion der Studierenden erhielt überregi-
onale Aufmerksamkeit, zum einen, da die sächsische Polizei 
für ihr Vorgehen gegen die Menschenkette heftig kritisiert 
wurde (MDR Sachsen 2022). Zum anderen, weil das Bei-
spiel aus Dresden auch die Bedeutung von Infrastruktur für 
rechtspopulistische Mobilisierungen verdeutlicht: Erstens 
stand mit dem Universitätsklinikum eine soziale Infrastruk-
tur im Fokus der Corona-Proteste, die vor allem in Sachsen 
eng mit rechtsextremen Gruppierungen verbunden sind. 
Zweitens sind digitale Infrastrukturen, vor allem der Mes-
senger-Dienst Telegram, zentral für die Mobilisierung der 
Proteste gegen die Beschränkungen zur Ausbreitung der 
Pandemie. Drittens werfen die starke Prägung der Coro-
na-Proteste in ostdeutschen Regionen durch rechte Akteu-
re und Parteien (Begrich 2022), aber auch die überdurch-
schnittlich hohen AfD-Wahlergebnisse dort, die Frage auf, 
ob infrastrukturelle Ungleichheiten eine mögliche Ursache 
für den Erfolg dieser Gruppierungen darstellen. Mit dem 
Begriff „Infrastruktureller Populismus“ möchte ich diese 
drei Punkte aufgreifen und einen Vorschlag für die Erklä-
rung unterschiedlicher räumlicher Ausprägungen von 
Rechtspopulismus unterbreiten (s. ausführlich dazu: Nau-
mann 2021).

Ungleiche Geographien des Rechtspopulismus
Die Etablierung der AfD in der bundesdeutschen Parteien-
landschaft, die Wahlerfolge der FPÖ in Österreich oder 
auch die Präsidentschaft von Donald Trump in den USA 
sind Beispiele für den Zuspruch, den rechtspopulistische 
Parteien und Bewegungen aktuell weltweit erfahren. 
„Rechtspopulistisch“ bezeichnet dabei ein breites Spek- 
trum von politischen Akteuren, die eine autoritäre und völ-
kische Ausrichtung eint und die sich für die Sicherung der 
nationalen Interessen eines als homogen imaginierten Vol-
kes gegenüber der vermeintlichen Steuerung durch eine 
korrupte, internationale Elite einsetzen. Gegenwärtig bie-
ten die eingangs erwähnten Proteste gegen die Coro-
na-Maßnahmen Gelegenheiten für Rechtspopulisten/-po-

pulistinnen, weit über ihr bisheriges Klientel hinaus zu 
mobilisieren. Die räumlichen Unterschiede bei der Ausprä-
gung von Rechtspopulismus sind dabei erheblich und für 
die Raumwissenschaft von besonderem Interesse.

Welche Gründe sind für diese Unterschiede 
verantwortlich?
Die raumwissenschaftliche Forschung identifiziert erstens 
ein Stadt-Land-Gefälle hinsichtlich der Ausprägung des 
Rechtspopulismus und sieht diesen vor allem in ländlichen, 
suburbanen und peripheren Räumen verankert. So stellt 
beispielsweise Christophe Guilluy (2019) überwiegend 
liberalen Haltungen in französischen Großstädten eine re-
aktionäre Haltung in Dörfern, Klein- und Mittelstädten ge-
genüber. Diese Unterschiede verbinden zahlreiche Arbei-
ten zweitens mit sozioökonomischen Faktoren. Hierfür 
steht in der raumwissenschaftlichen Debatte das Schlag-
wort der „Places that don’t matter“, deren Bewohner/innen 
bewusst gegen ein politisches System abstimmen, das ih-
nen keine Möglichkeiten, Arbeitsplätze und Hoffnung bie-
tet (Rodríguez-Pose 2018: 199). Allerdings stellen neuere 
Forschungen drittens eindeutige räumliche Muster entlang 
von Stadt-Land-Unterschieden und ökonomischen Fakto-
ren zunehmend infrage. Diese Arbeiten sehen in einem Ge-
gensatz von Zentrum und Peripherie, der sich nicht allein 
an sozioökonomischen Indikatoren orientiert, eine Erklä-
rung für den Wahlerfolg rechtspopulistischer Parteien 
(Förtner/Belina/Naumann 2019). Demnach werden Zent-
ren mit unterdurchschnittlichen Wahlergebnissen der AfD 
durch soziale Verhältnisse wie Heterogenität und Differenz 
und weniger durch Bevölkerungszahl und -dichte bestimmt 
(ebenda). Es liegt auf der Hand, dass bei allen drei Erklä-
rungsansätzen – Stadt-Land-Gefälle, sozioökonomische 
Unterschiede und Zentrum-Peripherie-Gegensätze – die 
Infrastrukturausstattung der Räume eine entscheidende 
Rolle spielt.

Infrastrukturelle Defizite als Ursache 		
für Rechtspopulismus
Raumwissenschaft und Raumplanung ziehen die Verfügbar-
keit und Qualität der Infrastrukturversorgung als einen 
wichtigen Indikator zur Messung von, aber auch für den 
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Umgang mit regionalen Disparitäten heran. Infrastrukturel-
le Defizite stehen dabei für eine zunehmende soziale Polari-
sierung, die auch zu einem Zuspruch für rechtspopulisti-
sche Positionen führen kann. Larissa Deppisch (2019) 
führt „Infrastrukturverfall“ als eine Ursache für Abstiegs- 
angst und den Zuspruch zum Rechtspopulismus in ländli-
chen Räumen an. Infrastrukturelle Defizite sind jedoch 
nicht nur in ländlichen Räumen, sondern auch in Großstäd-
ten festzustellen. So zeigt Daniel Mullis (2021) am Beispiel 
von Frankfurt am Main, dass der Erfolg der AfD in der Bun-
desrepublik seinen Ursprung auch in benachteiligten städti-
schen Quartieren hat, die von geringen Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur gekennzeichnet sind. Einschnitte 
und fehlende Instandhaltung in der öffentlichen Infrastruk-
turversorgung können dabei zu einem verminderten Ver-
trauen in demokratische Institutionen, aber auch zur Be-
setzung infrastruktureller Lücken durch Rechtspopulisten/ 
-populistinnen führen.

Doch nicht nur das Fehlen von Infrastrukturversor-
gung oder Einschnitte in die Infrastrukturversorgung kön-
nen eine Erklärung für erfolgreiche rechtspopulistische 
Mobilisierungen liefern. Auch die Entstehung neuer Infra-
strukturen, wie etwa die Anlagen erneuerbarer Energien, 
können rechtspopulistische Mobilisierungen befördern. So 
versuchen Rechtspopulisten/-populistinnen bspw. gezielt, 
Proteste gegen Windkraftanlagen zu instrumentalisieren 
(Eichenauer/Reusswig/Meyer-Ohlendorf et al. 2018). An-
schließend an das eingangs erwähnte Beispiel richten sich 
die Corona-Proteste auch gegen Infrastrukturen der Pan-
demiebekämpfung, wie etwa Test- und Impfzentren oder 
Arztpraxen, die mitunter sogar tätlich angegriffen werden. 
Die Kritik an fehlenden oder bestehenden Infrastrukturen 
wirft die Frage nach eigenen infrastrukturpolitischen Posi-
tionen von Rechtspopulisten/-populistinnen auf.

Infrastruktur als politischer Gegenstand 
rechtspopulistischer Akteure
Infrastrukturpolitik ist – im Gegensatz zu Fragen der Migra-
tionspolitik – kein ausgewiesener Schwerpunkt rechtspo-
pulistischer Parteien und Bewegungen. Es lassen sich aber 
dennoch eigene, teilweise widersprüchliche Positionen von 
Rechtspopulisten/-populistinnen zur Energie- und Ver- 
kehrspolitik sowie zu sozialen Infrastrukturen feststellen.

Die Ablehnung der Energiewende – und zum Teil auch 
die Leugnung des Klimawandels – bilden einen energie- und 
umweltpolitischen Schwerpunkt rechtspopulistischer Ak-
teure. So positioniert sich die AfD nicht nur gegen Wind-
kraftanlagen, „sondern […] auch offen gegen Klimaschutz 
und Energiewende sowie den weiteren Ausbau von erneu-
erbaren Energien“ (Eichenauer/Reusswig/Meyer-Ohlen-
dorf et al. 2018: 634). Beispiele aus anderen westeuropä- 
ischen Ländern zeigen, dass der Widerstand gegen die 
Transformation der Energieversorgung ein Projekt rechter 
Parteien darstellt (Ćetkovića/Hagemann 2020). Das Bei-
spiel der Verkehrspolitik illustriert die Widersprüchlichkeit 
der infrastrukturpolitischen Positionen von Rechtspopulis-
ten/-populistinnen: Einerseits plädiert die AfD bundesweit 
für den motorisierten Individualverkehr und gegen Fahr- 
verbote oder auch gegen Regelungen zur Verminderung 

von Feinstaub. Andererseits sprachen sich AfD-Abgeord-
nete im Stuttgarter Gemeinderat für eine Kombination aus 
öffentlichen und umweltfreundlichen Verkehrsmitteln aus 
(Bescherer/Burkhardt/Feustel et al. 2019: 17). Ebenso 
steht das Bekenntnis der AfD für den Erhalt von sozialen 
Infrastrukturen in ländlichen Räumen im Widerspruch zur 
austeritätspolitischen Ausrichtung der Partei insgesamt. 
Rechtspopulisten/-populistinnen besetzen Infrastruktur je-
doch nicht nur als politischen Gegenstand, sondern nutzen 
und entwickeln für ihre Mobilisierung auch eigene Infra-
strukturen.

Infrastrukturen rechtspopulistischer 
Mobilisierung
Für die Mobilisierung, aber auch die Organisierung von 
Rechtspopulisten/-populistinnen spielen digitale Infrastruk-
turen, und hier vor allem die sozialen Medien, eine wichtige 
Rolle. Maik Fielitz und Holger Marcks (2019) sehen in der 
gezielten Nutzung dieser Medien eine Ursache für den Er-
folg rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien, da 
diese Medien keinerlei Qualitätskontrollen unterliegen und 
durch entsprechende Algorithmen sehr viele Menschen er-
reichen können. Aktuelle Beispiele hierfür sind Tele-
gram-Chatgruppen, die eine wichtige Kommunikations- 
infrastruktur der Corona-Proteste sowie rechter Gruppie-
rungen darstellen – bis hin zu Vorbereitungen für militante 
Aktionen. Doch auch die Gründung eigener TV-Kanäle, wie 
zum Beispiel AUF1-TV in Österreich, oder die große Reich-
weite des ehemaligen US-Präsidenten über den Kurznach-
richtendienst Twitter stehen für die aktive Nutzung digita-
ler Infrastrukturen durch Rechtspopulisten/-populistinnen 
und weitere Akteure der politischen Rechten. Weiterhin 
sind hier Facebook-Seiten, wie etwa der rechten PEGIDA- 
Bewegung, Blogs wie „Die Achse des Guten“ oder Online-
magazine wie „Tichys Einblick“ zu nennen. Jenseits der 
digitalen Sphäre bilden Institutionen wie das „Institut für 
Staatspolitik“, die „Bibliothek des Konservatismus“ oder 
auch die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung Infrastruk-
turen für ein breites Spektrum rechtspopulistischer Mobili-
sierung und Organisierung. Medienberichten zufolge zie-
hen völkische Siedler/innen zudem gezielt in ländliche 
Regionen, um dort neue Strukturen zu etablieren (Katapult 
MV 2021). Mit der Beteiligung in Freiwilligen Feuerwehren, 
der Schaffung von Freizeitangeboten für Kinder und Ju-
gendliche oder der Nachbarschaftshilfe stoßen sie in be-
stehende Lücken in der öffentlichen Infrastrukturversor-
gung.

Die drei Aspekte des „Infrastrukturellen Populismus“ 
– infrastrukturelle Defizite, Infrastrukturpolitik und Infra-
strukturen der Mobilisierung – sollen verdeutlichen, dass es 
nicht Beeinträchtigungen in der Infrastrukturversorgung 
allein sind, die Ursachen und Ausprägung des Rechtspopu-
lismus zu erklären vermögen. Eine Analyse der infrastruk-
turpolitischen Positionen von Rechtspopulisten/-populis-
tinnen wie auch der Infrastrukturen, auf die sie sich stützen, 
ist ebenso wichtig, um die ungleiche Geographie des 
Rechtspopulismus zu verstehen.
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Fazit
Was trägt der Ansatz des „Infrastrukturellen Populismus“ 
zur Raumforschung bei? Die Analyse des Zusammenspiels 
verschiedener infrastruktureller Dimensionen kann zum ei-
nen helfen, unterschiedliche Ausprägungen des Rechtspo-
pulismus zu verstehen und vereinfachte, monokausale Er-
klärungen zu vermeiden. In diesem Sinne ist Infrastruktur 
Teil rechter Raumproduktionen, in dem Rechtspopulisten/ 
-populistinnen infrastrukturpolitische Positionen formulie-
ren, mit eigenen Infrastrukturen Räume besetzen und infra-
strukturelle Benachteiligungen gezielt aufgreifen. Der Be-
griff bietet die Möglichkeit, die Arbeiten zur Geographie 
des Rechtspopulismus um eine infrastrukturelle Perspekti-
ve zu erweitern und den „infrastructural turn“ in der Stadt- 
und Regionalforschung um demokratierelevante Fragen 
von Rechtspopulismus zu ergänzen.

Damit sind eine Reihe weiterführender Fragen für die 
Raumforschung verbunden, die qualitative wie quantitati-
ve, historische wie auch international vergleichende Unter-
suchungen auf verschiedenen Maßstabsebenen erfordern. 
Beispielsweise könnten die Brüche und Inkonsistenzen der 
infrastrukturpolitischen Positionen von Rechtspopulisten/ 
-populistinnen in den Blick genommen werden. Künftige 
Forschungen sollten auch die regionale Reichweite von di-
gitalen Infrastrukturen rechtspopulistischer Akteure unter-
suchen und skandalisieren, um mögliche Strategien für den 
Umgang mit „Fake News“ zu identifizieren. Ein wichtiger 
empirischer Forschungsgegenstand wäre die Frage, unter 
welchen Bedingungen infrastrukturelle Benachteiligungen 
zur Unterstützung rechtspopulistischer Positionen führen. 
Dabei sollte vor allem das Zusammenwirken verschiedener 
Sektoren von Infrastruktur berücksichtigt werden, um zu 
vermeiden, dass die Wirkung einzelner infrastruktureller 
Bereiche überschätzt wird.

Für das zu Beginn erwähnte Beispiel der gegen das 
Dresdner Uniklinikum gerichteten Proteste würde dies ers-
tens bedeuten, für den Schutz zentraler Infrastrukturen, 
wie etwa Gesundheitseinrichtungen, zu sorgen, die von 
Rechtspopulisten/-populistinnen bedroht werden. Zwei-
tens sind die digitalen Infrastrukturen in den Blick zu neh-
men, die für die Organisation dieser Proteste genutzt wer-
den. Drittens gilt es, institutionelle Infrastrukturen von 
medizinischer Bildung und Aufklärung, aber auch der anti-
faschistischen Zivilgesellschaft zu stärken, die sich gegen 
Rechtspopulisten/-populistinnen engagieren. Dieser Aufga-
ben sollte sich die Raumforschung dringend annehmen, um 
demokratische Institutionen und Werte zu verteidigen und 
einer Spaltung der Gesellschaft entgegenzuwirken.
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Nach dem Einmarsch Russlands in die Ukraine bedroht eine 
Krise inmitten Europas die Welt, wie sie sich viele der heute 
hier lebenden Menschen nicht vorstellen konnten. Gleich-
zeitig ist die pandemische Krise, die seit zwei Jahren unsere 
Gesellschaft auf vielfältigen Ebenen stark beeinflusst, noch 
nicht abgeklungen. Nicht zuletzt rufen auch die Verände-
rung der klimatischen Bedingungen weltweite Bedrohun-
gen hervor, die in letzter Konsequenz auch unsere Städte 
temporär und nachhaltig verändern (siehe Abb.). 

Krisen wie das Hochwasser im Ahrtal, die Covid- 
19-Pandemie und aktuell die kriegsbedingte Flucht der 
Menschen aus der Ukraine erzeugen Debatten über kurz-
fristig zu stemmende Maßnahmen, wie bspw. die Aufstel-
lung geeigneter Notfallarchitekturen. Bei der Aufnahme 
und Unterbringung traumatisierter Personen geht es je-
doch nicht nur alleine um den Versorgungsaspekt, sondern 

z. B. auch um „die Frage, wie sich Städte für Geflüchtete 
öffnen und welche Möglichkeiten des Ankommens in der 
deutschen Gesellschaft geschaffen werden“ (Foroutan/Ha-
mann/El-Kayed et al. 2017: 5). Eine kommunale Entschei-
dung über die dezentrale oder zentrale Verteilung ist vor 
dem Hintergrund des angespannten Wohnungsmarktes 
und der sozialräumlichen Einbindungen, aber auch in Be-
zug auf konkrete Standortfragen, Nutzungsverträglichkei-
ten, gesunde Umweltbedingungen und die Erreichbarkeit 
von Infrastrukturen sowie unter Berücksichtigung des zeit-
lichen Kontextes zu treffen. Die Situation sowohl in den Ge-
meinschaftsunterkünften als auch in dezentralen Wohnun-
gen rückt das Wohnumfeld und das Quartier mit ihren 
Potenzialen für eine soziale und kulturelle Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben in den Fokus. Die Art der Unterbrin-
gung beeinflusst die gesundheitliche Situation der Geflüch-

Andrea Rüdiger
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teten (Gliemann/Rüdiger 2018), ruft aber auch Ängste und 
Unsicherheitsempfinden bei der Bewohnerschaft hervor 
(El-Kayed/Keskinkılıç/Juhnke et al. 2021). Temporäre ge-
sundheitliche Versorgungsstrukturen in Form von Test- 
und Impfzentren, Notfallkrankenhäusern und Ambulanzen 
definieren in kürzester Zeit raumbezogene Ansprüche an 
eine Stadt, um über Versorgungsstrukturen zu verfügen 
und den plötzlichen Anstieg von sozialen und gesundheit- 
lichen Bedarfen bewältigen zu können. Und schließlich 
produzieren Krisen akute Veränderungen in Bezug auf den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt, aber auch gesellschaft- 
liche Spaltung in Fragen der Impf- und Maskenpflicht, der 
Systemrelevanz von Berufsgruppen, der Bildungsgerech-
tigkeit etc. (siehe Abb.). Zahlreiche Aktivitäten wie Unter-
stützungsnetzwerke in Form von ehrenamtlichen Liefer-
diensten für vulnerable Gruppen, Solidaritätsbekundungen 
mit Gewerbetreibenden und Pflegepersonal, die Rückbe-
sinnung auf lokale Angebote oder gemeinschaftliche Aktio-
nen in der Nachbarschaft im Verlauf der Pandemie haben in 
der Breite jedoch nicht zu einer Stärkung des gesellschaft- 
lichen Zusammenhalts geführt. So gaben rund 61 % aller 
Befragten einer bundesweiten repräsentativen Umfrage 
der Wahlberechtigten im Oktober 2021 an, dass sich wäh-
rend der Corona-Pandemie der Zusammenhalt in Deutsch-
land tendenziell verschlechtert habe (Schulz/Faus 2022). 
Aus der Umfrage wird ebenfalls deutlich, dass die Bedeu-
tung sozialer Gerechtigkeit in der Transformation zu nach-
haltigen strukturellen Veränderungen wächst. Die während 
der Pandemie empfundene sowie real erlebte Bildungsun-
gerechtigkeit oder auch mangelnde soziale Teilhabe gehen 
u.  a. mit defizitären räumlichen Voraussetzungen einher, 
etwa bei der digitalen und infrastrukturellen Ausstattung in 
Quartieren oder in der Stadt. 

Vor allem aufgrund der klimatischen Krisen in den 
vergangenen Jahren steigt die Notwendigkeit einer Ausein-
andersetzung der Planung mit Notfällen, Krisen und Katas-
trophen sowie zeitnahen Reaktionsmöglichkeiten. 

Krisenbedingte, nachhaltige Veränderungen
Die Kernkompetenz der Stadtplanung und -entwicklung ist 
jedoch die Formulierung von langfristigen und voraus-
schauenden Strategien. Zugleich offenbart sich die Adapti-
on von möglichen Krisenfolgen nach wie vor in den Struk-
turen unserer Städte und verweist auf verwundbare urbane 
Bereiche der Vergangenheit. Stadtmauern des Mittelalters 
oder historische Wallanlagen der Renaissance prägen die 
Grundrisse vieler Städte und zeugen von Schutzversuchen 
gegenüber kriegerischen Übergriffen. Der Ausbruch von 
Epidemien wie Cholera, Typhus und Tuberkulose zum Ende 
des 18. und Beginn des 19. Jahrhunderts offenbarte Miss-
stände in Wohn- und Arbeitsbedingungen, wie feuchte und 
überbelegte Wohnungen sowie mangelnde Lüftung und 
Belichtung städtischer Unterschichthaushalte oder Mas-
senunterkünfte (Hornberg/Liebig/Gonglach/Pauli 2018). 
Die Cholera-Epidemie führte in vielen Städten ab 1830 zur 
Einführung der Kanalisation, zur Filterung des Trinkwassers 
und damit zu funktionsfähigen Sanitäranlagen und einer 
keimfreien Wasserversorgung, der Grundlage unseres heu-

tigen Wassermanagementsystems. Hygienische Notwen-
digkeiten begründeten die Einschränkung der Baufreiheit 
als Maßnahmen der Gefahrenabwehr (Rodenstein 1992). 
Im Städtebau des 19. Jahrhunderts nahmen innerstädti-
sche Aufenthalts- und Erholungsgebiete wie etwa Volksgär-
ten, Volksparks und Stadtparks als Reaktion auf ein enor-
mes städtisches Wachstum und eine rapide Veränderung 
der urbanen Lebenswelt eine bedeutendere Rolle ein 
(Schwarz 2015).

Ein Ausgangspunkt zur Entwicklung des Konzepts der 
nachhaltigen Entwicklung war die globale Energiekrise in 
den 1970er Jahren. 

Heute manifestiert eine nachhaltige Entwicklung den 
Maßstab jeglichen planerischen Handelns. Die Maxime ei-
ner nachhaltigen Zukunft hat sich die Weltgemeinschaft 
2015 mit der Verabschiedung von 17 ambitionierten Zie-
len, den Sustainable Development Goals (SDGs), auf die 
Agenda (2030) gesetzt. Neben der Förderung von emissi-
onsarmen Lebens- und Wirtschaftsweisen sind die Gesund-
heit und das Wohlergehen der Menschen (SDG 3), die Ver-
ringerung von Ungleichheiten (SDG 10) sowie die inklusive, 
sichere, widerstandsfähige und nachhaltige Gestaltung un-
sere Städte und Siedlungen (SGD 11) erklärte Ziele. Krisen 
und ihre Begleiterscheinungen stellen diese Ziele nicht in-
frage, sondern unterstreichen vielmehr ihre Dringlichkeit. 
Sowohl das Lernen aus Krisen, der Umgang mit Krisenfol-
gen als auch die Weiterführung angestoßener, krisenbe-
dingter Entwicklungen müssen sich an dem Leitbild einer 
nachhaltigen Entwicklung orientieren und gleichzeitig resi-
liente Strukturen ausbilden, die zukünftigen Bedrohungen 
standhalten. Aufgrund der hohen Dynamik des globalen 
Wandels, der Komplexität und der Gleichzeitigkeit univer-
seller Krisen haben Unsicherheiten zugenommen und Städ-
te sind vor allem im Hinblick auf die Lebensqualität und das 
Wohlbefinden ihrer Bevölkerung anfälliger geworden. 

Krise als Chance – Lehren für die 
Stadtgesundheit 
Betrachten wir im Folgenden die Zielsetzung von Stadtge-
sundheit und Förderung des Wohlbefindens der Menschen 
im städtischen Kontext genauer. Seit vielen Jahren reflek-
tiert die wissenschaftliche Forschung verschiedener Diszi-
plinen die Bedeutung gesundheitlicher Determinanten in 
der Lebensumwelt und den Lebensbedingungen. Epide-
miologische Studien belegen den Zusammenhang zwischen 
Umweltmerkmalen sowie räumlichen Strukturen und der 
psychischen sowie physischen Gesundheit von Einzelper-
sonen und Gemeinschaften und ihren Bezug zur gesund-
heitlichen Chancengleichheit. Auch die COVID-19-Erkran-
kung trifft bestimmte Bevölkerungsgruppen stärker als 
andere. „Erste Berichte aus anderen westlichen Industrie-
ländern lassen erkennen, dass Menschen in sozioökono-
misch deprivierten Regionen […] ein erhöhtes Risiko ha-
ben, schwer an COVID-19 zu erkranken und daran zu 
versterben. Hierfür dürften soziale Ungleichheiten im In-
fektionsrisiko, die sich durch unterschiedliche Lebens- und 
Arbeitsbedingungen ergeben, wie auch soziale Ungleich-
heiten […], insbesondere das Vorhandensein von Vorer-
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krankungen, eine wesentliche Rolle spielen“ (Wachtler/
Hoebel 2020: 670). Wirkungen und Abhängigkeiten zwi-
schen gesundheitlichen Determinanten und räumlichen 
Strukturen sind sehr komplex, doch frühere Studien zei-
gen, dass die bebaute Umwelt im Zusammenhang mit der 
Zunahme chronischer Krankheiten (z.  B. Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen oder Diabetes mellitus) steht, die ihrerseits 
einen Risikofaktor auch für zukünftige Infektionskrankhei-
ten darstellen können (Hammerschmidt 2021; Sallis/Floyd/
Rodríguez et al. 2012). Andere pandemische Bedingungen 
wie die soziale Isolation, die Wahrung von Abständen oder 
digitale Abhängigkeiten haben zu weiteren physischen, so-
zialen und psychischen gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen geführt. Ursachen sind u. a. in der „Einschränkung der 
Möglichkeiten für körperliche Bewegung, des sozialen Zu-
sammenhalts sowie des sicheren und bequemen Zugangs 
zu Verkehrsmitteln, zu gesunden Nahrungsmitteln, zu 
Krankenhäusern und Kliniken“ zu sehen (Hammerschmidt 
2021: 48). Dauerhaft vorhandene Umweltstressoren im 
Wohnumfeld, wie Lärm- und Luftbelastung oder Hitze, ver-
schärfen sich durch die längeren Aufenthalte in der eigenen 
Wohnung und wirken sich negativ auf die Gesundheit des 
Menschen aus.

Wir haben eine gute Vorstellung davon, wie die nach-
haltige und lebenswerte Stadt der Zukunft gestaltet wer-
den sollte. Die Unwägbarkeiten und Unvorhersehbarkeiten 
einzelner und paralleler Krisen fordern jedoch ein verstärk-
tes Nachdenken über die nachhaltige und resiliente Stadt. 

Die gesunde, gerechte und gestärkte Stadt
Die Erhaltung der Funktionalität und der Systemdienstleis-
tungen der Stadt als urbanes System und ihrer Teilsysteme 
ist von existenzieller Bedeutung. Das Wie ist Teil einer Prä-
ventionsstrategie in Vorbereitung auf zukünftige Krisen, 
um zusätzliche Synergien für eine nachhaltige Entwicklung 
zu erschließen. Zu wesentlichen Potenzialen der Gestal-
tung resilienter, nachhaltiger Quartiere zählen „Ressour-
cen“ und „Konnektivität“ (Fekkak/Fleischhauer/Greiving et 
al. 2016). Die baulichen und räumlichen Strukturen eines 
Quartiers sind zentrale Ressourcen, denn soziale Netzwer-
ke, Vereinsleben, Nachbarschaften etc. bestimmen u.  a. 
den Grad der Konnektivität. Darüber hinaus beeinflussen 
Grünräume die Lebensqualität der Bevölkerung und damit 
ihre Gesundheit in vielfältiger und nachhaltiger Weise. Aus 
der Pandemie wissen wir, dass Grünflächen überdies eine 
hohe Bedeutung in ihrer Funktion als Ausgleichs-und Be-
wegungsraum (vor allem für Menschen ohne privaten 
Freiraum) haben. Und die sich häufenden Erfahrungen mit 
Extremwetterereignissen zeigen, wie wichtig Grün- und 
Freiflächen für klimatischen Ausgleich sind. Die Auswirkun-
gen von Starkregen, Hitze und Trockenheit können so ab-
gemildert werden. Der Anteil und die Qualität von Grünflä-
chen im Quartier können somit wichtige Indikatoren für ein 
resilientes und nachhaltiges Wohnumfeld sein.

Ein weiteres Beispiel im Kontext von Gesundheit und 
Krise ist die Gewährleistung von Mobilität. So hat die Pan-
demie zu einer eingeschränkten Nutzung des öffentlichen 
Nahverkehrs geführt und den Individualverkehr, vornehm-

lich den Radverkehr und (zumindest kurzfristig) die Nut-
zung des PKW, gefördert. Die kriegsbedingten Auswirkun-
gen auf die Energiepreise und der daraus resultierende 
Einfluss auf das Mobilitätsverhalten bleiben abzuwarten. 
Gute und sichere Radverbindungen, Sharing-Konzepte etc. 
erhöhen die Vielfalt von Mobilitätsoptionen und unterstüt-
zen die nachhaltige Entwicklung von Städten. Nutzungsmi-
schungen, vielfältige und offene Stadtstrukturen, intakte 
sozial-räumliche Strukturen fördern das Miteinander von 
unterschiedlichen Kulturen und Generationen und stärken 
die Konnektivität im Quartier. Soziale Netzwerke und so- 
ziale Unterstützungen können ihrerseits die seelische und 
physische Gesundheit sowie Gesundheitserhaltung fördern 
(Knoblauch/Flick/Maeder 2005). Die digitale Angebunden-
heit ist besonders für mobil eingeschränkte Menschen eine 
wichtige Ressource sowohl zur gesellschaftlichen Teilhabe 
als auch in Bezug auf gesundheitliche Versorgung. 

Krisenbedingte Anforderungen an zukünftige 
Strategien
In der raumwissenschaftlichen Fachliteratur wird derzeit 
viel diskutiert, welche akuten pandemiebedingten Verän-
derungen dauerhaft bleiben werden. Für die Planung als 
vorausschauende Ordnung räumlicher und baulicher Ent-
wicklung ist jedoch vielmehr die Frage zu stellen, welche 
Tendenzen, Innovationen und Veränderungen auf dem 
Weg zu einer zukunftsfähigen, d. h. nachhaltigen und resi- 
lienten Stadt etabliert werden sollten. Wie können räumli-
che Strukturen multifunktional, flexibel und gesundheits-
förderlich gestaltet werden, um aktuelle und zukünftige 
Krisenfolgen abzufedern? Wie kann der Abbau von umwelt-
bezogenen Belastungen und unterschiedlichen Risiken so-
wie die Förderung von gesundheitsförderlichen, räumli-
chen Ressourcen den Umgang mit zukünftigen Krisen 
unterstützen? Und welchen Beitrag liefert die Gestaltung 
von gesundheitsförderlichen Quartieren und Gebäuden im 
Umgang mit Krisenfolgen, vor allem in Bezug auf die Be-
rücksichtigung gesundheitlicher Chancengleichheit?

Die räumliche Planung sollte sich ihrer Rolle bewusst 
werden: Einerseits kann sie zur Reduzierung der Quoten 
chronischer Erkrankungen und zur aktiven Prävention von 
Krankheiten beitragen. Andererseits hat sie eine bedeuten-
de Rolle in Bezug auf eine gerechte Verteilung von Zugangs- 
und Lebenschancen. „Hier kann zwischen Aspekten, die 
tatsächlich neu hinzugekommene Anforderungen darstel-
len (bestehendes Erkenntnis- und Analysedefizit), und sol-
chen, für die nunmehr die Zeit reif scheint, Gehör zu finden 
und realisiert zu werden (Umsetzungsdefizit), differen-
ziert werden“ (Weidner 2021).
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Mechthild Baumann 

WIE RICHTET DIE EU 					   
DIE MIGRATIONSPOLITIK 		
KÜNFTIG AUS? 
Eine Analyse der europäischen Migrationsforschung

Nein, hier folgt keine wissenschaftliche Analyse der Migra-
tionspolitik. In diesem Beitrag nehmen wir einen anderen 
Blickwinkel ein und fragen stattdessen: Was lässt die 
EU-Kommission zum Thema „Migration“ erforschen und 
wie will sie diese Forschungsergebnisse für ihre weitere 
Politikplanung nutzen? 

Die EU-Kommission tritt hier gleich in zweifacher 
Weise zentral in Erscheinung: Für alle Wissenschaftler/ 
innen, die Drittmittel einwerben wollen, ist sie wegweisend. 
Denn sie legt fest, welche Themen erforscht und wie viele 
Gelder dafür zur Verfügung gestellt werden. Für die politi-
sche Entwicklung der EU ist sie genauso wichtig, denn sie 
allein hat das Recht, Gesetzesinitiativen einzubringen. Ihr 
kommt also in der Migrationssteuerung eine entscheiden-
de Aufgabe zu. Beide Funktionen zusammengedacht, lässt 
sich aus den Wünschen, die die EU an die Migrationsfor-
schung richtet, schlussfolgern, wie sie die EU-Migrations-
politik künftig ausrichten will.

Dies wird nachfolgend in einer Rück- und einer Vor-
schau betrachtet. Zu diesem Zweck wurden die Arbeitspro-
gramme der EU-Forschungsprogramme Horizont 2020 
und Horizont Europa im Bereich Migration von 2015 bis 
2022 analysiert.

Grundsätzlich haben die EU-Forschungsprogramme 
drei Förderstränge, die sich in ihrem Anwendungsbezug 
unterscheiden: Die EU fördert Grundsatzforschung (Pfei-
ler Eins), anwendungsorientierte Forschung unterteilt in 
Politikbereiche (Pfeiler Zwei) und Innovationen von der 
Idee bis zur Marktreife (Pfeiler Drei). Das hier ausgewählte 
Programm zur Förderung der Migrationsforschung gehört 
zum zweiten, anwendungsorientierten Pfeiler.

In Arbeitsprogrammen veröffentlicht die EU-Kom-
mission nicht nur die geplanten Förderaufrufe für For-
schung für die kommenden ein bis drei Jahre, sie erläutert 
zudem ihre Beweggründe für die politische Ausrichtung 
der Förderaufrufe und bettet sie ein in den allgemeinen ge-
sellschaftspolitischen Kontext der EU. 2015 wurde als 
Startdatum der hier vorgenommenen Analyse gewählt, 
weil zu diesem Zeitpunkt die Fluchtbewegung aus Syrien 
nach Europa am stärksten war. Die Analyse endet mit dem 

jüngsten Programm für 2021–22. Der Veröffentlichung der 
Arbeitsprogramme gehen teils mehrjährige politische Ver-
handlungen und verwaltungstechnische Vorarbeiten vor-
aus. Die Veröffentlichung eines Arbeitsprogramms erfolgt 
üblicherweise im Herbst (meist Oktober), im folgenden 
Jahr wird es dann umgesetzt. Die Korrelierung von For-
schungsprogrammen mit gesellschaftlichen oder politi-
schen Ereignissen erfolgt also stets zeitversetzt. Bevor die 
Analyse der Arbeitsprogramme dargestellt wird, wird die 
Rolle von Migration für Europa und die Europäische Union 
zunächst einmal kurz skizziert.

Migration gehört zu Europa
Migration, definiert als räumliche Verlegung des Lebens-
mittelpunktes einer Person, gehört zu Europa. Migration 
hat Europa geprägt, seit es besiedelt wird. Denken wir nur 
an die Völkerwanderungen im 4. Jahrhundert nach Chris-
tus oder die großen Auswanderungswellen in die Vereinig-
ten Staaten im Zuge der Industrialisierung. Mit Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Jahr 1957, 
der Vorläuferorganisation der Europäischen Union, entwi-
ckelte sich indes ein neues Verständnis von Migration. Ganz 
unabhängig davon, dass Migration von Ost- nach Westeu-
ropa durch den Kalten Krieg immer weiter erschwert wur-
de, wurden nun auch in Westeuropa die Bedingungen für 
Migration neu definiert.

Seit Beginn der europäischen Integration gibt es auf 
Migration zwei Perspektiven: eine Innen- und eine Außen-
ansicht. Das ist das größte Unterscheidungskriterium bei-
spielweise im Vergleich zu Migration auf dem afrikanischen 
Kontinent oder Einwanderung nach Australien, denn es 
gibt zum einen Migration in die EU und es gibt Migration 
innerhalb der EU. Letztere ist eine der sogenannten vier 
Grundfreiheiten der EU: die Freizügigkeit. Sie ist eine der 
zentralen Errungenschaften der europäischen Integration 
und war von Beginn an in den Gründungsverträgen veran-
kert (Art. 3 EWGV in der Fassung von 1957). Freizügigkeit 
bedeutet, dass EU-Bürger/innen frei wählen dürfen, in wel-
chem EU-Staat sie arbeiten, studieren, Urlaub machen 
oder sich zur Ruhe setzen wollen.
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Dem Recht auf Freizügigkeit für EU-Bürger/innen in-
nerhalb der EU steht die Migration in die EU gegenüber. 
Wird von Migration in die EU gesprochen, dann sind damit 
Drittstaatsangehörige gemeint, eine Wortschöpfung, die 
all diejenigen Personen umfasst, die keinem EU-Staat an- 
gehören. Bei Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft im Jahr 1957 war Einwanderung in das Nach-
kriegseuropa kein großes Thema, erst als die große Pass- 
union mit dem Schengener Abkommen im Jahr 1995 ge-
schaffen wurde, einigten sich die EU-Staaten auf gemeinsa-
me Einreiseregeln für Drittstaatsangehörige. Eine umfas-
sende europäische Einwanderungspolitik gibt es indes bis 
heute nicht, weil Einwanderung und Integration Bereiche 
sind, die noch stark durch die Nationalstaaten geregelt 
werden. Gleichwohl entwirft die EU-Kommission regelmä-
ßig Strategien und Aktionspläne mit dem Ziel, Migration 
nach Europa möglichst effektiv und ganzheitlich zu steu-
ern.

Wie solch eine effektive und ganzheitliche Steuerung 
aussehen kann und wie diese in die Praxis umzusetzen ist, 
daran scheiden sich allerdings regelmäßig die Geister. Und 
so kommt der EU-Kommission, die qua Amt der Förderung 
der europäischen Integration verpflichtet ist, die gleichzei-
tig aber auch die zentrale Instanz in der Politikplanung auf 
EU-Ebene ist, hier wie gesagt eine entscheidende Rolle zu. 
Im Folgenden werden deshalb die Forschungsschwerpunk-
te, die die EU über ihre Programme Horizont 2020 und 
Horizont Europa fördert, über den Zeitraum von neun Jah-
ren im Kontext gesellschaftspolitischer Entwicklungen be-
trachtet.

Nach der Schuldenkrise 2014–15:  
Migration für wirtschaftliches Wachstum 
Das Arbeitsprogramm für die Jahre 2014–15 wurde am 
11. Dezember 2013 angenommen (European Commission 
2013). Zu jener Zeit war der Bürgerkrieg in Syrien zwar 
schon eskaliert, die große Fluchtbewegung nach Europa 
stand jedoch noch aus. In der EU stand das Jahr 2013 noch 
ganz im Zeichen der Überwindung der europäischen Schul-
denkrise aus den Jahren 2008 und 2009. Aus diesem Grund 
stand die damalige sozialwissenschaftliche Forschung un-
ter dem Schlagwort der gesellschaftlichen Inklusion. 

Der Erforschung von Migration kam für diese Periode 
eine untergeordnete Rolle zu. Migration wurde im Arbeits-
programm eher unter einem Kosten-Nutzen-Kalkül be-
trachtet: Forschung sollte herausarbeiten, wie Migrantin-
nen/Migranten die EU bei der Überwindung der Finanzkrise 
unterstützen können. Kurz: Wie können gezielt hoch- und 
mittelqualifizierte Migrantinnen/Migranten angeworben 
werden, um in der EU innovativer zu werden. Gleichzeitig 
sollte die Forschung Lösungen entwickeln, die es ermögli-
chen, die heimischen Arbeitsmärkte vor Konkurrenz aus 
dem Ausland zu schützen und nur Zuwanderung von Perso-
nen zuzulassen, die die Produktivität der EU-Arbeitnehmer/
innen ergänzen und fördern können.

Nach der Fluchtbewegung aus Syrien 2016–17: 
Ursachen und Verläufe von Migration 
Knapp zwei Jahre später, am 13. Oktober 2015, wurde das 
Arbeitsprogramm für die Jahre 2016–17 verabschiedet 
(European Commission 2015a). Zu diesem Zeitpunkt be-
fand sich das durch den syrischen Bürgerkrieg ausgelöste 
Flüchtlingsdrama in der EU auf seinem traurigen Höhe-
punkt. Rund 1,2 Mio. Menschen beantragten im Jahr 2015 
Asyl in der EU (Eurostat 2016).

Die Anforderungen an die Migrationsforschung än-
derten sich dementsprechend. Gefragt waren nun Erkennt-
nisse zu den Herkunftsorten der Migrantinnen/Migranten 
und auf welchem Wege sie in die EU gekommen sind. Dane-
ben wurde Forschung gefördert, die den Einfluss radikaler 
Bewegungen auf Migration ermittelt und Methoden zur 
frühen Aufdeckung von Radikalisierungstendenzen in der 
EU entwickelt (European Commission 2015b). Die EU- 
Kommission erhoffte sich also von der Forschung Erkennt-
nisse über die Ursachen und Verläufe von Migration, um 
auf dieser Basis sowohl Migrationskontrolle als auch prä-
ventive Maßnahmen etwa im Rahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit besser planen und ausrichten zu können.

Nach der Flüchtlingsverteilungskrise 2016–17: 
Politik unter Stress – harmonisierte Asyl- und 
Migrationsregelwerke in der EU
Im Folgejahr wurde dem Arbeitsprogramm für 2016–17 ein 
neuer Passus zugefügt: 

„Migration hat jüngst Europas Fähigkeit, kohärent 
und gemeinschaftlich zu Handeln herausgefordert. Der 
große Zustrom von Flüchtlingen und anderen Migranten 
(…) stellt die EU kurz-, mittel- und langfristig vor Heraus-
forderungen. Dies reicht von der unmittelbaren Beher- 
bergung von Flüchtlingen bis zur Integration sich legal in 
der EU aufhaltender Migranten.“ (European Commission 
2016)

Vorangegangen war dieser Selbstkritik das Trauer-
spiel, das europäische Staats- und Regierungsverantwort- 
liche 2015 boten. Kein EU-Staat wollte die 1,5 Mio. Geflüch-
teten, die die EU größtenteils über Ungarn erreichten, 
aufnehmen. Trotz der offenkundigen Not war Solidarität 
unter den 28 Mitgliedstaaten nicht zu finden. Nur Deutsch-
land zeigte sich unter Bundeskanzlerin Angela Merkel be-
reit, einen Großteil der Geflüchteten aufzunehmen. Der 
Menschenrechtskommissar des Europarats, Nils Muižnieks, 
fand hierzu deutliche Worte:

„Das eigentliche Problem ist nicht die Ankunft der 
Flüchtlinge, sondern diese planlose, fast hysterische Ant-
wort darauf. (…) Mit einem steilen Anstieg der Asylbewer-
berzahlen und wenig bis gar keiner Hilfe von den EU-Part-
nern haben Bulgarien und Ungarn die fatale Wahl getroffen, 
ihre Grenzen zu versiegeln. Das ist sicher nicht die richtige 
Antwort an all die Schutzsuchenden. Aber die unbequeme 
politische Wahrheit ist, dass dies das Ergebnis eines 
EU-Asylsystems ist, welche Länder an den Außengrenzen 
der EU bestraft.“ (Council of Europe 2015)

Als Reaktion hierauf erhoffte sich die EU-Kommission 
von der Forschung, die Entscheidungsgrundlagen für eine 
„europäisiertere“ Asyl- und Einwanderungspolitik zu lie-



3303 / 2021 _  N ACH RI CHTEN D ER A R L� TH EM A

fern. So sollten die verschiedenen Forschungsprogramme 
und -projekte zu Migration und Asyl EU-weit besser aufein-
ander abgestimmt und nationale Asylgesetzgebungen und 
Asylpolitiken vergleichend erforscht werden. Besondere 
Aufmerksamkeit sollte die Forschung auf die Analyse legen, 
wie diese Politiken unter Stress umgesetzt werden (Euro-
pean Commission 2016). Im gleichen Zug wurde nach Poli-
tikempfehlungen gefragt, wie die Beschäftigungsfähigkeit 
und Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen/Migranten 
erleichtert werden kann (ebd.).

Nach den Terroranschlägen 2018–20: 
Gesellschaftliche Resilienz
Ein weiteres Jahr später, am 27. Oktober 2017, wurde das 
letzte Arbeitsprogramm innerhalb des Förderprogramms 
Horizont 2020 verabschiedet (European Commission 
2017). Es stand noch stark unter dem Eindruck der Flücht-
lingskrise und ihren Folgen. Gleichzeitig griff der islamisti-
sche Terror in Europa weiter um sich: Beginnend mit dem 
Anschlag auf das französische Satiremagazin Charlie Hebdo 
am 7. Januar 2015 verübten radikalislamische Terroristen 
zwischen 2015 und 2018 über zwanzig Anschläge in Euro- 
pa (Bundesarbeitsgemeinschaft Politische Bildung Online 
o. J.). Viele EU-Bürger/innen waren deshalb sehr besorgt in 
Bezug auf Terrorismus und Einwanderung (Eurobarometer 
2017). 

Diese Entwicklung nahm auch das Arbeitsprogramm 
auf und stellte Migrationsforschung unter das Schlagwort 
„gesellschaftliche Resilienz“. Vier große Erwartungen for-
mulierte die EU-Kommission an die Forschung: Erstens soll 
sie politischen Entscheidungsbefugten Instrumente anbie-
ten, die es ihnen erlauben, legale und irreguläre Migration 
zu antizipieren. Zweitens werden Empfehlungen zur Gestal-
tung einer effektiven Integrationspolitik erwartet, insbe-
sondere was die Beschäftigung der Geflüchteten betrifft. 
Drittens soll die Forschung Synergien zwischen Migrations-
politik und Entwicklungshilfe herstellen. Und viertens sucht 
die EU nach Unterstützung, um die Bedenken der EU-Bür-
ger/innen gegenüber Migration zu „adressieren“ (Europe-
an Commission 2020). Gesucht wird nicht nur nach sozio-
logischen, sondern vor allem auch nach technologischen 
Lösungen, die helfen, Migrationsbewegungen verlässlich 
vorherzusagen (ebd.).

Nach Corona: Soziale Resilienz und Vertrauen 
in europäisches Regierungshandeln stärken
Das Jahr 2020 stellte in mehrfacher Hinsicht einen Wende-
punkt dar. Am 31. Januar wurde der Austritt des Vereinig-
ten Königreichs aus der EU besiegelt. Am 13. März 2020 
erklärte die Weltgesundheitsorganisation Europa zum Epi-
zentrum des Coronavirus (BBC News 2020). Beide Krisen 
erschütterten die EU und veränderten erneut ihr Verhältnis 
zur Migration und ihre Wünsche an die Forschung. 

Im Jahr 2021 wurde das Programm Horizont 2020 
abgelöst durch ein neues siebenjähriges Forschungsförder-
programm mit Namen Horizont Europa.

Am 15. März 2021 wurde der erste strategische Plan 
für das neue Forschungsprogramm veröffentlicht (Euro-
pean Commission 2021a).

Was die Migrationsforschung betrifft, schlägt der 
strategische Plan hier deutlich mildere Töne an als die Vor-
gängerprogramme: Die Kommission fordert evidenzbasier-
te Forschung für ein besseres Mobilitäts-, Migrations- und 
Integrationsmanagement. Soziale Resilienz und die Erfor-
schung von politischem Extremismus stehen ebenso auf 
der Liste wie der Wunsch nach der Förderung von Vertrau-
en in demokratische Governance generell. Mithilfe der For-
schungsergebnisse soll also nichts weniger als das politi-
sche Versagen der EU-Regierungen bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise und die Demonstration an nationalem Ego-
ismus und Rechtsbruch während der Verhandlungen über 
die Aufnahme der Rechtsstaatsklausel ausgebügelt wer-
den.

Der Ausblick auf Horizont Europa 2021–27: 
Ganzheitliche Migrationssteuerung
Im Sommer 2021 wurde das Arbeitsprogramm für den Be-
reich der Migrationsforschung für die Jahre 2021–22 ange-
nommen. „Migration ist eine Angelegenheit, die durch-
dachte und koordinierte Europäische Antworten erfor- 
dert“, formulierte die EU-Kommission hierzu (European 
Commission 2021b). Der Fokus der Migrationsforschung 
liegt seit 2021 auf dem Zusammenspiel aller beteiligten 
Stakeholder. Dazu gehören Mitgliedstaaten, assoziierte 
Staaten, Partnerstaaten, EU-Akteure sowie lokale und re- 
gionale Behörden, zivilgesellschaftliche Organisationen, 
Migrantenselbstorganisationen, Wirtschafts- und Sozial-
partner/innen. Sie alle sollen in die Forschung einbezogen 
werden, um ein möglichst vollständiges Bild von Ursachen, 
Verläufen, Formen und Folgen von Migration in Europa 
zeichnen zu können. Besonderes Augenmerk wird dabei 
auf die datengestützte Früherkennung von Migrations-
trends gelegt – ein Forschungsfeld, das bereits unter Hori-
zont 2020 angestoßen wurde.

Für 2022 regt die EU-Kommission die Forschung zu-
dem an, die Anzahl irregulärer Migration in Europa zu er-
mitteln und die Bedingungen zu erforschen, unter denen 
Migrantinnen/Migranten, die keine Aufenthaltserlaubnis 
haben, in Europa leben. Darüber hinaus soll analysiert wer-
den, warum und wie sich potenzielle Migrantinnen/Migran-
ten dazu entscheiden, in die EU zu gehen, und wie die Rück-
führung in ihre Heimatländer gestaltet werden kann. Der 
diesen Förderaufrufen zugrundeliegende Duktus macht 
deutlich: Es werden Erkenntnisse erwartet, die helfen sol-
len, Steuerungsinstrumente zu entwerfen, mit denen po-
tenzielle Migrantinnen/Migranten überzeugt werden kön-
nen, in ihren Heimatländern zu verbleiben. Gleichzeitig soll 
die Rückführung derjenigen Drittstaatsangehörigen, die in 
der EU unerwünscht sind, effizienter und humaner organi-
siert werden.

Schlussbetrachtung
Was können wir aus der Korrelation der Forschungspro-
gramme mit den gesellschaftspolitischen Ereignissen ablei-
ten? Der Handlungs- und Anwendungsbezug angewandter 
Forschung kann für diesen Bereich durchaus wörtlich ge-
nommen werden. Die Analyse der Förderschwerpunkte 
zeigt, dass die EU-Migrationsforschung sehr stark politisch 
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induziert ist. Während dies im naturwissenschaftlichen 
oder technischen Bereich das Versprechen auf Innovation, 
Fortschritt und Wettbewerbssteigerung nach sich zieht, 
hat sozialwissenschaftliche Forschung eine stark politikbe-
ratende Komponente. Die EU-Kommission definiert ihre 
Erwartungen an die Forschung dabei sehr genau und zielt 
darauf, die Forschungsergebnisse der Politik als Entschei-
dungsgrundlage zur Verfügung zu stellen. Evidence-based 
policy-making ist hier das Stichwort. 

Auch die Zielrichtung ist deutlich abzulesen: Im Kern 
geht es darum, Flucht und Einwanderung in die EU noch 
weiter zu selektionieren und sich weiter abzugrenzen. For-
schungsförderung zur Unterstützung liberaler und huma-
ner Ansätze in der Migrationspolitik sind in der aktuellen 
EU-Forschungsförderung ebenso wenig zu finden wie kriti-
sche Analysen der politischen Steuerungsmaßnahmen au-
ßerhalb der EU. So zum Beispiel, wenn die EU Drittstaaten 
wie die Türkei dafür bezahlt, Geflüchtete aus dem Nahen 
Osten an der Weiterreise in die EU zu hindern (Deutsche 
Bundesregierung 2021), einen Staat, den die EU selbst 
nicht aufnehmen will, weil er systematisch gegen Men-
schenrechte verstößt.
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Aufgrund der sich im Herbst 2021 wieder rasant entwi-
ckelnden Pandemiedynamik konnte das Kolloquium mit 
Festveranstaltung zum 75-jährigen Bestehen der ARL nicht 
wie geplant als Präsenzveranstaltung stattfinden. In der 
Philharmonie Essen waren daher nur die Referierenden, 
das Präsidium der ARL und einige wenige Teilnehmende an-
wesend. Die weiteren Gäste nahmen per Livestream an der 
Veranstaltung teil.

Die Präsidentin der ARL, Prof. Dr. Sabine Baumgart, 
begrüßte die physisch und digital Anwesenden und eröff-
nete die Veranstaltung.

Sie unterstrich, dass das Jubiläum sicherlich ein 
Grund zum Feiern sei, aber gleichzeitig auch mit der Ver-
pflichtung einhergehe, den Blick auf die Anfangs- und Grün-
dungsjahre der Akademie zu richten und sich kritisch mit 

der frühen Akademiegeschichte, aber auch mit der Rolle 
der Raumwissenschaft und -planung in der NS-Zeit sowie in 
den Nachkriegsjahrzehnten insgesamt zu befassen. Dies 
habe die ARL bei der Auswahl der beiden Kolloquiums-Vor-
träge geleitet und sie freue sich sehr, dass Prof. Dr. Magnus 
Brechtken und Dr. Oliver Werner der Einladung gefolgt sei-
en.

Aufarbeitung des Nationalsozialismus
Der wissenschaftshistorische Beitrag „Aufarbeitung des 
Nationalsozialismus: Phasen, Personen und Herausforde-
rungen seit 1945“ von Prof. Dr. Magnus Brechtken eröffne-
te das Kolloquium. Magnus Brechtken ist stellvertretender 
Direktor des Instituts für Zeitgeschichte München – Berlin 
und außerplanmäßiger Professor an der Ludwig-Maximi- 
lians-Universität München. Der renommierte Historiker 
war zudem Mitglied des unabhängigen Beirates, welcher 
den an Dr. Oliver Werner, ebenfalls Historiker, vergebenen 
Forschungsauftrag „Von der RAG zur ARL: Personelle, insti-
tutionelle, konzeptionelle und raumplanerische (Dis-)Kon-
tinuitäten“ fachlich begleitete.

In Abgrenzung zum lange dominierenden Begriff 
„Vergangenheitsbewältigung“ rückte Magnus Brechtken 
zunächst den Begriff „Aufarbeitung“ in den Fokus. Gemeint 
sei, Geschichte nicht als etwas Abgeschlossenes, irgend-
wann Bewältigtes zu betrachten, sondern als Prozess und 
dauerhafte Aufgabe von Forschung und Gesellschaft im 
Sinne einer fortwährenden rationalen Analyse mit ge-
schichtswissenschaftlicher Methodik.

In Deutschland lassen sich in diesem komplexen und 
keineswegs linear verlaufenden Prozess der aktiven Aufar-
beitung – skizzenhaft verdichtet – drei Wellen der Beschäf-
tigung mit dem Nationalsozialismus seit Kriegsende her-
vorheben.

Wichtig sei zunächst die Bedeutung bzw. der Druck 
äußerer Faktoren gewesen, wie dem der Alliierten und der 
emigrierten Deutschen, welche die Ursachen des National-
sozialismus bereits während des Krieges analysierten. Dazu 
zählte aber auch die unmittelbare Ahndung von Kriegsver-
brechen durch die Alliierten nach Kriegsende, insbesonde-
re in Form der Kriegsverbrecherprozesse in Nürnberg.

75 JAHRE ARL – KOLLOQUIUM 
UND FESTVERANSTALTUNG
Rückblick auf die Hybrid-Veranstaltung am 26. November 2021 		
in der Philharmonie Essen

Begrüßung und Eröffnung durch Sabine Baumgart
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Insgesamt aber seien die 1950er Jahre durch das Ver-
meiden einer Aufarbeitung und die Lesart des Nationalsozi-
alismus als Totalitarismus dominiert gewesen. Obwohl alle 
wussten, was sie vor 1945 getan oder nicht getan hatten, 
wollten sich viele Deutsche lange eher als Opfer eines tota-
litären Systems sehen. Kaum jemand wollte über diese Zeit 
reden, schon gar nicht über die eigenen Taten. Dieses 
„kommunikative Beschweigen“ im Sinne Hermann Lübbes 
einerseits und die formale Distanzierung vom Nationalsozi-
alismus auf der institutionellen Ebene andererseits kenn-
zeichnete auch die Gründungsgeschichte der ARL. So sei 
vielfach eine bruchlose Kontinuität personeller Karrieren in 
allen gesellschaftlichen Bereichen ermöglicht worden.

Darauf folgten die Problematisierung der Weimarer 
Republik und die Einzelfallstudien der 1960er Jahre, die 
neues Licht auf institutionelle Dynamiken warfen. Ab den 
1960er Jahren dominierten zunehmend theoretisierende 
Analysemodelle. Zentrale Stichworte sind hier Funktiona-
lismus und Strukturalismus versus Intentionalismus. Diese 
Lesart fokussierte institutionelle Dynamiken und die Viel-
zahl der Verantwortlichen, vermied aber den systemati-
schen Blick der biografischen Forschung auf konkrete, indi-
viduelle Taten bzw. die damit verbundenen Täter/innen und 
ihre Biografien. Rückblickend beförderten die großen Pro-
zesse, aber auch mediale Formate neue Dimensionen der 
öffentlichen Wahrnehmung und Aufarbeitung.

Und so gewann in den 1980er Jahren mit den lokal 
aufkommenden Geschichtswerkstätten die konkrete „Tä-
terforschung“ verstärkt an Bedeutung. Ende der 1980er 
Jahre erschienen vermehrt wissenschaftliche Werke, die 

sich konkret und detailliert der Vernichtungspolitik und 
dem Massenmord an den Juden im Nationalsozialismus 
widmeten. Parallel dazu gab es ab den 1990er Jahren und 
bis heute Wellen der Aufarbeitung in Unternehmen und 
Banken, dann auch in Ministerien und ähnlichen Institutio-
nen. Hier reiht sich auch die ARL mit ersten kritischen 
Rückblicken auf die eigene Gründung sowie auf die Rolle 
und das Selbstverständnis der Raumforschung während 
des Nationalsozialismus ein.

Verwandlungen und Beharrungskräfte
Der zweite Vortrag, „75 Jahre ARL. Verwandlungen und Be-
harrungskräfte einer Forschungsinstitution“ des Histori-
kers Dr. Oliver Werner, knüpfte direkt an den Vortrag von 
Magnus Brechtken an und nutzte den aufgespannten Rah-
men der Aufarbeitungswellen für einen genaueren Blick auf 
die Gründungsgeschichte der „Akademie für Raumfor-
schung und Landesplanung“. Die Akademie wurde1946 als 
Rechtsnachfolgerin der 1935 gebildeten „Reichsarbeitsge-
meinschaft für Raumforschung“ gegründet. Oliver Wer- 
ners Studie zur Geschichte der Reichsarbeitsgemeinschaft 
(RAG) und der Akademie zeichnet nach, welchen Stellen-
wert die Arbeitsweisen, Wissenschaftserfahrungen und 
Personenverbünde aus den Jahren 1935 bis 1945 für die 
ARL nach 1945 hatten.

Die Studie basiert auf verschiedenen Quellen, unter 
anderem auch auf dem Nachlass von Kurt Brüning. Sie 
stützt sich in besonderer Weise darauf, wie Kurt Brüning 
und die mit der Akademie verbundenen Wissenschaftler/
innen nach 1945 ihre Arbeit rechtfertigten und sich ihre 
Karrieren selbst auslegten.

Vortrag von Magnus Brechtken
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Diese Deutungen und Umdeutungen seien deshalb 
von besonderer Aussagekraft, weil die Akademie – anders 
als Verwaltungsbehörden oder Ministerien – den mit ihr 
verbundenen Menschen mehr Gestaltungsräume und eine 
relative Offenheit der Entwicklung bieten konnte. Die 
Reichsarbeitsgemeinschaft habe zwar viele Karrieren be-
fördern können, doch sei die Zeit ihres Bestehens zu kurz 
gewesen, um bis Kriegsende festgefügte wissenschaftliche 
Traditionen oder Institutionen zu begründen. Trotz aller 
äußeren Zwänge sei es den Mitgliedern der Akademie da-
her möglich gewesen, Vorgaben in einem Maße zu modifi-
zieren oder zu ignorieren, wie es für die Mitglieder einer 
Behörde mit administrativ gekoppelten Regeln und tradier-
ten Kommunikationsformen nur schwer vorstellbar gewe-
sen sei.

Festzuhalten bleibe, dass die Entwicklung von der 
Reichsarbeitsgemeinschaft zur Akademie von einer hohen 
personellen und inhaltlichen Kontinuität geprägt gewesen 
sei. Gleichzeitig sei der strukturelle Aufbau der Akademie 
nach 1945 gegenüber der Reichsarbeitsgemeinschaft be-
deutsam verändert worden. Diese institutionellen Neuan-
sätze hätten die Grundlage für die Kontrolle und Evaluie-
rung der Akademiearbeit durch das Kuratorium und den 
wissenschaftlichen Rat ab den 1950er Jahren sowie für die 
wachsenden Verbindungen von Raumforschung und Lan-
desplanung in der Bundesrepublik ab den 1960er Jahren 
gebildet.

Die aus heutiger Sicht deutlich erkennbaren Kontinu-
itäten seien von den Akademiemitgliedern in den 1950er 
Jahren nur zum Teil offen eingestanden, hauptsächlich 
aber kaschiert oder geleugnet worden. Auch deshalb habe 

sich das innovative Potenzial der institutionellen Neuansät-
ze nur mit zeitlicher Verzögerung – eine ganze Generation 
später – entfalten können.

Die personellen und inhaltlichen Kontinuitäten hin-
gen eng zusammen. Der Volkswirtschaftler Gerhard Isen-
berg (ab 1953 Ordentliches Mitglied der Akademie) habe 
in den 1930er Jahren mathematische Verfahren für eine 
„Tragfähigkeit von Räumen“ entwickelt, mit denen die opti-
male Zahl der in einem definierten Gebiet lebenden Men-
schen berechnet werden sollte. Damit sei Anfang der 
1940er Jahre die Bevölkerung in Polen bei der „Germanisie-
rung“ der besetzten Gebiete klassifiziert und nach sozialen 
und rassistischen Kriterien hierarchisiert worden. Ein me-
thodisches Grundproblem dieses Ansatzes der räumlichen 
„Tragfähigkeit“ bestehe aber darin, dass die Frage und die 
Entscheidung, welche Menschen „zu viel“ sind, durch sozi-
ale und kulturelle Ressentiments bis hin zu rassistischen 
Vorurteilen eingefärbt seien. Dieser Einfluss außerwissen-
schaftlicher Faktoren auf die Tragfähigkeitsannahme lasse 
sich nur schwer bestimmen. In Gerhard Isenbergs Arbeiten 
sei er nicht einmal reflektierend zur Kenntnis genommen 
worden.

Diese mangelnde Reflexion habe sich nach 1945 fort-
gesetzt, als Isenberg sein „Tragfähigkeitskonzept“ als Ver-
fahren bei der Ansiedlung der aus Ostmitteleuropa geflüch-
teten und vertriebenen Deutschen empfohlen hatte. 
Isenberg sei, wie viele Raumwissenschaftler/innen, nicht 
bereit gewesen, die eigenen methodischen Grenzen und 
Irrwege zu thematisieren. Und für diese verbreitete Hal-
tung bot die Akademie einen „geschützten Raum“. In der 
Akademie haben Forschende die eigene Arbeit ohne mora-

Vortrag von Oliver Werner
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lische Auseinandersetzungen durchführen können und sich 
in dem Bedürfnis, die eigene Arbeit nicht infrage gestellt zu 
sehen, gegenseitig bekräftigt.

Die methodische Beteiligung der deutschen Raum-
wissenschaften an der nationalsozialistischen „Umsied-
lungspolitik“ führe zur Frage der Belastung der Raumwis-
senschaften im Nationalsozialismus.

Die formale Belastung durch die Mitgliedschaft in der 
NSDAP lasse sich schnell und anschaulich erfassen: Zwei 
Drittel der ersten Ordentlichen Akademiemitglieder von 
1953 seien vor 1945 NSDAP-Parteigenossen gewesen, da- 
runter auch die ersten beiden Präsidenten der Akademie, 
Kurt Brüning und Karl Heinrich Olsen. 

Die Beachtung des jeweiligen Beitrittsdatums zur  
NSDAP differenziere das Bild etwas. So habe nur Heinrich 
Hunke der NSDAP bereits vor 1933 angehört. Er sei seit 
den frühen 1920er Jahren nationalsozialistischer Aktivist in 
Detmold gewesen und hätte 1949 als erster ARL-General-
sekretär eine Schlüsselrolle beim Aufbau der Akademie ein-
genommen. Die übrigen Akademiemitglieder traten der 
NSDAP entweder in den Monaten nach Adolf Hitlers Macht-
ergreifung oder nach 1937 bei, als die Partei eine Aufnah-
mesperre lockerte. Das spreche eher für Menschen mit op-
portunistischen Erwägungen und politischen Karriere- 
planungen als für eingefleischte Nationalsozialisten.

Die materiale Belastung vieler Raumwissenschaftler/
innen und späterer Akademiemitglieder stehe hingegen auf 
einem anderen Blatt. Man müsse nicht unmittelbar an Ver-
brechen beteiligt gewesen sein, um diese zu ermöglichen. 
Isenbergs „räumliche Tragfähigkeit“ etwa verweise auf den 
essenziellen Beitrag der deutschen Raumforschung zur Ab-
wertung Ostmittel- und Osteuropas und zur Verwüstung 
der Lebensbedingungen von Millionen dort lebender Men-
schen. Der von Konrad Meyer verantwortete „Generalplan 
Ost“ – an dem auch der spätere dritte Präsident der Akade-
mie, Herbert Morgen, maßgeblich mitwirkte – werde heute 
gemeinhin als eine Vorstufe der Ermordung des europäi-
schen Judentums angesehen.

Die wissenschaftliche Verbrämung tiefsitzender Vor-
urteile und Antipathien war im Dritten Reich eingeübte Pra-
xis in der Gemeinschaft der deutschen Raumforschung und 
Landesplanung. Die Zeitschrift „Raumforschung und Raum- 
ordnung“ habe hierfür das passende Forum geboten: In 
vielen Artikeln sei die Diffamierung osteuropäischer Le-
benswelten mit suggestiven Fotografien illustriert worden 
– auf diese Weise wurden rassistische Deutungsmuster, so-
ziale Angstwahrnehmungen und kulturelle Aversionen wis-
senschaftlich überformt und wirksam instrumentalisiert. 
Nach 1945 wurde dieses Vorgehen lange Zeit nicht reflek-
tiert.

In seiner Monografie zeigt Oliver Werner am Beispiel 
der drei Schlüsselfiguren – dem Gründer Kurt Brüning, dem 
ersten Generalsekretär Heinrich Hunke sowie dem bis in 
die 1960er Jahre inhaltlich einflussreichen Konrad Meyer – 
im Detail, wie mit der materialen Belastung innerhalb der 
Akademie umgegangen wurde. 

v.l.n.r. Axel Priebs, Magnus Brechtken und Oliver Werner
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Die von Dr. Oliver Werner verfasste Studie ist im Feb-
ruar 2022 unter dem Titel 

Wissenschaft »in jedem Ge-
wand«? Von der »Reichsar-
beitsgemeinschaft für Raum-
forschung« zur »Akademie für 
Raumforschung und Landes-
planung« 1935 bis 1955

als Monografie im Göttinger 
Wallstein-Verlag erschienen. 

https://www.wallstein-verlag.de/9783835351738- 
wissenschaft-in-jedem-gewand.html

Die sich an die beiden Vorträge anschließende Dis-
kussion wurde von Prof. Dr. Axel Priebs, Vizepräsident der 
ARL, moderiert.
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Festakt zum 75-jährigen Bestehen der ARL
Im Anschluss an das Kolloquium leitete Sabine Baumgart 
mit der Ankündigung der musikalischen Darbietung zur 
Festveranstaltung über.

 

zwischen Wissenschaft und Gesellschaft sei für ganz ver-
schiedene Einrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft sehr 
wichtig, so etwa für die Forschungsmuseen, aber auch für 
die ARL mit ihrer einzigartigen Struktur. 

Sebastian Lentz würdigte die Rolle der ARL als zentra-
len Knotenpunkt im raumwissenschaftlichen Netzwerk der 
Leibniz-Gemeinschaft und der Raumwissenschaften insge-
samt sowie ihre wesentliche Bedeutung für den Kontakt 
mit der Praxis in Raumplanung und Raumentwicklung. Zu-
gleich sehe er die Raumwissenschaften in der Leibniz-Ge-
meinschaft auch zukünftig sehr gut positioniert, da sie die 
immer wichtiger werdende räumliche Dimension gesell-
schaftlicher Konflikte und wissenschaftlicher Fragestellun-
gen innovativ angingen. Gerade auch die jüngsten Veröf-
fentlichungen der ARL würden dies mit ihrer starken 
Ausrichtung auf Fragen der Nachhaltigkeit und der Trans-
formation klar widerspiegeln.

Perspektiven der Raumwissenschaften 		
in der Leibniz-Gemeinschaft
Zunächst sprach Prof. Dr. Sebastian Lentz, Direktor des 
Leibniz-Instituts für Länderkunde in Leipzig und amtieren-
der Vizepräsident der Leibniz-Gemeinschaft, über „Pers-
pektiven der Raumwissenschaften in der Leibniz-Gemein-
schaft“. Eingangs stellte er die Geschichte der Leibniz- 
Gemeinschaft dar, die aus der „Blauen Liste“ der von Bund 
und Ländern gemeinsam geförderten Forschungseinrich-
tungen hervorgegangen ist. Nach 1990 kamen ca. 25 Insti-
tute aus Ostdeutschland hinzu, sodass 81 Einrichtungen 
1994 zur Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste gehörten, 
einschließlich der ARL. 1997 wurde dann die Leibniz-Ge-
meinschaft gegründet, in der es von Beginn an vier raum-
wissenschaftliche Einrichtungen gab.

Die Merkmale der Leibniz-Gemeinschaft seien eine 
sehr dezentrale Organisation, eine interdisziplinäre Aus-
richtung auf Grundlagenforschung mit starkem Anwen-
dungsbezug und eine gesamtstaatliche Bedeutung aller 
Mitgliedseinrichtungen. Ein besonderes Qualitätsmerkmal 
sei das eigenständige Evaluierungsverfahren. Hervorzuhe-
ben sei, dass die Leibniz-Gemeinschaft und ihre Mitglieds- 
einrichtungen aufgrund des Paktes für Forschung und In-
novation zwischen Bund und Ländern eine sehr stabile Fi-
nanzbasis hätten. Wichtig seien für die Leibniz-Gemein-
schaft auch die intensive Zusammenarbeit zwischen ihren 
Mitgliedern etwa in Arbeitskreisen, Projektgruppen, Leib-
niz-Forschungsverbünden und Leibniz-Forschungsnetz-
werken, woran die ARL sehr intensiv beteiligt sei.

In den letzten Jahren sei überdies der Transfer immer 
bedeutsamer geworden, der in der Leibniz-Gemeinschaft 
nicht nur als klassischer Technologie-Transfer verstanden 
werde. Des Weiteren hätten Gesellschafts- und Politikbera-
tung sukzessive an Bedeutung gewonnen. Dieser Dialog 

Musikerinnen

Der Beitrag der ARL zur Gestaltung 		
der Raumentwicklung
Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Generalsekretär der ARL, disku-
tierte mit Petra Ilona Schmidt-Kaden, Vizepräsidentin der 
ARL, und Prof. Dr. Horst Zimmermann, ehemaliger Präsi-
dent der ARL, sowie mit Dr. Jan Müller, Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat und Mitglied des Kuratori-
ums der ARL (digital zugeschaltet), über den Beitrag der 
ARL zur Gestaltung der Raumentwicklung in den vergange-
nen 75 Jahren. Dabei entspann sich u. a. eine Diskussion 
über den Stellenwert ökonomischer Themen in Vergangen-
heit und Gegenwart der ARL. Des Weiteren wurde von allen 

Festvortrag von Sebastian Lentz
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Beteiligten die große Praxisrelevanz der inter- und transdis-
ziplinären Arbeit der ARL herausgestellt. Im Anschluss an 
den Festvortrag von Sebastian Lentz könne gesagt werden, 
dass die ARL immer schon einen engen Austausch zwischen 
verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen sowie zwi-
schen Wissenschaft und Praxis gepflegt, dies allerdings in 
der Vergangenheit nicht immer angemessen dokumentiert 
und reflektiert habe. Auf der Basis dieser Erfahrungen sei 
die ARL gut vorbereitet, den künftigen Anforderungen an 
ein „Forschen in gesellschaftlicher Verantwortung“ beson-
ders gut gerecht zu werden. Dafür sei es aber ebenfalls 
wichtig, dass sie auch für andere Disziplinen als die „Kernfä-
cher“ der Raum- und Planungswissenschaften sowie insbe-
sondere für den Nachwuchs aus Wissenschaft und Praxis 
attraktiv sei. Wenn das gelinge, habe die ARL eine gute Zu-
kunft vor sich.

Prof. Dr. Annette Spellerberg, Vizepräsidentin der 
ARL, bedankte sich bei allen Referierenden und Teilneh-
menden und schloss die Festveranstaltung mit einer Einla-
dung zum weiteren Austausch beim gemeinsamen Abend-
essen.

v.l.n.r. Rainer Danielzyk im Gespräch mit Jan Müller (per Video), Petra Ilona Schmidt-Kaden und Horst Zimmermann
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Annette Spellerberg beschließt die Veranstaltung und dankt allen 		
Teilnehmenden

©
 A

RL
 / 

Sa
bi

ne
 B

au
m

ga
rt



42 AU S D ER A R L � 03 / 2021 _  N ACH RI CHTEN D ER A R L

Der Podcast „Räumlich gedacht“ wurde auf Initiative des 
Jungen Forums (jetzt Forum Nachwuchs) von Carolin Plei-
nes (Stabsstelle Wissenschaftskommunikation) in Abstim-
mung mit der Geschäftsstelle der ARL zu Fragen der Tech-
nik, des Hostings und diverser Datenschutzaspekte entwi-
ckelt.

Der Podcast bietet künftig allen Interessierten aus 
dem Netzwerk der ARL die Möglichkeit, redaktionell be-
treut einzelne Folgen oder sogar eine ganze Serie zu einem 
aktuellen Thema aus Raumwissenschaft und/oder -praxis zu 
veröffentlichen.

Den Auftakt machen mit der fünfteiligen Serie „Gren-
zen & Corona“ die Initiatorinnen des Podcasts Sarina 
Hüben, Nadine Kießling, Raphaela Maertens, Kerstin Meyer 
und Corinna Schmidt. Sie alle waren Mitglieder im Jungen 
Forum – dem jetzigen Forum Nachwuchs der ARL. 

In den einzelnen Folgen werden Gäste interviewt, die 
sich wissenschaftlich oder praktisch mit der Frage ausein-
andersetzen, wie pandemiebedingte Grenzschließungen 
auf bestimmte europäische Grenzregionen wirken. Die In-
terviews wurden zwischen Mai und Juli 2021 aufgenom-
men.
Folge 1, Serie „Grenzen & Corona“: „Wir 
vermissen euch!“ – die polnisch-deutsche 
Grenze
Die erste Podcast-Folge führt in die Grenzregion zwischen 
Polen und Brandenburg, die in weiten Teilen sehr ländlich 
geprägt ist und in der Vergangenheit zahlreiche „Grenzver-
schiebungen“ erfahren hat.

Im Gespräch zwischen Dr. Peter Ulrich (Leibniz-Insti-
tut für Raumbezogene Sozialforschung – IRS) und Gastge-
berin Sarina Hüben (Regierung von Unterfranken) steht 
das nachbarschaftliche Zusammenleben während der Pan-
demie im polnisch-deutschen Grenzraum im Fokus.

Folge 2, Serie „Grenzen & Corona“: 
Grenzzäune, Supermarktregale, S-Bahnen und 
viel Wasser – die Vierländerregion Bodensee
In der zweiten Folge geht es an den Bodensee, wo die 
Schweiz, Österreich, Liechtenstein und Deutschland direk-
te Nachbarn sind. Für viele Menschen vor Ort ist es normal, 
in dem einen Land zu wohnen, aber in einem anderen zu 
arbeiten und zum Einkaufen wiederum über eine weitere 
Landesgrenze zu fahren.

Gastgeberin Nadine Kießling unterhält sich mit ihren 
Gästen Dr. Roland Scherer (Universität St. Gallen, Schweiz) 
und Klaus-Dieter Schnell (Leiter der Geschäftsstelle Inter-
nationale Bodenseekonferenz – IBK) darüber, wie sich die 
Corona-Pandemie auf das Berufspendeln, den öffentlichen 
Verkehr und den Einkaufstourismus rund um den Boden-
see ausgewirkt hat.

Folge 3, Serie „Grenzen & Corona“: Corona-
Krise als Chance in der Wiege der 
Europäischen Union?
Mit Gastgeberin Raphaela Maertens geht es in der dritten 
Folge des Podcasts in die Großregion, die Luxemburg,  
Lothringen, das Saarland, Rheinland-Pfalz und Wallonien 
umfasst. Hier liegt die Wiege der Europäischen Union und 
Luxemburg ist ihr wirtschaftliches Zentrum.

Zu Gast ist Marie-Josée Vidal aus dem Luxemburgi-
schen Ministerium für Energie und Raumentwicklung. Sie 
berichtet darüber, welche Folgen die Corona-Krise für 
grenzüberschreitende Projekte hatte, aber auch welche 
Chancen die aktuelle Situation für Grenzregionen haben 
kann.
Folge 4, Serie „Genzen & Corona“: Leben und 
Arbeiten in drei Ländern
Die vierte Podcast-Folge mit Gastgeberin Corinna Schmidt 
führt in den Trinationalen Eurodistrict Basel, in dem die 
räumlichen Verflechtungen auf das pulsierende Zentrum 
Basel ausgerichtet sind. Hier prägt der Rhein die Landschaft 
und bietet zugleich Perspektiven für die räumliche Entwick-
lung.

Die Corona-Pandemie zeigt auch in dieser Region di-
rekte Auswirkungen. Corinna Schmidt hat Dr. Frédéric Du-
vinage (Geschäftsführer des Trinationalen Eurodistricts 
Basel – TEB) zu Gast und unterhält sich mit ihm über die 
regionale Resilienz des Grenzraums und über den Wegfall 
öffentlicher Begegnungsräume für Menschen unterschied-
licher Nationalitäten.

Folge 5, Serie „Grenzen & Corona“: 
Netzwerke und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit
In der letzten Podcast-Folge der Serie „Grenzen & Corona“ 
geht es in die Europaregion Donau-Moldau und damit in die 
Grenzregionen im Dreiländereck Tschechien – Österreich 

RÄUMLICH GEDACHT – 				  
EIN PODCAST AUS DER ARL
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– Deutschland. Hier sind die Einkommensunterschiede und 
die sprachlichen Barrieren zwar hoch, doch die wirtschaft-
liche Vernetzung ist in der Lage, viele Härten abzufangen.

Gastgeberin Kerstin Meyer (Westfälische Hochschu-
le Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen / Institut Arbeit 
und Technik) hat Jaroslava Pongratz (Netzwerkmanagerin 
im Beratungsbüro bayerisch-tschechischer Grenzraum, 
Niederbayern) zu Gast und spricht mit ihr über die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen Bayern und Böhmen 
und die Auswirkungen, die die Corona-Pandemie auf die 
Region und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
hatte.

Bei Interesse, Fragen oder Anregungen wenden Sie 
sich gern an die Wissenschaftskommunikation der ARL.

C A RO LI N PLE I N E S
Stabsstelle Wissenschaftskommunikation

Tel. +49 511 34842 54
carolin.pleines@arl-net.de
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The international conference “Towards sustainable spatial 
development – transnational lessons on the safeguarding 
of open spaces and the reduction of land take” took place 
in order to facilitate transnational exchange on that matter 
in the Alpine Space. Initially planned as a live event in Berch-
tesgaden, the conference had to be transformed into an 
online event due to the ongoing restrictions on business 
travel. On Tuesday, 19 October 2021, 80 professionals and 
scientists from various Alpine Space countries participated 
in this online conference and discussed about sustainable 
spatial planning approaches.

The conference goals were to define the main chal-
lenges in safeguarding open spaces and reducing land take, 
to exchange “good practices” and innovative approaches 
that contribute to a sustainable planning and space effi-
cient development of built-up land and infrastructure and 
to define thematic priorities for the transnational “AlpPlan” 
alpine spatial planning network.

The presentations can be found here: https://www.
alpine-space.org/projects/openspacealps/en/pilot-cases- 
and-participatory-activities/alpplan-network/alpplan_
events/20211019

The event was jointly organized by ARL – Academy for 
Territorial Development in the Leibniz Association, the Ba-
varian Ministry of Economic Affairs, Regional Development 
and Energy (StMWi) and the Interreg Alpine Space Project 
“OpenSpaceAlps”.

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Head of Central Department
andreas.klee@arl-net.de

TOWARDS SUSTAINABLE SPATIAL 
DEVELOPMENT
Transnational lessons on the safeguarding of open spaces 		
and the reduction of land take in the Alps
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Nordrhein-Westfalen mit seinen Stadtregionen und gro-
ßen Städten an Rhein und Ruhr und in Ostwestfalen wird 
oft erstmal als städtisch dominiertes Bundesland wahrge-
nommen. Dabei wird seine Raumstruktur auch durch viel-
fältige ländliche Räume bestimmt. Hierzu gehören sowohl 
wirtschaftlich prosperierende ländliche Regionen mit 
wachsender Bevölkerung als auch periphere ländliche Räu-
me mit prognostizierten Bevölkerungsrückgängen. Sie alle 
sind in ein sich veränderndes funktionales Raumgefüge ein-
bezogen: Die Impulse dafür entstehen aus der Bildung von 
Metropolregionen und Regiopolen, der Stärkung von 
Stadt-Umland-Beziehungen, zugleich jedoch auch aus mitt-
lerweile etablierten Kooperationen von Klein- und Mittel-
städten sowie Landkreisen. Hinzu kommt die dynamische 
Entwicklung von Mobilität, Arbeits- und Lebenswelten. 
Durch die Verschmelzung von Ruralität und Urbanität ent-
steht eine neue Ländlichkeit, mit der auch eine veränderte 
gesellschaftliche Wahrnehmung ländlicher Räume verbun-
den ist. Die im ländlichen Raum handelnden Akteursgrup-
pen verändern sich und mit ihnen die Motivation für En-
gagement und Teilhabe. 

Bei regional unterschiedlichen Dynamiken werden 
den ländlichen Räumen neu akzentuierte Funktionen zuge-
wiesen (Wohnen, Energie, Erholung, Biodiversität, Klima-
schutz u. a.). Doch stoßen diese (neuen) Funktionen auch 
an räumliche Kapazitätsgrenzen oder lösen Nutzungskon-
flikte aus. Zugleich sind zunehmend eigene regionalökono-
mische Positionierungen und sozioökonomische Entwick-
lungsdynamiken der ländlichen Räume – vor allem außer- 
halb der Metropolregionen – deutlich zu erkennen (z.  B. 
Regionen Münsterland, Ostwestfalen-Lippe und Südwest-
falen). Land- und Forstwirtschaft als Teil der Regionalöko-
nomie ist in vielen Regionen nach wie vor für die regionale 
Wertschöpfung wichtig; doch unterliegt dieser Wirt-
schaftssektor einem tiefgreifenden Strukturwandel, der 
neue Fragen an die Entwicklung von Flächennutzung und 
ländlichem Siedlungswesen aufwirft. Ländliche Räume und 
ihre Entwicklungsperspektiven bleiben gleichzeitig von den 
gesellschaftlichen Megatrends, wie bspw. der digitalen 
Transformation, der Neuausrichtung von Mobilität und 

Verkehrswesen sowie dem Handlungsdruck zu Nachhaltig-
keit und Resilienz, nicht unberührt. Nicht zuletzt hinterlässt 
die andauernde Corona-Pandemie in den ländlichen Räu-
men ihre Spuren, weil sie auch dort gesellschaftliche wie 
auch wirtschaftliche Entwicklungen beeinflusst, die ihrer-
seits neue Fragen für die Zukunft z. B. von Daseinsvorsorge 
oder wirtschaftlichen Standortqualitäten aufwerfen.

Aus diesen Gründen widmete sich eine interdiszipli-
när besetzte Arbeitsgruppe (AG) der Landesarbeitsge-
meinschaft (LAG) NRW der ARL in den letzten Jahren den 
Zukunftsperspektiven ländlicher Räume in NRW. Die Arbeit 
der AG zielte darauf, dass in den Diskursen zur künftigen 
Raumentwicklung in NRW der Heterogenität und Eigen-
ständigkeit ländlicher Raumentwicklung sowie ihrer Kom-
plementarität zur Entwicklung der Metropolregionen im 
Sinne einer kohärenten Entwicklung des Gesamtraums 
stärker Rechnung getragen wird. Nach der eingehenden 
Analyse mit den Ausgangslagen und Entwicklungstrends 
der ländlichen Räume in NRW fokussierte die AG die maß-
geblichen Themenfelder „Wirtschaft und Arbeit“, „Wohn- 
und Siedlungsentwicklung“, „Bürgerschaftliches Engage-
ment und Ehrenamt“ sowie „Daseinsvorsorge mit Fokus 
auf Feuerwehren/Brandschutz und Gesundheitsversor-
gung/Pflege“. Die Ergebnisse sind in einem rahmensetzen-
den, zusammenfassenden Positionspapier sowie vier the-
menzentrierten Positionspapieren aufbereitet worden 
(ARL 2022 a, b, c, d, e). Im Mittelpunkt dieser Ergebnisdar-
stellung stehen zahlreiche aus der Analyse abgeleitete 
Kernforderungen und Handlungsempfehlungen, die sich an 
Politik, Raum- und Fachplanungen sowie an unterschiedli-
che öffentliche und private Akteure als Träger ländlicher 
Raumentwicklung richten. 

PERSPEKTIVEN LÄNDLICHER 		
RÄUME IN NORDRHEIN-WESTFALEN
Ergebnisse einer Arbeitsgruppe der Landesarbeitsgemeinschaft NRW 
der ARL
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Ländliche Räume als Standorte  
von Wirtschaft und Arbeit
Die Zukunftsfähigkeit ländlicher Räume als Wirtschafts-
standorte erfordert in Anbetracht der sich aktuell zeigen-
den Grenzen des Wachstums und der mannigfaltigen sozio- 
ökonomischen wie ökologischen Herausforderungen ver- 
änderte Paradigmen räumlicher Entwicklung und neue For-
men kooperativen Entscheidungshandelns (ARL 2022b: 
7f.).

Ländliche Räume sind wichtige Wirtschaftsstandorte 
in NRW. Regionale Wirtschaftsentwicklung wird sich in al-
len Sektoren auch in Zukunft zwischen regionalen Wert-
schöpfungsketten und Exportorientierung vollziehen. 
Mehr als früher ist es geboten, dafür Maßgaben eines nicht 
mehr allein quantitativen, sondern v. a. eines qualitativen 
Wachstums anzulegen. Das Wachstum sollte dabei konse-
quent an Zielen der Nachhaltigkeit und Resilienz ausgerich-
tet werden. Dies erfordert – mehr denn je – kooperatives, 
regional- und problemangepasstes Entscheidungshandeln 
aller relevanten Akteure. 

Wirtschaftsunternehmen brauchen Fläche. Bereits 
heute trifft die Bereitstellung von Gewerbeflächen vieler-
orts auf zahlreiche konkurrierende Flächenbedarfe und ist 
mit scharfen Nutzungskonflikten verbunden. Um tatsäch-
lich zu einer nachhaltigen Flächenpolitik zu kommen, wird 
sowohl eine Flächenkreislaufwirtschaft als auch – neben 
dem quantitativen Aspekt der Flächenbereitstellung – die 
Bereitstellung nötiger Flächenqualitäten in den Mittelpunkt 
rücken. Landes-, Regional- und Kommunalplanung sind ver-
antwortlich für die Flächenbereitstellung, die Maßstäben 
von Resilienz und Nachhaltigkeit standhalten muss. Die öf-
fentlichen Akteure sollten diese zielführend, planungskom-

munikativ und mit neuen Aushandlungsformaten bewusst 
steuern. 

Insbesondere Städte und Gemeinden sollten Initiati-
ven mit Strahlkraft in die Region entwickeln, um die Attrak-
tivität des Standorts nicht nur für Produktion und Dienst-
leistung, sondern auch hinsichtlich Lebensqualität und 
unter Aspekten nachhaltiger Stadtentwicklung, Daseins-
vorsorge, Baukultur und Landschaftserleben sichtbar zu 
machen. So sollten Fachkräfte für die ländlichen Räume ge-
wonnen werden oder junge Leute zum Dableiben oder 
Rückkehren bewogen werden. Bisherige Angebote für 
schulische und berufliche Ausbildung sollten nicht aufgege-
ben werden. Hier kann die digitale Transformation Möglich-
keiten für neue Lernangebote bieten und Chancen eröff-
nen (ARL 2022b: 8 f. u. 11 f.). 

Die Handlungsempfehlungen zu diesem Themenfeld 
richten sich an Fachministerien in Bund und Land, an Kreise 
und Kommunen, an die regionale und lokale Wirtschafts-
förderung, an Unternehmen, Verbände, Kammern sowie an 
Bildungsträger/innen. 

Wohn- und Siedlungsentwicklung
Die Wohn- und Siedlungsflächenentwicklung in den Kom-
munen ländlicher Räume in NRW trifft auf differenzierte 
Ausgangslagen und erfordert lokal angepasste Strategien, 
die sowohl Wachstumssteuerung als auch Schrumpfungs-
anpassung berücksichtigen. Das Thema „Wohnen und 
Siedlungsentwicklung“ darf deshalb nicht isoliert als Fach-
planung betrachtet werden. Ganzheitliche und strategische 
Planungsansätze müssen gestärkt sowie die Kommunen bei 
der Anwendung der planerischen Steuerungsinstrumente 
unterstützt werden (ARL 2022c).

Struktur der Ergebnis-Präsentation in fünf Positionspapieren
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Bei allen kommunalen Einzelinteressen wird es in der 
Zukunft noch mehr darauf ankommen, regionale Tenden-
zen für kommunales Entscheidungshandeln zu berücksich-
tigen. Angebot und Nachfrage sind mehr und mehr ein 
Thema, das konsequentes Orientieren an Wohnraumanaly-
sen verlangt und das in kleinregionaler und interkommuna-
ler Zusammenarbeit angegangen werden muss. Dies gilt 
insbesondere für eine nachhaltige und resiliente Siedlungs-
entwicklung, bei der Kommunen und Kreise mehr denn je 
ein aktives und auf die Zukunft gerichtetes Flächenmanage-
ment betreiben und damit ihrer strategischen Planung Aus-
druck verleihen. 

Strategische Planung wird auch für kleinere ländliche 
Gemeinden, z.  B. in Form integrierter kommunaler Ent-
wicklungsplanung, immer wichtiger. Heute stößt sie vieler-
orts noch an Grenzen der Personalknappheit oder auch 
fehlender Fachkompetenz und wird deshalb – über die aus-
drückliche Stimulierung durch Förderprogramme hinaus – 
zu wenig eingesetzt. Auch gilt es, das vorhandene Spek- 
trum kommunaler Steuerungsinstrumente sowohl for-
mal-rechtlicher als auch informeller Steuerung stärker als 
bisher auszuschöpfen.

Neue Ansprüche an das Wohnungswesen entstehen 
nicht nur aus veränderten ökologischen und energetischen 
Anforderungen, sondern auch aus dem demografischen 
Wandel, sich verändernden Lebensstilen, neuen Alltags-
praktiken und Arbeitskulturen. „Bauen auf dem Lande“ 
steht vor vielen Herausforderungen: Dies gilt hinsichtlich 

der Flächenentwicklung, Architektur, Grünplanung, Bau-
kultur, Wohnformen, genauso wie hinsichtlich der Integra-
tion und Soziokultur. Kommunen, private Investorinnen/
Investoren, kommunale und regionale Wohnungsunter-
nehmen, Akteure der Landespolitik und Verbände sind 
Partner/innen, um einen qualitätsvollen Wohnungsbau „auf 
der Höhe der Zeit“ zu realisieren (ebd.). 

Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt
Für die zukunftsfähige Gestaltung ländlicher Räume in 
NRW muss bürgerschaftliches Engagement in seiner Wahr-
nehmung, Wertschätzung und Wertigkeit der kommunalen 
Wirtschaftsförderung gleichgestellt werden (ARL 2022d: 1 
u. 7). 

Bürgerschaftliches Engagement ist ein zentraler 
Stützpfeiler ländlicher Entwicklung und sollte als selbstver-
ständliche Aufgabe und analog zur Ausstattung kommuna-
ler Wirtschaftsförderungsgesellschaften mit entsprechen-
den personellen und finanziellen Ressourcen zur aktiven 
Förderung von Engagement ausgestattet werden. Valide 
Datengrundlagen auf regionaler, idealerweise auf kommu-
naler Ebene müssen geschaffen werden, um die Wert-
schöpfung bürgerschaftlichen Engagements besser aufzu-
zeigen und dessen Bedeutung für die Sicherung von 
Angeboten der Daseinsvorsorge (z.  B. Freiwillige Feuer-
wehr) und von soziokulturellen Angeboten (z. B. Vereine 
und Initiativen) und damit zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse zu dokumentieren.

Siedlungsentwicklung in ländlichen Räumen NRWs
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Damit ist bürgerschaftliches Engagement in ländli-
chen Räumen in seiner Vielfalt auch Treiber für Stabilität, 
soziale Innovation und Identifikation. Doch Engagement 
verändert sich; für klassische Vereine wird es immer 
schwieriger, Nachwuchs zu finden. Vereine, Initiativen, 
Kommunen und Regionen müssen darauf reagieren, wenn 
sie bürgerschaftliches Engagement als eine wesentliche 
Kraft bei der Zukunftsgestaltung ländlicher Räume ernst 
nehmen.

Eine ausgeprägte Kultur des Engagements muss des-
halb entsprechend gestaltet und mithilfe einer lokalen oder 
regionalen Engagementstrategie als „Must-have“ gefördert 
werden. Eine solche Strategie kann zur klugen Bündelung 
von Ressourcen, Finanzen, Organisationsstrukturen und 
Themen beitragen und auch die Professionalisierung von 
Engagement und Ehrenamt stärker begünstigen. 

Engagement benötigt darüber hinaus konsequente 
Investitionen in Köpfe, Formate und inspirierende und im-
pulsgebende Orte, bestenfalls in den Ortsmitten. Zugleich 
müssen aber auch Freiräume für „unorganisiertes“ Engage-
ment und projektbezogenes Engagement ermöglicht wer-
den. 

Digitalisierung und digitale Transformation werden 
als Herausforderung, v. a. aber auch als Chance für die Zu-
kunft des Engagements begriffen. Digitale Instrumente 
können dazu beitragen, Engagement zeitgemäß zu organi-
sieren und dabei auch „Ausheimische“ mit einzubinden. In 
Anlehnung an das Konzept der Freiwilligen Agenturen 
könnte eine Flankierung durch sogenannte „Engagement 
Hubs“, also Knotenpunkte bzw. Kompetenzpunkte für En-
gagement, z. B. auf Kreisebene oder in LEADER-Regionen 
eine räumlich effektive Unterstützungsstruktur rund um 
Fragen und Strategien zum bürgerschaftlichen Engage-
ment in ländlichen Räumen bilden.

Daseinsvorsorge mit dem Fokus auf 
Feuerwehr/Brandschutz und Gesundheit/
Pflege
Kommunen und interkommunale Kooperationen müssen 
Antworten geben auf ein sich änderndes Angebot sowie 
sich ändernde Bedarfe, Ansprüche und Nachfragen in vie-
len Feldern der Daseinsvorsorge. Sie müssen sich deshalb 
in ländlichen Räumen für neue und vielfach hybride Kon-
zepte der Daseinsvorsorge öffnen und hierbei eine aktive 
planende Rolle übernehmen (ARL 2022e). 

„Daseinsvorsorge“ stellt ein Handlungsfeld dar, das in 
vielfältiger Weise mit den aktuellen Herausforderungen 
und Problemen der ländlichen Entwicklung verbunden ist, 
wie u. a. dem demografischen Wandel, sich verändernden 
Alltagsarrangements und Lebensstilen sowie der digitalen 
Transformation. Je nach regionalen und lokalen Ausgangs-
lagen sowie Entwicklungsdynamiken stellen sich unter-
schiedliche Anforderungen an die Sicherung der Daseins-
vorsorge, sodass regional und lokal angepasste Konzepte 
wichtig sind. Zukunftsweisende Handlungsansätze verste-
hen Daseinsvorsorge bereits heute als eine Aufgabe pri-
vat-öffentlicher Partnerschaften. Zukünftig wird es darum 

gehen, erprobte Handlungsoptionen und Modelle solcher 
lokalen und regionalen Kooperationen aufzugreifen, wei-
terzuführen und neue Optionen – gerade auch im Kontext 
der Digitalisierung – zu entwickeln. Kommunen, Verbände 
und Träger/innen zivilgesellschaftlichen Engagements ha-
ben dabei Schlüsselrollen inne. 

Dies gilt in besonderem Maße auch für das Thema 
„Feuerwehr/Brandschutz“. Dabei ist zu beachten, dass Feu-
erwehren in ländlichen Räumen vielfältige Aufgaben haben, 
die weit über den Brandschutz hinausgehen und für die 
ländliche Soziokultur in Dörfern eine wichtige Rolle spielen. 

Die Empfehlungen der AG greifen u.  a. Fragen der 
Nachwuchsarbeit, Frauenförderung, Organisations- und 
Kooperationsstrukturen, eine Teil-Verberuflichung Freiwil-
liger Feuerwehren sowie Aspekte finanzieller Förderung 
und die sich mit der Digitalisierung ergebenden Optionen 
auf. Handlungshinweise richten sich an Führungskräfte der 
Feuerwehr und Rettungsdienste, an Fachverbände genau-
so wie an Kreise und Kommunen.

Im Handlungsfeld „Gesundheitsversorgung/Pflege“ 
stehen sowohl Akteure der Landespolitik, Kommunen, 
Kreise und Regionen, Verbände, Sozialträger und die Kas- 
senärztlichen Vereinigungen als auch Kirchen, Wirtschafts-
förderungen oder Wohnungsunternehmen im Fokus. Aktu-
elle Problemlagen, wie z. B. der Mangel an Fachpersonal, 
Praxisschließungen und fehlende Aussichten auf Praxis-
nachfolgen sowie die langfristige Sicherung von Versor-
gungs- und Pflegeeinrichtungen, verlangen von den Kom-
munen und Regionen, sich stärker als handelnde Akteure in 
diesem Themenfeld zu verstehen. Denn eine funktionieren-
de Gesundheitsinfrastruktur entwickelt sich zu einem im-
mer wichtiger werdenden Standortfaktor im regionalen 
Wettbewerb. Das heißt auch, Versorgungs- und Pflegekon-
zepte in integrierte Entwicklungskonzepte mitaufzuneh-
men und sie in ihrer Verknüpfung mit anderen Bereichen 
der regionalen und lokalen Entwicklung zu betrachten. 
Gleichzeitig gilt es, Kompetenzen im Gesundheitswesen 
und in der Pflege neu zu bewerten und an sich wandelnde 
Aufgabenprofile anzupassen. Dienstleistungen sollten ent-
sprechend sich verändernden Bedarfen überprüft und ggf. 
neu strukturiert werden. Die Möglichkeiten der Digitalisie-
rung, z. B. für telematische Anwendungen in Gesundheits-
versorgung und Pflege, sollten für neue Konzepte konse-
quent genutzt, dabei jedoch regelmäßig evaluiert und mit 
Transferleistungen zur Kompetenzvermittlung verbunden 
werden (ARL 2022e: 9-12). 

Fazit
In vielen der von der Arbeitsgruppe behandelten Themen-
feldern der Entwicklung ländlicher Räume in NRW wird der 
Problemdruck in der Zukunft nicht nachlassen, sondern 
zunehmen. Die veröffentlichten Positionspapiere betonen 
aus verschiedenen Blickwinkeln die Notwendigkeit, Politik 
für die ländlichen Räume in NRW als ein umfassendes, d. h. 
ressortübergreifendes Politikfeld zu verstehen. Integrierte 
raum- und problemangepasste Strategien und Konzepte 
sollten entwickelt und in konkreten Projekten umgesetzt 
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werden. Ländliche Entwicklung wird in Zukunft noch mehr 
als heute Aufgabe öffentlich-privater Kooperationen und 
interkommunaler Kooperationen sein. Dafür sollten Akti-
onsräume und Handlungsoptionen geschaffen und/oder 
erweitert werden. Entsprechend wenden sich die Hand-
lungsempfehlungen der Arbeitsgruppe themenbezogen an 
verschiedene Akteure und Zielgruppen. Die AG hofft, dass 
ihre Ergebnisse laufende Diskurse befruchten und die hier 
skizzierten Kernforderungen zu gegebener Zeit fortge-
schrieben werden.
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Der IIK Braunkohlenregionen führte seine Herbsttagung 
2021 mit der Gastgeberschaft der Bezirksregierung Köln im 
Rheinischen Revier als Präsenzveranstaltung durch. Neu im 
Gremium begrüßt wurde apl. Prof. Dr. Tanja Mölders, Lei- 
terin des Wissenschaftlichen Referats V in der Geschäfts-
stelle der ARL.

Im Konferenzteil der Tagung am 4. Oktober 2021 
folgte nach der Einführung durch den Moderator Prof. Dr. 
Andreas Berkner ein ausführlicher Sachstandsbericht aus 

der Sicht des Gastgebers. Gerit Ulmen informierte über die 
Braunkohlenplanung in den Tagebaubereichen Hambach 
und Garzweiler sowie über das Planverfahren Rheinwasser-
transportleitung als Voraussetzung für die Flutung der Ab-
bauhohlformen. Daran schlossen sich Berichte aus den 
„Tagebauumfeldinitiativen“ an, die durch Boris Linden als 
Geschäftsführer der Strukturentwicklungsgesellschaft 
(SEG) Hambach GmbH, durch Volker Mielchen als Ge-
schäftsführer des Zweckverbandes LandFOLGE Garzweiler 

INFORMATIONS- UND 						   
INITIATIVKREIS 					   
BRAUNKOHLENREGIONEN
Herbsttagung am 4./5. Oktober 2021 in Köln  
und im Rheinischen Revier

Vor Ort im Tagebau Hambach

©
 A

nd
re

as
 B

er
kn

er



5103 / 2021 _  N ACH RI CHTEN D ER A R L� AUS D ER A R L

und durch Jens Bröker als Geschäftsführer der Entwick-
lungsgesellschaft Indeland GmbH eingebracht wurden. Die 
Berichte bildeten die Grundlage für eine lebhafte Fachdis-
kussion. Die Kernthemen bezogen sich auf die aktuellen po-
litischen Debatten zu einem früheren Kohleausstieg „idea-
lerweise bis 2030“, auf den Handlungsbedarf bei der 
Anpassung der Braunkohlenpläne zum aktiven Bergbau an 
die neuen Entwicklungen, auf die Einbeziehung der Experti-
se der Raumplaner/innen in die Strukturwandelthematik 
sowie zur projektkonkreten Begleitung des Auslaufens der 
Braunkohlenverstromung bis spätestens 2038. Von allen 
Seiten wurde betont, dass ein vorgezogener Kohleausstieg 
unter dem Klimawandelaspekt zweifellos wünschenswert 
wäre, damit aber die übrigen Fragen zur Gestaltung der 
Bergbaufolgelandschaften, zum Vertrauensschutz für die 
Arbeitnehmer/innen, zur Gewährleistung der Versorgungs-
sicherheit mit Elektroenergie in einer Industrie- und Infor-
mationsgesellschaft sowie zur Etablierung neuer Arbeits-
plätze und Wertschöpfungsketten in einem hochkomplexen 
Prozess nicht schlüssig zu beantworten sind. Die erforder-
lichen Fortschreibungen zu den Planwerken wurden in al-
len berührten Ländern und Revieren inzwischen einge- 
leitet. Hinsichtlich der Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Braunkohlenplaner/innen in den Fach- und Entscheidungs-
gremien zum Strukturwandel bestehen länder- und revier-
bezogen sehr unterschiedliche Erfahrungen zwischen „in-
tensiv“ in Nordrhein-Westfalen sowie Sachsen und „kaum 
vorhanden“ in Brandenburg sowie Sachsen-Anhalt. Überall 
stark ausbaufähig ist das Zusammenwirken zwischen den 

Ebenen Bund – Land – Region; bei den projektbezogenen 
„Wunschzettelsammlungen“ besteht zudem Handlungsbe-
darf zur Priorisierung und Profilschärfung.

Die Befahrung am 5. Oktober 2021 führte zunächst 
zum Tagebau Hambach und damit zum „absoluten Tief-
punkt“ auf ca. -300 m Normalhöhennull (NHN). Dr. 
Alexandra Renz vom Ministerium für Wirtschaft, Innova- 
tion, Digitalisierung und Energie des Landes NRW erläuter-
te die Hintergründe der jüngsten Leitentscheidung zur 
Braunkohlenplanung im Revier. Anschließend stellten 
Michael Eyll-Vetter und Daniel Sutter (beide RWE Power 
AG) die Planungen des Unternehmens vor, wobei die ver-
änderten Massenbilanzen und Restlochpositionen sowie 
geotechnische Fragen zur Standsicherheit der Böschungs-
massive und die Regionalentwicklung im Einklang mit den 
Tagebauumfeldern im Mittelpunkt standen. Thematisiert 
wurde darüber hinaus der Durchbruch der Inde bei Lam-
ersdorf in den Tagebau Inden während des Julihochwas-
sers 2021, der ein Menschenleben gekostet hatte. Die Be-
fahrung spannte einen Bogen vom aktiven Abbau in der 
tiefsten Grube Mitteleuropas bis zur gelungenen Rekultivie-
rung im Bereich der Sophienhöhe. Anschließend führte die 
Fahrt durch die bereits weitgehend ausgesiedelte Ortslage 
Manheim und vorbei an den verbliebenen Teilen des Ham-
bacher Forstes zum Umsiedlungsstandort Manheim, wo 
Jörg Mackeprang, Leiter der Abteilung 16.1 – Stadtplanung 
Kerpen, und Wilhelm Lambertz, Vorsitzender des Bürger-
beirats der Umsiedlung, für einen Austausch zur Verfügung 
standen. 

Umsiedlungsstandort Manheim mit Kirchenneubau
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Angesprochen wurden dabei auch die Entwicklungs-
perspektiven für Morschenich, das bereits weitestgehend 
ausgesiedelt ist, bedingt durch die frühere Tagebaustill- 
legung (2029 statt 2045). Da es nunmehr stehen bleibt, 
wird es zum anspruchsvollen Revitalisierungsfall. Den (fa-
kultativen) Schlusspunkt bildete der Indedurchbruch mit 
einem bis zu 50 Meter tiefen Erosionscanyon in den Tage-
bau, der wie schon bei der Mulde im Tagebaubereich Goitz-
sche (Sachsen und Sachsen-Anhalt) 2002 und 2013 sowie 
bei der Weißeritz im Stadtgebiet von Dresden (Sachsen) 
2002 zeigte, dass „Flüsse Gedächtnis haben“ und bei aller 
landschaftsgestalterischen Raffinesse nach den Gesetzen 
der Physik stets in ihre alten Positionen zurückstreben.

Die IIK-Mitglieder verständigten sich zur Ausgestal-
tung eines Positionspapiers zu Braunkohlenplanung und 
Strukturwandel, das nach erfolgter Endabstimmung an das 
Präsidium der Akademie übergeben wurde. Die nächste 
Herbsttagung findet im September 2022 im Lausitzer Re-
vier (Brandenburg – Cottbus) statt, wobei die kohleaus-
stiegsbedingten Herausforderungen für den Gebietswas-
serhaushalt im Mittelpunkt stehen werden.

PRO F.  D R .  A N D R E A S B E R K N E R
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen
Leiter Regionale Planungsstelle
Leiter des Informations- und Initiativkreises Braunkohlenplanung
Tel. +49 341 337416 11
berkner@rpv-westsachsen.de
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Ausgehend vom Gutachten „Welt im Wandel – Gesell-
schaftsvertrag für eine Große Transformation“ (2011) des 
Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung „Globale 
Umweltveränderungen“ und auf der Basis der Ergebnisse 
des ARL-Arbeitskreises „Nachhaltige Raumentwicklung für 
die Große Transformation“ werden sich die Landesarbeits-
gemeinschaften Baden-Württemberg und Bayern mit der 
Frage der praktischen Umsetzung „Großer Transformati-
on“ und nachhaltiger Raumentwicklung auseinanderset-
zen. Dies geschieht auch vor dem Hintergrund des in  
Bayern in Teilfortschreibung befindlichen Landesentwick- 
lungsprogramms und der bevorstehenden Novellierung 
des Landesentwicklungsplans in Baden-Württemberg. Aus 
Sicht der Landesarbeitsgemeinschaften erscheint es drin-
gend erforderlich, Landesentwicklungsplanung neu zu den-
ken.

Akteure der Raumentwicklung einschließlich der for-
mellen und informellen Planung sind explizit gefragt, eine 
Transformation hin zu einer nachhaltigen Entwicklung in 
eine postfossile Gesellschaft zu unterstützen und voranzu-
bringen. Normative Grundlage für die Arbeitsgruppe ist das 
Konzept der „starken Nachhaltigkeit“, in dessen Verständ-
nis „Natur“ prinzipiell nicht durch menschliche Güter oder 
Leistungen ersetzt werden kann und die Endlichkeit der na-
türlichen Lebensgrundlagen anerkannt wird. Klimaschutz 
und Klimaanpassung sowie der Schutz der Biodiversität sol-
len aufgrund ihres Stellenwertes in der räumlichen Planung 
und der hohen Dringlichkeit der Klima- und Biodiversitäts-
krise besondere Berücksichtigung finden. Von Bedeutung 
ist auch, Wirtschaft in einem erweiterten Verständnis, also 
über ihren Ausdruck durch Wachstumsraten hinaus, zu 
denken.

Da im fachwissenschaftlichen Diskurs zu den Zielen 
nachhaltiger (Raum-)Entwicklung konzeptionelle und oft 
theoriegeleitete Auseinandersetzungen zum Thema über-
wiegen, die für praxisnahe Anwendung in Planung und  
Raumentwicklung in den Regionen und Kommunen zu 

übersetzen sind, werden Fachleute aus der Planung und 
den Raumwissenschaften eng zusammenarbeiten. In der 
Arbeitsgruppe sollen konkrete Strategien, Maßnahmen 
und Planungsansätze in den Blick genommen und (weiter-)
entwickelt werden, die insbesondere darauf abzielen, die 
gegenwärtige Implementierungslücke zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit ein Stück weit zu schließen.

Die gemeinsame Arbeitsgruppe der beiden Landesar-
beitsgemeinschaften strebt an, das hier aufgespannte 
Thehmenfeld aus den beiden folgenden Blickwinkeln zu be-
trachten und die Perspektiven und ihre spezifischen Frage-
stellungen in einen fruchtbaren Dialog zu bringen. 

1.	Perspektive der Planungs- und 			 
	 Raumentwicklungspraxis:

	> „Das Stadium der Lippenbekenntnisse überwinden“: 
Wie können Akteure der Raumentwicklung und räumli-
chen Planung agieren, um eine Steuerungswirkung im 
Sinne transformativer Raumentwicklung zu entfalten?

NEUE ARBEITSGRUPPE DER 		
LANDESARBEITSGEMEINSCHAFTEN 
BADEN-WÜRTTEMBERG UND 	
BAYERN 
Große Transformation und nachhaltige Raumentwicklung machen: 	
Impulse zur Umsetzung eines komplexen Konzepts in der regionalen 
und kommunalen Praxis
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	> Wie kann unter großem Zeitdruck („Damoklesschwert 
Klimawandel und Artensterben?“) agiert werden? Wel-
che Prioritäten müssen – von wem und mit welchen Ar-
gumenten – gesetzt werden?

	> Welche konkreten Instrumente benötigt eine transfor-
mative Raumentwicklung auf kommunaler und regiona-
ler Ebene?

	> Wie verhält sich das Projekt einer großen Transformati-
on in der Raumentwicklung zu anderen Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung (gleichwertige Lebens-
verhältnisse, Wettbewerbsfähigkeit)?

	> Wie können entsprechende Raumnutzungskonflikte ge-
löst werden?

2.	Wissenschaftliche Diskussions- und 		
	 Anknüpfungspunkte:

	> Auf welche (theoretischen) Ankerpunkte und welchen 
Orientierungsrahmen kann sich eine raumwissenschaft-
liche Debatte zur großen Transformation beziehen?

	> Welche (wissenschaftlichen) Konzepte bilden den Rah-
men und müssen für die Planungspraxis übersetzt und 
angewandt werden?

	> Welche Zukunftsbilder und -visionen sind handlungslei-
tend für die konkrete Umsetzung des Transformations-
gedankens?

	> Welche Schlüsse ziehen wir aus bestehenden Ansätzen 
für Planungsverfahren?

Die Arbeitsgruppe wird von Dr. Barbara Malburg-Graf 
(LAG Baden-Württemberg) und Prof. Dr. Hans-Martin Za-
demach (LAG Bayern) gemeinsam geleitet.

D R .  B A R B A R A WA R N E R
Wissenschaftliche Leitung des Referats „Ökologie und Landschaft“  
in der ARL
Tel. + 49 511 34842 22
barbara.warner@arl-net.de

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Leiter der Zentralabteilung in der ARL
Tel. + 49 511 34842 39
andreas.klee@arl-net.de
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Im Jahr 2016 wurde vom Präsidium der ARL ein For-
schungsauftrag zum Thema „Von der RAG zur ARL: Perso-
nelle, institutionelle, konzeptionelle und raumplanerische 
(Dis-)Kontinuitäten“ zur Aufarbeitung und Bewertung der 
„Übergangsjahre“ vergeben. Die Vergabe erfolgte, auf der 
Basis des Votums einer unabhängigen Fachjury, an Dr. Oli-
ver Werner (IDD – Institut für Didaktik der Demokratie an 
der Leibniz Universität Hannover). Die Studie stellt zwei-
felsohne einen Meilenstein in der Befassung der ARL mit 
ihrer eigenen Geschichte sowie der Verknüpfungen mit der 
Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung in der NS-
Zeit dar. Denn die ARL hatte sich lange Zeit schwergetan, 
ihre Geschichte – insbesondere die Vorgeschichte in der 
Zeit des nationalsozialistischen Regimes sowie die perso-
nellen Kontinuitäten zwischen dieser Zeit und der Nach-
kriegszeit – kritisch aufzuarbeiten. Die Ergebnisse des For-
schungsauftrags liegen inzwischen vor: Das Buch 
„Wissenschaft ‚in jedem Gewand‘?“ von Oliver Werner ist 
im Februar 2022 im Göttinger Wallstein Verlag erschienen.

Das Präsidium hat sich dafür ausgesprochen, die his-
torischen Untersuchungen und Reflexionen weiterzufüh-
ren. Im Blick der kommenden Jahre sollen dabei vor allem 
die Nachkriegsjahre stehen. Die Entstehung und Entwick-
lung der (formellen) überörtlichen räumlichen Planung in 
Deutschland ist für das Gebiet der früheren Bundesrepu- 
blik vergleichsweise gut aufgearbeitet, auch im Rahmen 
von ARL-Veröffentlichungen. Auch für die Territorialpla-
nung in der DDR liegen zusammenfassende Darstellungen 
vor. Auf Westdeutschland bezogen lässt sich feststellen, 
dass in den Beiträgen vor allem dargestellt wird, wie sich ab 
den 1960er Jahren das formelle System der räumlichen 
Planung herausgebildet hat, wie und auf welchen rechtli-
chen Grundlagen der Aufbau der Landes- und Regionalpla-
nung erfolgte und wie sich die Praxis der räumlichen Pla-
nung entlang sich wandelnder gesellschaftlicher Rahmen- 
bedingungen und Werthaltungen veränderte. Ähnlich sind 
auch die Beiträge zur Planung in der DDR aufgebaut. Bisher 
stehen somit vor allem strukturelle, administrative und auf 
die Kompetenzen der verschiedenen Planungsebenen be-
zogene Fragen in diesen Aufarbeitungen im Vordergrund.

Auf diesen Zusammenstellungen und Erkenntnissen 
soll im Rahmen weiterer Untersuchungen gezielt aufgebaut 
werden. Den vorliegenden Untersuchungen zur Herausbil-
dung der flächendeckenden räumlichen Planung in West- 

wie Ostdeutschland soll eine weitere, bislang wenig berück-
sichtigte Perspektive hinzugefügt werden. Ziel dieser 
weiteren Forschungen ist es, über Interviews mit Zeitzeu-
gen und Zeitzeuginnen die persönliche Sicht der am Aufbau 
und an der Etablierung der räumlichen Planung in West- 
und Ostdeutschland beteiligten Akteure zu erfassen. Über 
die nachfolgend aufgeführten Forschungsfragen soll he- 
rausgearbeitet werden, welche Rolle die seinerzeit han-
delnden Akteure in Bezug auf das Herausbilden von Struk-
turen, planerische Routinen und das Berufsfeld der Planer/
innen hatten:

	> Wie stellte sich der gesellschaftliche und fachliche Stel-
lenwert von Raumplanung und Raumforschung zum je-
weiligen Zeitpunkt des Berufseintritts der Zeitzeugen 
und -zeuginnen dar?

	> Wie wurde die Tätigkeit der ARL wahrgenommen, in 
welcher Weise wurde in der Akademie mitgewirkt?

	> Welchen Veränderungen war die raumplanerische Ar-
beit im Kontext gesellschaftlicher, politischer und wis-
senschaftlicher Entwicklungen unterworfen?

	> Wie sahen Berufsbiographien in Raumplanung und 
Raumforschung in der Nachkriegszeit aus? Was war ent-
scheidend für den jeweiligen Einstieg in diese Berufsfel-
der und wie wurde die eigene Rolle und deren Ausge-
staltung im Laufe des Berufslebens gesehen?

	> Speziell für die Jahre nach 1989: Welche Bedeutung hat-
te der gesellschaftliche Umbruch in der damaligen DDR 
für die eigene Arbeit? Wie wurde die Abwicklung der 
DDR-Strukturen und der Aufbau der neuen Landes- und 
Regionalplanungsstellen wahrgenommen?

	> Was waren aus Sicht der Betroffenen entscheidende 
Einschnitte in die Praxis von Raumplanung und Raumfor-
schung, wie wurden diese in der eigenen Berufstätigkeit 
sichtbar?

Flankierend zu den Interviews mit Zeitzeugen/-zeu-
ginnen sollen die Einschätzungen von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern einfließen, die sich in diesen 

ZEITZEUGENINTERVIEWS
Neues Vorhaben zur Sicherung und Auswertung 				  
des Erfahrungswissens der ARL-Mitglieder gestartet
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Jahrzehnten fachlich mit der Etablierung des Systems der 
räumlichen Planung befasst haben. Und schließlich geht es 
auch darum zu skizzieren, welche Bedeutung die ARL für 
die seinerzeit handelnden Akteure und ihre Arbeit hatte.

Das Präsidium der ARL hat beschlossen, zunächst ei-
nen interdisziplinären Ad-hoc-Arbeitskreis zum Thema „Er-
stellung eines Forschungskonzeptes zur Sicherung und 
Auswertung des Erfahrungswissens der ARL-Mitglieder“ 
einzurichten. Dieser hat die Aufgabe, das Design der oben 
skizzierten Forschungen der ARL zur Aufarbeitung der Ge-
schichte von Raumforschung und Raumplanung mit Me-
thoden der Oral History zu entwickeln. Der Ad-hoc-Ar-
beitskreis steht unter der Leitung des ARL-Vizepräsidenten 
Prof. Dr. Axel Priebs und wird seitens der ARL-Geschäfts-
stelle von Prof. Dr. Andreas Klee begleitet.

Auf der Basis erster Beratungen im Ad-hoc-Arbeits-
kreis werden in den kommenden Wochen die Rahmenbe-
dingungen für die Zeitzeugeninterviews und die darauffol-
gende Arbeit mit den so gewonnenen Daten festgelegt. 
Damit werden drei Ziele verfolgt: Zum Ersten geht es um 
biographische Interviews mit Akademiemitgliedern mit 
narrativen Methoden. Zahlreiche Akademiemitglieder ha-
ben am Aufbau der formellen räumlichen Planung in den 
Ländern und Regionen oder an der Etablierung raumwis-
senschaftlicher Studiengänge an Universitäten aktiv mitge-
wirkt. Diese Erfahrungen, seinerzeitigen Perspektiven und 
heutige Schlussfolgerungen gilt es aufzuzeichnen. Zum 
Zweiten sollen frühere Entscheidungslogiken eruiert wer-
den – im Sinne einer Rekonstruktion, welche Akteure aus 
welchen Gründen wie entschieden haben. Damit können 
die individuellen Aufzeichnungen in gesellschaftliche und 
fachpolitische Diskurse eingeordnet werden. Und drittens 
müssen zusätzliche Dokumente ausgewertet werden, um 
die Interviewergebnisse im Kontext ihrer Zeit weiter ein-
ordnen zu können.

Es ist vorgesehen, mit den erhobenen Daten aus den 
Interviews in der ARL-Geschäftsstelle einen „Wissensspei-
cher“ (Archiv) anzulegen, der auch schriftliche Unterlagen 
aus den entsprechenden Jahren enthalten sollte. Auf die-
ses Archiv sollten dann Historiker/innen – unter Wahrung 
der Belange des Datenschutzes – für fachbezogene For-
schungen zugreifen können. Daher werden nicht nur durch 
Interviews gewonnene Daten gesammelt, sondern bereits 
für deren Auswertung Analysekategorien entwickelt und 
somit die Grundlagen für eine historische Auswertung und 
entsprechende Forschungsarbeiten geschaffen. Das Vor-
haben wird aus Gründen der wissenschaftlichen Unabhän-
gigkeit institutionell außerhalb der ARL angelegt. Über das 
weitere Vorgehen und über die (Teil-)Ergebnisse wird in 
den Nachrichten der ARL kontinuierlich berichtet.

Mitglieder des Ad-hoc-Arbeitskreises 
„Sicherung des Erfahrungswissens“

Aus der ARL:

	> Prof. Dr. Werner Buchner, Präsident der ARL 1999–
2000, früher Ministerialdirektor im Freistaat Bayern

	> Dipl.-Geogr. Edith Lotzmann, früher Referatsleiterin 
in der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung  
Berlin-Brandenburg

	> Prof. Dr. Wendelin Strubelt, früher Vizepräsident 
des BBR

Aus verschiedenen Fachdisziplinen:

	> Prof. Dr. Magnus Brechtken, Stellvertretender  
Direktor des Instituts für Zeitgeschichte München- 
Berlin (Leibniz Institute for Contemporary History)

	> PD Dr. Detlef Briesen, Privatdozent am Fachbereich 
Geschichts- und Kulturwissenschaften der Justus- 
Liebig-Universität Gießen

	> Dr. Almut Leh, Leiterin des Archivs des Instituts für 
Geschichte und Biographie „Deutsches Gedächtnis“ 
der FernUniversität Hagen

	> Prof. Dr. Reinhold Sackmann, Institut für Soziologie 
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

	> Prof. Dr. Detlef Schmiechen-Ackermann, Institut 
für Didaktik der Demokratie der Leibniz Universität 
Hannover 

Leitung: 
Prof. Dr. Axel Priebs (Vizepräsident der ARL) 

Betreuung in der Geschäftsstelle: 
Prof. Dr. Andreas Klee

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Leiter der Zentralabteilung der ARL
Tel. +49 511 34842 39 
andreas.klee@arl-net.de
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Das Leitbild gleichwertiger Lebensverhältnisse ist seit mehr 
als 30 Jahren als raumordnerische Leitvorstellung im  
Raumordnungsgesetz der Bundesrepublik verankert. Die 
Aktualität des Themas und das verstärkte Handeln von 
Bund und Ländern speisen sich u. a. aus den wachsenden 
räumlichen Ungleichheiten und deren gesellschaftspoli-
tisch erhöhter Wahrnehmung. Zugleich geht es bei diesem 
Thema um die grundsätzliche Verantwortung des Staates, 
die Chancengleichheit der Menschen in allen Teilräumen 
gleichermaßen zu sichern. Da sich die räumlichen Ungleich-
gewichte im Zuge der Corona-Pandemie und ihrer wirt-
schaftlichen Folgen tendenziell eher verschärfen, muss den 
Anstrengungen zur Sicherung gleichwertiger Lebensbedin-
gungen auch in den kommenden Jahren entsprechende 
Aufmerksamkeit von Politik und Planung gezollt werden.

Hier kommt der Landes- und Regionalplanung mit 
den ihr zur Verfügung stehenden formellen und informel-
len Instrumenten eine Schlüsselstellung zu. Das nahmen 
die Veranstaltenden als Anlass, das Thema der gleichwerti-
gen Lebensverhältnisse in den Mittelpunkt der Sächsischen 
Regionalplanertagung 2021 zu stellen. Unter Wahrung der 
Abstands- und Hygieneregeln fand die zweitägige Tagung 
mit 120 Teilnehmenden in Dresden statt und ermöglichte 
einen fachlich dichten Austausch und sehr intensive und 
lebhafte Diskussionen.

Nachfolgend geben wir Ihnen nur einen kursorischen 
Überblick über die Vortragenden sowie die Vielzahl der 
Themen. Da alle Fachblöcke im Nachgang der Tagung in-
haltlich kurz dokumentiert und eine große Zahl der gehal-
tenen Präsentationen zudem online gestellt wurden, kön-
nen sich Interessierte anhand des Überblicks die 
Zusammenfassungen der einzelnen Vorträge und die on-
line verfügbaren Präsentationen gezielt herunterladen.

Gleichwertige Lebensverhältnisse – 
Einführung in die Thematik sowie Befunde 
und Erwartungen an die Raumplanung aus 
Sicht der Akteure
Der Fachblock I wurde von Staatssekretär Dr. Frank Pfeil 
vom Sächsischen Staatsministerium für Regionalentwick-
lung eröffnet. Er führte aus Sicht der sächsischen Staatsre-
gierung ins Thema ein.

Es folgte der Beitrag von Dr. Robert Koch, der – in 
Vertretung für Dr. Jan Müller, Referatsleiter Grundsatz und 
Raumordnung im Bundesministerium des Innern für Bau 
und Heimat – die Gleichwertigkeit aus Sicht der Bundes- 
raumordnung beleuchtete.

Vonseiten der ARL – Akademie für Raumentwicklung 
in der Leibniz-Gemeinschaft widmete sich Vizepräsident 
Prof. Dr. Axel Priebs dem Thema „Gleichwertigkeit und Fra-
gen der räumlichen Gerechtigkeit“. Sein Vortragsmanus- 
kript finden Sie hier: https://rpv-elbtalosterz.de/wp- 
content/uploads/rpt/RPT20211007_FB1_03_Priebs_ARL 
Gleichwertigkeit.pdf.

Dr. Heidemarie Russig, Leiterin der Verbandsge-
schäftsstelle des Regionalen Planungsverbandes Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge und Hauptorganisatorin der Tagung, 
reflektierte anhand des kürzlich abgeschlossenen Verfah-
rens zur Fortschreibung des Regionalplans Befunde und Er-
wartungen, wie sie besonders von Kommunen und aus der 
Öffentlichkeit an den Regionalen Planungsverband in den 
Beteiligungsverfahren herangetragen wurden. Ihre Vor-
tragspräsentation ist online verfügbar: https://rpv-elbtal 
osterz.de/wp-content/uploads/rpt/RPT20211007_FB1_ 
04_Russig_RPlVerfahren.pdf.

Oberbürgermeister Bernd Wendsche stellte in seiner 
Funktion als Präsident des Sächsischen Städte- und Ge-
meindetages vor allem die kommunale Sichtweise auf das 
Thema dar. In den Mittelpunkt seines Vortrages rückte er 
den Aspekt der Demografie mit den Herausforderungen 
des demografischen Wandels, der für Sachsen eine beson-
dere Brisanz hat. Seine Vortragspräsentation finden Sie 

GLEICHWERTIGE 							    
LEBENSVERHÄLTNISSE IN 		
SACHSEN – BEFUNDE UND 	
HANDLUNGSERFORDERNISSE
Rückblick auf die Sächsische Regionalplanertagung 				  
am 7./8. Oktober 2021 in Dresden
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hier: https://rpv-elbtalosterz.de/wp-content/uploads/rpt/
RPT20211007_FB1_05_Wendsche_SSG_Kommunale 
Ebene.pdf. 

Auch im Vortrag von Robert Eichinger, IHK Dresden, 
stand das Thema Demografie mit dem Fokus auf der Ent-
wicklung des Arbeitsmarktes und dem Mangel an Fachkräf-
ten im Mittelpunkt. Seine Vortragspräsentation ist eben-
falls online zugänglich: https://rpv-elbtalosterz.de/wp- 
content/uploads/rpt/RPT20211007_FB1_06_Eichinger_
Wirtschaft.pdf.

Die inhaltliche Kurzzusammenfassung aller Vorträge 
im Fachblock I finden Sie hier: https://rpv-elbtalosterz.de/
wp-content/uploads/rpt/Regionalplanertagung_Fach 
block1_Zfg.pdf.

Das Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse  
im Spannungsfeld zwischen wachsenden 
Ballungszentren und schrumpfenden 
ländlichen Regionen
Der Fachblock II umfasste je zwei Beiträge zu Ballungsräu-
men und zu ländlichen Räumen. Eröffnet wurde der Fach-
block von Dr. Jan Glatter vom Stadtplanungsamt Dresden. 
Er stellte die neuesten Entwicklungstrends bei den Wande-
rungsbewegungen in der Region Dresden anhand statisti-
scher Daten vor, wobei er auch Bezug auf Einwohnerent-
wicklung, Wohnungsbau und Mietenentwicklung nahm. 
Seine Vortragspräsentation finden Sie hier: https://rpv-elb 
talosterz.de/wp-content/uploads/rpt/RPT20211007_
FB2_01_Glatter_WohnungsmarktregionDresden.pdf.

Es folgte der Vortrag von Dr. Annedore Bergfeld vom 
Leibniz-Institut für Länderkunde (IfL) in Leipzig. Sie gab ei-
nen Einblick in das Projekt „Interko2 – Integriertes Wohn-
flächenkonzept in großstädtischen Wachstumsräumen“ 
am Beispiel des Ballungsraumes Halle-Leipzig. Ihre Vor-
tragsfolien finden Sie unter: https://rpv-elbtalosterz.de/
wp-content/uploads/rpt/RPT20211007_FB2_02_Berg 
feld_Interko2LeipzigHalle.pdf. 

Danach sprach Prof. Dr. Matthias Theodor Vogt von 
der Hochschule Zittau/Görlitz zur Rolle von Kultur und kul-
tureller Infrastruktur für die Entwicklung ländlicher Räume. 
Sie finden seine Präsentation hier: https://rpv-elbtalosterz.
de/wp-content/uploads/rpt/RPT20211007_FB2_03_
Vogt_KulturLaendlicheRaeume.pdf.

Abschließend stellte Dr. Klaus Zeitler vom Sozialwis-
senschaftlichen Institut für regionale Entwicklung (SIREG) 
die Frage, wie aus kleinen Gemeinden im ländlichen Raum 
Zukunftsorte werden können. Am Beispiel der Stadt Adorf 
im Vogtland zeigte er entsprechende Möglichkeiten auf. 
Auch seine Präsentation steht für Interessierte zur Verfü-
gung: https://rpv-elbtalosterz.de/wp-content/uploads/rpt/
RPT20211007_FB2_04_Zeitler_Zukunftsstrategien 
LaendlicheRaeume.pdf.

Das Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse  
im Spannungsfeld zwischen Entwicklung  
und ökologischer Nachhaltigkeit
Im Fachblock III ging es um die Vereinbarkeit des Gleich-
wertigkeitsanspruchs mit dem Strukturwandel in den säch-
sischen Braunkohlenrevieren, die Problematik von Kom-

munen mit umfangreichen Restriktionen durch Schutz- 
gebiete sowie um die Zielstellung zur Reduzierung der Flä-
chenneuinanspruchnahme.

Jörn-Heinrich Tobaben, Geschäftsführer der Metro-
polregion Mitteldeutschland, und Prof. Dr. Andreas Berk- 
ner, Leiter der Regionalen Planungsstelle in Leipzig, schil-
derten in ihrem Beitrag die Herausforderungen für die 
Regionalentwicklung im Mitteldeutschen Braunkohlerevier. 
Auch diese Präsentation ist online verfügbar: https://
rpv-elbtalosterz.de/wp-content/uploads/rpt/RPT2021 
1008_FB3_01_Berkner_Tobaben_AuslaufenBraunkohle 
verstromung.pdf. 

Im Anschluss referierte Prof. Dr. Robert Knippschild 
vom Interdisziplinären Zentrum für transformativen Stadt- 
umbau zur Rolle der Planung am Beispiel des Strukturwan-
dels in der Lausitz. Das Interdisziplinäre Zentrum für trans-
formativen Stadtumbau (IZS) in Görlitz ist eine gemeinsa-
me Einrichtung des Leibniz-Instituts für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) und des Internationalen Hoch-
schulinstituts (IHI) Zittau der Technischen Universität 
Dresden. Die Vortragsfolien sind hier zugänglich: https://
rpv-elbtalosterz.de/wp-content/uploads/rpt/RPT202110 
08_FB3_02_Knippschild_StrukturwandelGleichwertige 
Lebensverhaeltnisse.pdf.

Daniel Brade, Bürgermeister der Stadt Hohnstein 
(Sächsische Schweiz), beschrieb für seine Stadt beispiel-
haft das Dilemma, in dem sich Gemeinden mit überwiegen-
der Lage in Schutzgebieten hinsichtlich ihrer gemeindli-
chen Entwicklung befinden können. Seine Vortragsfolien: 
https://rpv-elbtalosterz.de/wp-content/uploads/rpt/RPT 
20211008_FB3_03_Brade_StadtHohnstein.pdf. 

Thomas Preuß vom Deutschen Institut für Urbanistik 
(difu) in Berlin stellte Lösungsansätze zum Thema „Sied-
lungsentwicklung und Flächensparen in den Kommunen“ 
vor. Er informierte über das Dialogvorhaben zur Reduzie-
rung der Flächenneuinanspruchnahme. Dieses war vom 
Umweltbundesamt initiiert worden, ausgehend von der 
Verfehlung des Ziels zur Reduzierung der Flächenneuinan-
spruchnahme auf 30 ha pro Tag bis 2020 und der Verschie-
bung dieser Zielstellung nunmehr bis 2030. Die Präsentati-
on ist online verfügbar: https://rpv-elbtalosterz.de/
wp-content/uploads/rpt/RPT20211008_FB3_04_Preuss_
SiedlungsentwFlaechensparen.pdf. 

Mittel und Wege zur räumlichen Gerechtigkeit 
als Basis für gleichwertige Lebensverhältnisse 
– was können Ansätze für Sachsen sein?
Der Fachblock IV beinhaltete als Abschluss eine Podiums-
diskussion. Deren Ziel war es, die Inhalte der Tagung ge-
meinsam zu reflektieren und Ansätze für Sachsen zu erör-
tern. Im Podium vertreten waren u.  a. Dr. Annita Maaß, 
Bürgermeisterin der Stadt Lommatzsch, und Dr. Ralf Mül-
ler, Sprecher der Erlebnisregion Dresden und Bürgermeis-
ter der Stadt Dohna. Damit waren sowohl der ländliche 
Raum als auch der Verdichtungsraum repräsentiert. Der 
ländliche Raum wurde zudem durch Landrat Frank Vogel, 
Präsident des Sächsischen Landkreistages und Landrat des 
Erzgebirgskreises, vertreten. Die Landes- und Regionalpla-
nung repräsentierten der Referatsleiter Grundsatzfragen/
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Recht der Abteilung Landesentwicklung des Sächsischen 
Staatsministeriums für Regionalentwicklung, Prof. Dr. 
Wolf-Uwe Sponer, sowie der Leiter der Verbandsverwal-
tung des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitz-Nie-
derschlesien, Wolfgang Zettwitz. Prof. Dr. Peter Dehne, 
Professor für Planungs- und Baurecht an der Hochschule 
Neubrandenburg, brachte die wissenschaftliche Perspekti-
ve ein. Er lieferte zudem mit einem zusätzlichen Input zum 
ländlichen Raum eine ergänzende Diskussionsgrundlage. 
Vier Aspekte sah er dabei als essenziell zum Thema Gleich-
wertigkeit an: Zugang zu Arbeit und soziale Sicherheit, Ge-
währleistung der Daseinsvorsorge in der Fläche, ebenso 
aber auch subjektive Faktoren wie Lebensgefühl und Zu-
friedenheit sowie Image von Räumen und Orten und dies-
bezügliche Kommunikation. Das Thema Demografie, vor 
allem im Zusammenhang mit dem Wettbewerb um Arbeits-
kräfte, betrachtet er ebenfalls als wesentlich für Entwick-
lungsstrategien zur Stärkung ländlicher Räume.

Im Mittelpunkt der offenen Diskussion, in die sich das 
Auditorium aktiv einbringen konnte, standen die folgenden 
drei Thesen:

1.	Die Zukunftsfähigkeit des ländlichen Raumes hängt im 
Wesentlichen davon ab, ob und wie es gelingt, junge 
Menschen im ländlichen Raum zu halten oder neu für 
diesen zu gewinnen. 

2.	Kommunale Interaktionen und abgestimmtes Handeln 
können zukünftig die Grundversorgung in der Fläche ge-
währleisten und so Grundzentren entbehrlich machen. 

3.	Kommunen, die einen überproportionalen Anteil an 
Schutzgebieten auf ihren Flächen haben, erhalten für 
die damit verbundenen überörtlichen Leistungen einen 
finanziellen Ausgleich.

Die Zusammenfassung der Podiumsbeiträge und der 
sich anschließenden Diskussion der Thesen mit den Teil-
nehmenden finden Sie hier: https://rpv-elbtalosterz.de/
wp-content/uploads/rpt/Regionalplanertagung_Fach 
block4_Zfg.pdf. 

Die Veranstaltenden danken allen aktiv Beteiligten für 
die gelungene Tagung und den Teilnehmenden für das Inte-
resse und die intensiv geführten Diskussionen.

Veranstaltende
	> Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebir-
ge (gastgebender Verband)

	> Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung
	> Regionale Planungsverbände Leipzig-Westsachsen und 
Oberlausitz-Niederschlesien sowie Planungsverband Re-
gion Chemnitz 

	> ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Ge-
meinschaft

D R .  H E I D E M A R I E RU S S I G
Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge
Leiterin der Verbandsgeschäftsstelle; Strategie- und Grundsatzfragen, 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, Öffentlichkeitsarbeit
Heidemarie.Russig@rpv-oeoe.de
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It is to be expected that the most important stakeholders 
of German cities and the owners of the federal land of 
Germany will be in permanent conflict about land policy.

The ARL International Working Group on Land 
Policies in Europe eagerly awaited the discussion with the 
German Association of Cities and Towns (Deutscher 
Städtetag) and the German Institute for Federal Real Estate 
(BIMA) on the challenges of land policy in Germany and 
ten European countries.

After the political objectives of land policy had been 
discussed in the previous meetings and the instruments of 
land policy had been debated, the focus of the workshop 
on 15-17 September 2021 was on the actors of land policy. 
It quickly became clear that the expected conflict between 
cities and BIMA could not be confirmed. In an interactive 
online session, Hilmar von Lojewski and Eva Maria Niemey-
er (German Association of Cities and Towns) welcomed 
the renowned international academics representing 11 dif-
ferent European countries. They explained how land policy 
and financing of public infrastructure are interrelated and 
discussed approaches to public value capture with the au-
dience. Differences and similarities between the different 
countries became clear in an interactive discussion on 
housing, land use reduction and and densification. The first 
part of the workshop concluded with a discussion on public 
value capture.

On the second day, representatives of BIMA wel-
comed the ARL International Working Group with a team of 
four experts on land policy – Robert Erfen, Sabine Lorsc-
heid, Heidrun Hendricks, and Axel Kolfenbach. Robert Er-
fen introduced BIMA and explained how it operates. This 
raised many questions among the international experts. Es-
pecially the integration of all federal real estate in one agen-
cy astonished many colleagues. In many countries, there 
are separate real estate institutions for different types of 
land (e.g. residential, commercial, forests, military, land 
banking, etc.). It then explored what role public ownership 
of land would play in the Netherlands, Belgium, France, 
Switzerland, Austria, the Czech Republic, Poland, Finland, 
Sweden and the UK, as opposed to Germany. This debate 
then brought together earlier working group debates on 
land policy objectives and instruments.

Colleagues also pointed out that the awareness that 
property entails an obligation is expressed by BIMA’s 
initiative. The debate continued with a discussion on the 

relationship between the history of property rights and 
land policy using the example of post-socialist countries. 
This was followed by a debate on the role of publicly owned 
land in the Netherlands, Belgium, France, Switzerland, 
Austria, the Czech Republic, Poland, Finland, Sweden and 
the United Kingdom as opposed to Germany. This debate 
then brought together earlier discussions of the working 
group on objectives and instruments of land policy. On the 
third day, there was an exchange with ARL sub-group of 
the Regional Working Group on net zero land take-up in 
North Rhine-Westphalia. Theo Kötter from the University 
of Bonn presented the group’s aims on „net zero land take-
up“. Together with Brigitte Adam, Hendrik Jansen, and Jan 
Matthias Stielike, who chair this sub-group of the NRW 
State-Regional Working Group, they then moderated an 
exchange in the style of a World Café between the two ARL 
Working bodies in order to learn from and with each other. 
Several statements on land policy, triggered the discussion, 
which provided a unique opportunity for the ARL´s 
International and Regional Working Group.

The International Working Group on Land Policies in 
Europe is very grateful for the insights and the openness of 
the debate with the German Association of Cities and 
Towns (Deutscher Städtetag) and the German Institute for 
Federal Real Estate (BIMA) as well as with the sub-group of 
the Regional Working Group on net zero land take-up in 
North Rhine-Westphalia. With this input, the International 
Working Group continues its work. It will meet again at the 
upcoming international academic conference on Planning, 
Law, and Property Rights (www.plpr-association.org), 
which will take place in Ghent, Belgium, on 7-11 February 
2022. There, results of the International Working Group 
willl be discussed with a broader audience, and a meeting 
of the International Working Group will be held to reflect 
on the lessons learnt so far.

PRO F.  D R .  TH O M A S H A R TM A N N
TU Dortmund University, Germany
Tel. +49 231 755 2229
thomas.hartmann@tu-dortmund.de

D R .  A N D R E A S H E N G S TE R M A N N
University of Bern, Switzerland
Tel. +41 31 631 8555
andreas.hengstermann@giub.unibe.ch

ACTORS OF LAND POLICY
IAK Land Policies in Europe in Discussion with the German Association 
of Cities and Towns and the German Insitute for Federal Real Estate 
(BIMA) on the challenges of land policy
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Der Interessenskonflikt zwischen dem geforderten Neubau 
von Wohnungen und der u. a. aus Gründen von Klimaschutz 
und Klimaanpassung notwendigen Erhaltung von Grün- 
und Freiflächen spitzt sich gegenwärtig zu. Die Wachs- 
tumsprozesse der vergangenen Jahre einerseits und ver-
schärfte politische Vorgaben andererseits drängen Kom-
munalpolitik und -planung zu neuen Lösungen. Aktuelle 
Fachdebatten wirken hierbei unterstützend.

Sparsam mit Grund und Boden umgehen
Die Bodenfläche ist endlich. Städtebau und Stadtentwick-
lung sind deswegen einem sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden verpflichtet. Dem kommunalen Handeln liegen 
drei zentrale Vorgaben zugrunde:

	> Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie: Damit werden die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Natio-
nen, die sogenannte „Agenda 2030“, in einen nationalen 
Kontext überführt. Im Ursprungsdokument (2002) 
wurde das Ziel formuliert, die Flächeninanspruchnahme 
in Deutschland bis zum Jahr 2020 auf unter 30 Hektar 
pro Tag zu begrenzen. Die Innenentwicklung wird dabei 
als Schlüssel zum Erfolg gesehen, soll aber mit der Er-
haltung attraktiver, auch grüner und durch Freiflächen 
aufgelockerter Strukturen einhergehen. Die Strategie 
wird seither fortgeschrieben. Die Einhaltung der formu-
lierten Ziele wird anhand von Daten überprüft. Als zen- 
trale Indikatoren gelten die Siedlungs- und Verkehrsflä-
che, der Freiraumanteil pro Kopf und die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche pro Kopf (Siedlungsdichte). Allerdings 
ist es bislang nicht gelungen, eine zuverlässige, bundes-
weit einheitliche und uneingeschränkt zeitreihenfähige 
Datengrundlage zur Verfügung zu stellen.

	> Bodenschutzstrategie der Europäischen Kommission: In 
Übereinstimmung mit den Zielsetzungen der Europäi-
schen Kommission hat die deutsche Bundesregierung 
(u. a. in der aktuellen Nachhaltigkeitsstrategie) be-
schlossen, die Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- 
und Verkehrsflächen bis 2050 auf Netto-Null zu reduzie-
ren. Eine Flächeninanspruchnahme von Netto-Null setzt 
eine Flächenkreislaufwirtschaft voraus, die nicht nur 
quantitativ, sondern auch qualitativ neue Wege im Flä-
chenschutz beschreitet. Eine simple Fortsetzung bishe-

riger Strategien und Ansätze wird nicht genügen, auch 
wenn die Flächeninanspruchnahme seit einigen Jahren 
rückläufig ist. Es wird u. a. um Rückbau gehen.

	> Baugesetzbuch: Im Gegensatz zu den politischen Strate-
giepapieren ist das Baugesetzbuch unmittelbar rechts-
verbindlich. Die Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 BauG) 
prägt die angestrebte Struktur der gebauten Umwelt 
und wurde 2013 per Artikelgesetz in ihrer Bedeutung 
untermauert. Neubebauung oder bauliche Erweiterun-
gen sollen innerhalb der bestehenden und erschlosse-
nen Siedlungsflächen stattfinden. Bauen im Außenbe-
reich bedarf einer expliziten Begründung, dass 
Innenentwicklung nicht im erforderlichen Umfang mög-
lich ist (§ 1a BauGB). Unter den Bedingungen eines stei-
genden Wachstumsdrucks gab es allerdings wenige Jah-
re später (2017) eine Aufweichung der Konzentration 
auf den Bestand durch den neu geschaffenen, zeitlich 
befristeten § 13b im BauGB. Dieser ermöglicht die Ein-
beziehung von Außenbereichsflächen zur Schaffung von 
Wohnraum in einem beschleunigten Verfahren.

Wachstumsdruck
Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie stand 2002 unter 
dem Eindruck sinkender Bevölkerungszahlen und des  
Stadtumbaus – erst in den ostdeutschen, später auch in 
den westdeutschen Bundesländern. Vielerorts hat der 
Stadtumbau von außen nach innen zur Stärkung der zent-
raleren Stadtstrukturen geführt. Gleichzeitig konnten ins-
besondere in deutschen Großstädten in den vergangenen 
20 Jahren zahlreiche Gewerbebrachen im Bestand reakti-
viert und für den Wohnungsbau entwickelt werden.

Die Vision eines Netto-Null-Flächenverbrauchs bis 
2050 steht also unter anderen Vorzeichen: Die meisten 
Städte und Gemeinden sind seit der Jahrtausendwende 
stark gewachsen und wachsen immer noch. Zwar hat die 
Dynamik nachgelassen – aktuell sicher auch durch die ge-
ringere Zuwanderung seit der Corona-Pandemie. Knapp 
vier Fünftel aller Großstädte verzeichneten zwischen 2017 
und 2019 aber immer noch wachsende Bevölkerungszah-
len. Gleichzeitig gilt: je kleiner die Städte oder Gemeinden, 
desto geringer ist der Anteil derjenigen, die auch kurzfristig 
Bevölkerungszuwächse zu verzeichnen hatten (Tab. 1).

BESTANDSFLÄCHEN FÜR DEN 
WOHNUNGSBAU GESUCHT
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Stadt- und Gemeindetyp steigende Zahlen
Großstädte 77,5 %
Mittelstädte 63,1 %
Kleinstädte 55,4 %

Landgemeinden 48,7 %

Tab. 1: Bevölkerungsentwicklung nach Stadttypen 2017–2019 / Quelle: 
Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Gemeindeverbände ohne ge-
meindefreie Gebiete, N = 4410; eigene Berechnungen

Mehr noch als die Bevölkerungszahlen drückt die 
wachsende Anzahl der Haushalte auf die verfügbaren oder 
neu geschaffenen Wohnflächen. Zwar ist der Wohnungsbe-
stand nach Erhebungen des Statistischen Bundesamtes 
(destatis) mit 5 % zwischen 2010 und 2019 stärker ange-
stiegen als die Bevölkerung (ca. 3,7 %). Den Zuwachs der 
Zahl der Haushalte berechnet das Umweltbundesamt zwi-
schen 2010 und 2020 – wenngleich mit Unsicherheiten be-
haftet – jedoch mit um die 10 % deutlich höher. Ein wesent-
licher Faktor steigender Haushaltszahlen liegt in den 
Verschiebungen zu kleineren Haushalten begründet. Auch 
Zweit- oder generell Mehrfachwohnsitze können die Zahl 
der Haushalte erhöhen.

Unterschiede in Städten und Gemeinden
Die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie, „Netto-Null“ und die 
Vorschriften des Baugesetzbuches betreffen grundsätzlich 
alle Städte und Gemeinden in Deutschland. Das Wachstum 

der Bevölkerung (und auch der Beschäftigten), die sied-
lungsstrukturellen Bedingungen und die Inanspruchnahme 
der Fläche ist allerdings sehr unterschiedlich. Wachsen 
bzw. Schrumpfen hat regionale sowie lokale Dimensionen. 
Es zeigen sich zugleich Unterschiede bei den Stadt- und Ge-
meindetypen. Während die Verdichtung in Großstädten 
steigt, nimmt sie in kleineren Städten tendenziell ab, und 
das bei einem Zuwachs des Anteils der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der gesamten kommunalen Bodenfläche 
(als einer Form der Stadt- oder Ortserweiterung – s. Abb. 
1).

Und darin liegt genau die Krux: Innenentwicklung hat 
in vielen deutschen Großstädten stattgefunden (s. Abb. 
2). Mittel- und vor allem Kleinstädte oder Landgemeinden 
betreiben aber häufig Stadterweiterung in Form eines Zu-
wachses von Siedlungs- und Verkehrsflächen bei sinkenden 
oder stagnierenden Bevölkerungszahlen. Somit sinkt die 
Dichte vor allem in den Stadttypen, in denen sie bereits im 
Mittel gering ist. Dementsprechend stellt die 2021 fortge-
schriebene Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie Unterschie-
de zwischen den Städten heraus bzw. verweist indirekt auf 
den „Donut-Effekt“ in kleineren Städten, der Innenentwick-
lung und Flächensparen zuwiderläuft.

Allerdings ist die Beobachtung der Flächenentwick-
lung nicht ganz einfach, da es Brüche und Veränderungen 
in der Statistik gibt. Wegen einer größeren Umstellung in 
der Flächenerhebung im Jahr 2016 wurde auf Berechnun-
gen der Siedlungsentwicklung für längere Zeitreihen ver-
zichtet. Auch ist von einer Betrachtung für einzelne Ge-
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Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Gemeindeverbände ohne gemeindefreie Gebiete, Abweichungen bei der Bodenfläche zwischen 2019 und 2016 > -1 % und kleiner 1 %, N = 4367; 
eigene Berechnungen und Darstellung (ungewichtetes Mittel)

Abb. 1: Siedlungsentwicklung 2016–2019 in % / 
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Abb. 2: Entwicklung der Bevölkerungsdichte (Einwohner/innen je ha) in deutschen Großstädten

Q
ue

lle
: I

nn
er

st
äd

tis
ch

e 
Ra

um
be

ob
ac

ht
un

g 
de

s B
BS

R;
 D

at
en

gr
un

dl
ag

e:
 K

om
m

un
al

st
at

is
tik

en
 

de
r I

RB
-S

tä
dt

e 
(5

0 
St

äd
te

, r
un

d 
2.

75
0 

St
ad

tt
ei

le
);

 e
ig

en
e 

D
ar

st
el

lu
ng

meinden abzusehen. Bei der Aggregation auf Stadt- und 
Gemeindetypen kann dagegen von einer Nivellierung etwa-
iger Unstimmigkeiten ausgegangen werden. 

Unterschiede innerhalb der Städte
Innenentwicklung ist auch innerhalb einzelner Städte nicht 
gleich Innenentwicklung. Während es in einem Stadtteil zu 
einem Verlust von wichtigen Grün- und Freiflächen kom-
men kann, sind in anderen Fällen bei lockerer Bauweise und 
angrenzenden Freiräumen noch Flächen für den Woh-
nungsbau verfügbar. Tatsächlich ist die Dichte (hier: Bevöl-
kerungsdichte als Einwohner/innen je ha Bodenfläche der 
Städte) in den innerstädtischen Bereichen und am Innen-
stadtrand deutscher Großstädte nicht nur absolut, son-
dern auch relativ am stärksten gestiegen – also dort, wo das 
Ausgangsniveau bereits sehr hoch war. 

Am Bespiel einer kleinräumigen Auswertung für Dort-
mund kann der Status quo sehr eindrucksvoll veranschau-
licht werden (Abb. 3). Jenseits der Bevölkerungsdichte ist 
hier die bauliche Dichte erkennbar, inklusive der geringen 
Anteile an Grün- und Freiflächen, die in den inneren Stadt-
teilen verblieben sind. 

Städte führen teils kleinräumige Dichtekataloge. Die-
se Herangehensweise ist prinzipiell geeignet, Grenzen und 
Potenziale einer weiteren Verdichtung auf Stadtteilebene 
zu begründen.

Konzepte
Die Suche nach Bestandsflächen für den Wohnungsbau 
muss somit sowohl zwischen Stadttypen als auch zwischen 
Stadteilen unterscheiden. Vieles spricht dafür, ein stärke-
res Augenmerk auf kleinere Städte zu legen. Einzubeziehen 
ist ebenfalls der suburbane Raum im Einzugsgebiet der 
Großstädte. 

Großstädte oder teils auch große Mittelstädte sind 
im Inneren häufig bereits sehr stark verdichtet, haben aber 
möglicherweise Potenziale am Stadtrand. Der Boom des 
Betongoldes und die Renditeversprechen haben Investo-
ren/Investorinnen angelockt und erzeugen – oft mit der Be-
gründung, dringend benötigten Wohnraum schaffen zu 
müssen – ein hohes Maß baulicher Dichte.

Der qualitative Aspekt der Innenentwicklung liegt in 
der Erhaltung attraktiver, auch grüner und durch Freiflä-
chen aufgelockerter Strukturen. Das kommt im BauGB 
nicht explizit zum Ausdruck. Allerdings drängt die neue Nr. 
14 („ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen“) 
in § 1 Abs. 6 BauGB die Frage nach entsprechenden Orien-
tierungswerten für unterschiedliche Stadtteile geradezu 
auf. Solche Orientierungswerte, die individuell wie kollektiv 
nutzbare Grün- und Freiräume einschließen, könnten an ei-
nem Ort Grenzen für die weitere Verdichtung setzen und 
andernorts noch bestehende Potenziale für den Woh-
nungsbau im Bestand stichhaltig begründen.
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Es liegt in der Planungshoheit der Gemeinden, dem 
Charakter verschieden großer, städtebaulich unterschied-
lich strukturierter Städte Rechnung zu tragen. Würden die 
Orientierungswerte von den Stadt- und Gemeinderäten 
beschlossen, hätten sie eine Verbindlichkeit, die über den 
Status eines undefinierten Abwägungsbelanges hinausgin-
ge. Für städtebauliche Entwicklungskonzepte zur Stärkung 
der Innenentwicklung nach § 176a BauGB könnten verbind-
liche Aussagen zum Grün- und Freiflächenbestand vorge-
schrieben werden. Voraussetzung ist ein zuverlässiges Flä-
chenmonitoring.

Ein Wermutstropfen könnte darin bestehen, dass 
ausschließlich bauplanungsrechtliche Vorgaben gerade in 
Nachfragehochburgen zu einer Verknappung der Angebo-
te oder einer weiteren Außenentwicklung führen. Deswe-
gen sollten ergänzende Instrumente, die zum Schutz und 
zur Qualifizierung der Freiflächen beitragen und zusätzlich 
eine größere Verteilungsgerechtigkeit („sozialgerechte 
Bodennutzung“) berücksichtigen, stärker als bisher in Be-
tracht gezogen werden.

D R .  B R I G IT TE A DA M
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung 
Brigitte.Adam@BBR.Bund.de

Landbedeckung in Dortmund 2020

Datenbasis: Incora Landbedeckungs-Klassifikation 
Basis Sentinel-2 Copernicus 2020
Bearbeitung: S. Eichfuss

BBSR Bonn 2022©
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Abb. 3: Landbedeckung am Beispiel Dortmunds

Zusammen mit Jan Matthias Stielike leitet die Auto- 
rin die Arbeitsgruppe „Perspektive Nettonull- 
Flächenverbrauch“ der Landesarbeitsgemeinschaft 
Nordrhein-Westfalen der ARL. Dieser Beitrag stellt 
Positionen der Autorin und nicht der LAG-AG insge-
samt zur Diskussion. Er ist in einer etwas ausführli-
cheren Fassung auch in der Fachzeitschrift RaumPla-
nung (Ausgabe 216/2-2022) erschienen.
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Lately, the world has been exposed to multiple, often un-
predictable, challenges, such as the COVID-19 pandemic or 
weather anomalies, like heat waves or severe flooding 
events. The ability to withstand these forces has been 
strongly susceptible, and therefore there is a further neces-
sity for embracing the development of resilience-building 
at all planning levels. In order to do so, events like the Euro-
pean Urban Resilience Forum (EURESFO) are organised, 
aiming at addressing these issues and enforcing inter- and 
transdisciplinary exchange on urban resilience between  
scientists and practitioners.

EURESFO is an event organised yearly by ICLEI – Local 
Governments for Sustainability, which is an international 
non-governmental organisation that promotes sustainable 
development. After a one year break due to the COVID-19 
pandemic, it took place on 19th-20th October 2021 in 
Malmö, Sweden, in a hybrid format.

EURESFO 2021 offered a range of resilience-related 
topics focusing on the EU Adaptation Strategy by separate-
ly addressing its socio-economic, ecological, financial and 
political aspects in the context of implementation in cities 
and regions. With over 150 participants from all over Eu-
rope attending in presence, a variety of opportunities to 
get involved were offered on-site, such as multiple discus-
sion panels, field trips and workshops.

By actively participating in the event, I strived to 
enrich my knowledge on topics that partly fall within the 
scope of my dissertation; namely, focusing on resilience 
and sustainability aspects of adaptation planning in small 
and medium-sized cities from a governance perspective. 
Additionally, I was looking forward to learning about other 
covered perspectives of resilience with an open mind, and 
especially to the offered workshops, where an exchange on 
a science-practice axis took place successfully. These 

MULTI-STAKEHOLDER 					   
ENGAGEMENT FOR A RESILIENT 
FUTURE OF SMALL AND 			 
MEDIUM-SIZED TOWNS
Impressions from EURESFO 2021 – European Urban Resilience Forum, 
Malmö, 19-20 October 2021

Discussion on challenges of small and medium-sized towns towards sustainable development with international practitioners
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workshops resulted in very insightful and valuable 
discussions on the challenges small and medium-sized 
towns are facing while approaching sustainable develop- 
ment. One of the critical remarks addressed the issue of a 
still often deficient bridge that brings together practitioners 
working in small and medium-sized towns and scientists to 
cooperate with each other. From our experience, we have 
unfortunately come to the conclusion that such synergies 
are still not often seen as valuable by both, and therefore 
further awareness-raising is necessary.

Particularly valuable for me was that the organisers 
strongly encouraged the possibility of networking and 
transdisciplinary exchange within the context of small 
group projects. By introducing a unique gamified approach 
to one of the workshops, I was able to broaden my under-
standing on resilience building in historic urban areas. Ad-
ditionally, I was able to learn how to deal with specific chal-
lenges, as well as gain direct expert insights from 
practitioners working in the cities of Maribor, Slovenia and 
Alba, Italy. At this point, I would like to thank my project 
partners from Alba, Italy – M.Sc. Stefania Balocco (Envi-
ronmental Economics) and M.E. Davide Anolli (Energy En-
gineering) – for the fruitful exchange throughout the event 
and for introducing me to the challenges that practitioners 
have been facing lately; primarily related to the demanding 
communication between politicians and technical experts 
that might impose a risk of not reacting promptly enough 
to climate-related crises.

Gamified approach towards transdisciplinary exchange on resilience- building in historic urban areas with city representatives from Maribor,  
Slovenia and Alba, Italy
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The participation at the EURESFO 2021 has not only 
given me a chance to deepen my knowledge on all of the 
above-mentioned topics, but also allowed me to widen my 
horizons through a deeper understanding of the complexi-
ty of the practices cities and towns use to build resilience as 
part of their strategic actions towards sustainable develop-
ment. Besides, it was eye-opening to realise how much 
consciousness-raising is still needed for the research com-
munity and especially for the local practitioners to under-
stand that only a collaborative approach might enhance the 
transformation of urban areas successfully. With these im-
pressions and acquaintances made during EURESFO 2021, 
which in the future may, in fact, turn into transdisciplinary 
scientific papers, I look forward to the upcoming editions 
of this event.

I am very grateful that the Academy for Territorial  
Development in the Leibniz Association (ARL) fully sup-
ported my participation in the event due to thematic com-
patibility with my dissertation. 

FI LI P Ś N I EG
PhD student in TRUST/ARL Research Training Program
Phone +49 511 34842 58
filip.snieg@arl-net.de
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Das Junge Forum der ARL heißt jetzt Forum Nachwuchs. 
Geschuldet ist die Umbenennung der Verabschiedung des 
neuen Konzeptes zur Nachwuchsförderung der ARL. Als 
lernende und prozessorientierte Einrichtung legt die Aka-
demie großen Wert darauf, ihre Arbeitsweisen immer wie-
der zu reflektieren und an neue Entwicklungen anzupassen. 
Eine solche strategische Neuausrichtung hat auch die 
Nachwuchsförderung erfahren: Die bisherigen Maßnah-
men wurden auf den Prüfstand gestellt und werden zukünf-
tig unter einem Leitbild und daraus abgeleiteten strategi-
schen Zielen gebündelt und zielgerichtet umgesetzt. Dieser 
Strategieentwicklungsprozess betrifft auch die Mitglieder 
des Jungen Forums, die in der ARL zum Gelingen eines in-
novativen und experimentierfreudigen Netzwerks für junge 
Aktive in der raum- und planungswissenschaftlichen Praxis 
und Forschung sehr engagiert beitragen.

Das Forum Nachwuchs wird den Kern aller Maßnah-
men zur ARL-Nachwuchsförderung bilden. Es organisiert 
seine inhaltliche Arbeit über eine digitale, internationale, 
transdisziplinäre Plattform. Hier sollen regelmäßig aktuelle 
Themen der Raumentwicklung gesammelt und diskutiert 
werden. In Form von virtuellen Konferenzen werden gesell-
schaftliche, räumliche und planerische Herausforderungen 
zum Gegenstand innovativer Auseinandersetzungen, die 
Impulse zur Weiterentwicklung räumlicher Planung im 
Netzwerk der Akademie und darüber hinaus liefern sollen.

Diesem Transformationsprozess entsprechend wer-
den aktuell die Website und die Geschäftsordnung des Jun-
gen Forums überarbeitet. Koordiniert und weitestgehend 
selbstverantwortlich organisiert wird das Forum durch 
eine Lenkungsgruppe, die derzeit kommissarisch von Si-
mon Großmann, Julian Antoni und Antonia Pfeifer gebildet 
wird. Diese Gruppe organisiert auch die Jahrestagung 
2022. 

Die Mitgliedschaft im Forum Nachwuchs ist nicht 
mehr – wie bisher – an ein Lebensalter gebunden, sondern 
orientiert sich am Abschluss des Erststudiums (12 Jahre 
nach Bachelorabschluss).

A PL .  PRO F.  D R .  TA N JA M Ö LD E R S
Leiterin des Wissenschaftlichen Referats „Räumliche Planung und 
raumbezogene Politik“
Tel. +49 511 34842 59 
tanja.moelders@arl-net.de

NACHWUCHSFÖRDERUNG 			 
RELOADED
Vom Jungen Forum zum Forum Nachwuchs 
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Der Schwerpunkt des dritten Themenabends des Jungen 
Forums der ARL, das jetzt Forum Nachwuchs heißt, fand 
am 2. November 2021 statt.

Der dritte Teil der Veranstaltungsreihe legte den Fo-
kus auf die Bestandsentwicklung von Gewerbegebieten in 
Deutschland. Zuvor wurden planungspraktische Sichtwei-
sen aus der Schweiz und Österreich mit einem Fokus auf 
der Neuplanung von Gewerbeflächen betrachtet.

Zudem nahm dieser Themenabend die Schnittstelle 
Wissenschaft/Praxis und das Forschungsfeld „Nachhaltige 
Weiterentwicklung von Bestandsgewerbegebieten“ ver-
stärkt in den Blick.

Als Referentinnen konnten Ida Frenz, Büro BPW 
Stadtplanung Bremen und ehemalige Projektmitarbeiterin 
des Forschungsprojekts „Nachhaltige Weiterentwicklung 
von Gewerbegebieten“, sowie Dr. Anke Valentin, Mitglied 
der Geschäftsführung im Wissenschaftsladen Bonn e.  V. 
(WILA Bonn) und Mitarbeiterin im Forschungsprojekt 
„Grün statt grau – Gewerbegebiete im Wandel“, gewonnen 
werden.

Organisiert wurden die Themenabende von der 
Gruppe „Gewerbeflächen, Steuern, regionale Modelle und 
Strukturwandel“, die aus dem Barcamp des ehemaligen 
Jungen Forums der ARL „Planer*innen für die Zukunft“ 
2020 hervorgegangen ist.

Einen vertiefenden Rückblick auf den dritten The-
menabend, verfasst von Kerstin Meyer und Lars Sievers, 
finden Sie hier: https://www.arl-net.de/system/files/JF- 
Themenabend_GewerbegeieteI_Deutschland.pdf

K E R S TI N M E Y E R
Institut Arbeit und Technik
Tel. +49 209 1707 113 
kmeyer@iat.eu

L A R S S I E V E R S
TU Dortmund / Stadt- und Regionalplanung 
Tel. +49 231 755 5149 
lars.sievers@tu-dortmund.de
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flächen im Flächennutzungsplan

David J. Hölzel
Aktionsräume als Gegenstand interdisziplinärer und 
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Programme zur räumlichen Ordnung in der Planung 
beitragen

Lion Lukas Naumann, Michael Nadler
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malen Baulandentwicklung im Städtebau – anhand des 
Beispiels des innerstädtischen Projekts Holsten-Areal 
in Hamburg
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diskurs gefördert werden kann
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Die Geschäftsstelle der Akademie mit Sitz in Hannover ist 
Management- und Koordinationseinrichtung sowie Impuls-
geberin für das personelle Netzwerk der ARL. 

In enger Abstimmung mit dem Präsidium organisiert 
die Geschäftsstelle die laufende Arbeit im Netzwerk und 
unterstützt die Tätigkeit der Organe, wie die des Kuratori-
ums und der Beiräte. Sie besteht aus dem Generalsekretär 
mit den zugeordneten Stabsstellen, den Wissenschaftli-
chen Referaten sowie fünf Referaten mit Aufgaben zentra-
ler Dienste. Letztere sind in der Zentralabteilung zusam-
mengefasst, die vom Vertreter des Generalsekretärs 
geleitet wird. Insgesamt arbeiten in der Geschäftsstelle ak-
tuell 57 Mitarbeiter/innen.

In Teil III dieser Reihe informieren wir Sie über die 
Aufgaben im Referat „Veröffentlichungen“ (ZR III). 

Das Referat ZR III „Veröffentlichungen“ ist im wahr- 
sten Sinne des Wortes zentral für die Akademie und das 
Netzwerk, da es wesentlich den Produktionsprozess der 
zahlreichen Veröffentlichungen verantwortet, die von den 
inter- und transdisziplinären Arbeitsgremien beständig er-
arbeitet werden. Diese Sichtbarmachung der Forschungs- 

und Arbeitsergebnisse der ARL in Form von zielgruppen- 
spezifischen Publikationen zählt zweifelsohne zu den wich-
tigsten Transferaufgaben der ARL mit großer Außenwir-
kung.

Geleitet wird das Referat ZR III „Veröffentlichungen“ 
von Oliver Rose, der gemeinsam und in enger Zusammen-
arbeit mit Gabriela Rojahn sowie mit Unterstützung von 
Heike Wegner alle anfallenden grafischen Aufgaben reali-
siert, wie Satz und Layout der Publikationen, Veranstal-
tungsflyer, Plakate und weiterer Materialien der Öffentlich-
keitsarbeit. Zu den Aufgaben des Referats gehören auch die 
Vergabe und Abwicklung von Druckaufträgen mit Drucke-
reien, die Beratung von Autorinnen und Autoren bei tech-
nischen Fragen, der Kauf und/oder die Nachbearbeitung 
von Fotos und Abbildungen sowie die Umsetzung des  
Corporate Designs der ARL. In enger Abstimmung mit dem 
Referat ZR IV „Bibliothek, Dokumentation, Verlag“ stellt das 
ZR III sämtliche Schritte bis zur Drucklegung der Publikatio-
nen und somit das gesamteProduktionscontrolling Print  
sicher.

ÜBER UNS – DIE GESCHÄFTSSTELLE 
DER ARL STELLT SICH VOR (III)

Nördlicher Blick aus der ARL-Geschäftsstelle auf den Wasserturm
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Cornelia Maria Hein und Heike Wegner (beide 
M. A.) sind zudem für einen wichtigen Schritt der Quali-
tätssicherung in der ARL verantwortlich. Die beiden lang-
jährigen Lektorinnen leisten die Lektoratstätigkeit in der 
ARL. Sie optimieren Orthografie, Zeichensetzung sowie 
Grammatik und prüfen alle ARL-Texte auch noch einmal  
inhaltlich und stilistisch auf Plausibilität, Verständlichkeit 
und gute Lesbarkeit. 

Mit Blick auf die Nachrichten der ARL sind sie das 
Team hinter dem Heft, das Sie gerade in den Händen hal-
ten. 

O LI V E R ROS E
Leiter des Referats „Veröffentlichungen“
Tel. +49 511 34842 26 
oliver.rose@arl-net.de

G A B R I E L A ROJA H N
Mitarbeiterin im Referat „Veröffentlichungen“
Tel. +49 511 34842 27 
gabriela.rojahn@arl-net.de

CO R N E LI A M A R I A H E I N
Mitarbeiterin im Referat „Veröffentlichungen“
Tel. +49 511 34842 43 
maria.hein@arl-net.de

H E I K E WEG N E R
Mitarbeiterin der Zentralabteilung
Tel. +49 511 34842 53
heike.wegner@arl-net.de
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NEUERSCHEINUNGEN

Forschungsberichte der ARL 18
Hannover 2021, 96 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-107-2 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-108-9 
(Print-Version)

Hubert Job, Marius Mayer, Peter Haßlacher, Gero Nischik, Christoph 
Knauf, Marco Pütz, Josef Essl, Andreas Marlin, Manfred Kopf, Stefan 
Obkircher

ANALYSING, ASSESSING AND SAFEGUARDING 
ALPINE OPEN SPACES THROUGH SPATIAL 
PL ANNING

Alpine open spaces are becoming noticeably scarcer. In the 
Alps, this applies to the inherently limited area of permanent 
settlement, which in the case of Tyrol covers only 11.8 
percent. The population is growing in many of the valleys 
and with it the infrastructure it requires. However, the 
open spaces at higher altitudes are also being successively 
fragmented and equipped with infrastructure (e.g. cable 
cars, hydro-electric plants) or subjected to increasingly 
intensive use (e.g. with electric mountain bikes). The 
preservation of open spaces in the Alps began in Bavaria as 
early as 1972 with the implementation of the Alpine Plan, 
which established spatial planning objectives. The Alpine 
Plan divided Bavarias Alpine region into three zones of 
varying traffic intensity, a true legislative innovation. Zone 
C was intended for nature conservation, which was still in 
its infancy at that time, and also aimed to reduce natural 
Alpine hazards.

This research report is a translated version of the fol-
lowing publication: Job, Hubert; Mayer, Marius; Haßlacher, 
Peter; Nischik, Gero; Knauf, Christoph; Pütz, Marco; Essl, 
Josef; Marlin, Andreas; Kopf, Manfred; Obkircher, Stefan 
(2017): Analyse, Bewertung und Sicherung alpiner Frei-
räume durch Raumordnung und räumliche Planung. Han-
nover. = Forschungsberichte der ARL 7.

Forschungsberichte der ARL 19
Hannover 2022, 223 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-109-6 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-110-2 
(Print-Version)

SPATIAL TR ANSFORM ATION
Processes, strategies, research design
Milad Abassiharofteh, Jessica Baier, Angelina Göb, Insa Thimm,
Andreas Eberth, Falco Knaps, Vilja Larjosto, Fabiana Zebner (Eds.)

What can be understood by spatial transformation, how 
does it manifest itself and what are the characteristics of 
transformation processes? This Research Report addresses 
these questions and presents current research projects 
and approaches from an academic and practical (planning) 
perspective.

A central point of reference is the concept of a ‘Great 
Transformation’, which stems from an expert report by the 
German Advisory Council on Global Change (WBGU). It 
outlines the profound changes in the economy and society 
towards sustainability that will become necessary in the fu-
ture, describing them as a ‘Great Transformation’. Like-
wise, social upheavals also manifest themselves in space, 
enabling spatial changes to be understood as spatial trans-
formations. However, on a detailed level it remains unclear 
what is to be understood by spatial transformation pro-
cesses and how they manifest themselves.

Against the background of this need for (further) re-
search, this Research Report addresses concrete issues in 
the research and shaping of spatial transformation pro-
cesses. The aim is to systematise the largely unordered or 
disordered knowledge of spatial transformation processes 
and to contribute to a common understanding of the asso-
ciated concepts, which can form the basis for further re-
search and for the steering of these processes.

This research report is a translated version of the 
following publication: Abassiharofteh, Milad; Baier, Jessi-
ca; Göb, Angelina; Thimm, Insa; Eberth, Andreas; Knaps, 
Falco; Larjosto, Vilja; Zebner, Fabiana (Hrsg.) (2019): 
Räumliche Transformation – Prozesse, Konzepte, For-
schungsdesigns. Hannover. = Forschungsberichte der ARL 
10.
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Arbeitsberichte der ARL 32
Hannover 2022, 77 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-433-2 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-434-9 
(Print-Version)

‘ALL CHANGE PLE A SE! ’  – 
CHALLENGES AND OPPORTUNITIES 
OF THE ENERGY TR ANSITION
Andreas Stefansky, Angelina Göb (Eds.)

The annual meeting of the ARL’s Junges Forum (forum for 
young professionals) on 6-8 October 2016 in Leipzig 
addressed various aspects of the energy transition – when, 
where, how and why? In presentations and discussion 
groups, they considered not only technical, legal and 
planning aspects related to infrastructure expansion and 
the management and structuring of the energy transition, 
but also its significance for spatial development.

The focus of the annual meeting was selected in view 
of the current importance of the issue. The transition is a 
process intended to ensure a safe, environmentally friendly 
and economically successful future and as such involves a 
broad spectrum of social, planning and scientific challen-
ges and opportunities that require more in-depth conside-
ration and analysis. The following questions thus provided 
the starting points for the presentations:

> What are the key action areas for the implementation of 
the energy transition?

> How will the cities and the countryside of the future 
look?

> How do the various actors behave and how do they 
react to different technologies?

> Where and why do conflicts and competition emerge 
and how can resistance and acceptance be dealt with?

These key questions were the focus of the annual 
meeting and informed the following themes: How ‘smart’  
is the city of the future? Pole position for new form: of mo-
bility and ‘We say no!’ - public protest in the energy transi-
tion.

This working report is a translated version of the fol-
lowing publication: Stefansky, Andreas; Göb, Angelina 
(Hrsg.) (2018): „Bitte wenden Sie!“ – Herausforderungen 
und Chancen der Energiewende. Hannover. = Arbeitsbe-
richte der ARL 22.

BORDER FUTURES –  ZUKUNF T GRENZE – 
AVENIR FRONTIÈRE
The future viability of cross-border cooperation
Karina Pallagst, Andrea Hartz, Beate Caesar (Eds.)

What current discourses are relevant for border areas? 
What opportunities for and obstacles to integrated territo-
rial development arise from the specific situation of border 
regions? How can these be utilised or overcome in a goal-ori-
ented way? These questions were central to the discussions 
of the Border Futures working group. Border regions like 
the Greater Region or the Trinational Metropolitan Region 
of the Upper Rhine extend far beyond the immediate border 
area. While institutional structures of cooperation can be 
perpetuated through agreements and organisations, there 
is a lack of instruments which cross-border cooperation 
structures can deploy in response to changing situations. 
Cross-border cooperation faces new challenges from in-
creasing cross-border interactions, processes of economic 
structural transformation, new energy policies in the na-
tional sub-spaces, and demographic change. Another factor 
is increasing spatial polarisation, which influences the fur-
ther development and future viability of the affected border 
areas, and involves metropolisation issues in urban centres 
and the provision of public services in rural districts. Build-
ing on discussions of the Border Futures working group, this 
volume sheds light on cross-border cooperation in practice 
with recent research relevant to planning in border regions 
in the European context. 

This working report is a translated version of the fol-
lowing publication: Pallagst, Karina; Hartz, Andrea; Caesar, 
Beate (Hrsg.) (2018): Border Futures – Zukunft Grenze 
– Avenir Frontière. Zukunftsfähigkeit grenzüberschreiten-
der Zusammenarbeit. Hannover. = Arbeitsberichte der 
ARL 20.

Arbeitsberichte der ARL 33
Hannover 2022, 384 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-435-6 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-436-3 
(Print-Version)
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Arbeitsberichte der ARL 34
Hannover 2022, 203 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-437-0 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-438-7 
(Print-Version)

CROSS - BORDER SPATIAL DE VELOPMENT 
IN BAVARIA
Dynamics in Cooperation – Potentials of Integration
Tobias Chilla, Franziska Sielker (Eds.)

Cross-border spatial development – that is somewhat a re-
versal of the spatial perspective, in that a region is analysed 
and developed from the edges. This is a particularly multi-
faceted and exciting prospect for Bavaria, as the very dif-
ferent border areas have experienced dynamic change in 
both political and functional terms in recent years. This is 
precisely why the Bavarian Regional Working Group at the 
Academy for Spatial Research and Planning (Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung, ARL), also called ARL 
LAG Bayern, set up a subsection on cross-border spatial 
development in Bavaria. The results of their work, which 
were elaborated from early 2015 to early 2018, are brought 
together in this volume. The subsection was impressively 
large and international with authors not only from Bavaria 
but also from the Czech Republic, Austria, Italy and Swit-
zerland. The institutional affiliations are balanced with both 
academics and ‘applied’ professions, and the age range of 
those involved covers over four decades. This very inter-
esting mix led to numerous highly stimulating discussions 
throughout the three-year working period. We believe that 
this is manifest in the subsection’s findings. 

This working report is a translated version of the fol-
lowing publication: Chilla, Tobias; Sielker, Franziska (Hrsg.) 
(2018): Grenzüberschreitende Raumentwicklung Bayerns 
– Dynamik in der Kooperation – Potenziale der Verflech-
tung. Hannover. = Arbeitsberichte der ARL 23.

Arbeitsberichte der ARL 35
Hannover 2022, 185 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-439-4 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-440-0 
(Print-Version)

NEUE PERSPEK TIVEN FÜR EINE 		
ZUKUNF TSFÄHIGE R AUMORDNUNG 		
IN BAYERN
Manfred Miosga, Simon Dudek, Andreas Klee (Hrsg.)

Vor dem Hintergrund einer seit rund 20 Jahren zu beob-
achtenden Erosion staatlicher Steuerungskraft, die auch 
die Raumordnung als übergeordnete, koordinierende und 
zusammenfassende räumliche Gesamtplanung betrifft, 
werden in diesem Band Perspektiven für eine zukunftsfähi-
ge Raumordnung in Bayern entwickelt. Der Band fasst die 
Ergebnisse der gleichnamigen Arbeitsgruppe der Landesar-
beitsgemeinschaft Bayern der ARL – Akademie für Raum- 
entwicklung in der Leibniz-Gemeinschaft zusammen. Als 
neuen normativen Bezugspunkt für eine Renaissance der 
Landes- und Regionalplanung zur Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im Freistaat Bayern wird das Leit-
bild der räumlichen Gerechtigkeit herangezogen. Die Bei-
träge des Bandes widmen sich zunächst der Analyse der 
Landesentwicklungspolitik einschließlich der Programme 
und Pläne sowie der Regionalen Planungsverbände. Danach 
wird die Steuerungskraft des Zentrale-Orte-Konzepts hin-
terfragt, es wird die Notwendigkeit einer Neuabgrenzung 
der regionalen Planungsräume aufgezeigt. Unter Rückgriff 
auf den noch recht jungen Ansatz der sogenannten Funda-
mentalökonomie wird ein alternativer Blick auf den Zusam-
menhang von regionaler Wirtschaftskraft und öffent- 
lichen Leistungen eröffnet. Schließlich werden Impulse für 
eine Neuorientierung der Raumordnung in Bayern aufge-
zeigt.
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Positionspapier aus der ARL 128
Hannover 2022, 20 S., Abb.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

L ÄNDLICHE R ÄUME IN NRW – R ÄUME MIT 
ZUKUNF TSPERSPEK TIVEN
Rahmen-Positionspapier

Das vorgelegte Rahmen-Positionspapier bildet zusammen 
mit vier parallel erarbeiteten thematisch fokussierten 
Teil-Positionspapieren den Darstellungsrahmen, in dem 
die Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Zukunftsperspektiven 
ländlicher Räume in NRW“ der LAG NRW der ARL vorge-
stellt werden. Die vier fokussierten Schwerpunktthemen 
sind „Wirtschaft und Arbeit“, „Wohn- und Siedlungsent-
wicklung“, „Bürgerschaftliches Engagement und Ehren-
amt“ sowie „Daseinsvorsorge, Fokus: Feuerwehr/Brand-
schutz und Gesundheit/Pflege“. Das Rahmen-Positions- 
papier gibt einführende Informationen zur gestellten Auf-
gabe. Es legt den strukturell-funktionalen Definitionsan-
satz „Typen ländlicher Räume“ des Thünen-Institutes 
(Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald 
und Fischerei) für die Arbeit zugrunde und beschreibt das 
Selbstverständnis der Arbeitsgruppe im „Umgang“ mit 
„ländlichen Räumen“: Diese werden in ihrer großen He-
terogenität und hinsichtlich ihrer Entwicklungsperspekti-
ven weniger als Problem- als vielmehr als Chancenräume 
begriffen. Mit dieser Blickrichtung ist eine zukunftsorien-
tierte Herangehensweise verknüpft.

L ÄNDLICHE R ÄUME IN NRW – R ÄUME MIT
ZUKUNF TSPERSPEK TIVEN
Schwerpunktthema „Wirtschaft und Arbeit“
Teil-Positionspapier 1

Dieses Teil-Positionspapier 1 fokussiert das Themenfeld 
„Wirtschaft und Arbeit“. Es steht im Zusammenhang mit 
den parallel erarbeiteten Positionspapieren der Arbeits-
gruppe „Zukunftsperspektiven ländlicher Räume in NRW“ 
der LAG NRW der ARL. In Nordrhein-Westfalen tragen die 
ländlichen Räume – ungeachtet großer regionaler Differen-
ziertheit – maßgeblich zur wirtschaftlichen Leistungskraft 
des Landes bei. Im regionalen Wettbewerb positionieren 
sie sich zunehmend mit eigenen regional-ökonomischen 
Profilen, regionalspezifischen Stärken und Potenzialen. 
Maßgebliche Herausforderungen für die wirtschaftliche 
Entwicklung und für den Wandel der ländlichen Arbeitswel-
ten ergeben sich neben dem Klimawandel aus dem demo-
graphischen Wandel, der Zunahme von Nutzungskon- 
kurrenzen, der Digitalisierung sowie aus dem Agrar- 
strukturwandel. Die Corona-Pandemie setzt aktuell zusätz-
liche Akzente, deren Folgewirkungen noch nicht vollstän-
dig absehbar sind.

Positionspapier aus der ARL 129
Hannover 2022, 23 S., Abb.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

LÄNDLICHE RÄUME       
IN NRW – RÄUME MIT 
ZUKUNFTSPERSPEKTIVEN
Schwerpunktthema „Wirtschaft und Arbeit“ 
Teil-Positionspapier 1

Positionspapier aus der ARL 129

AKADEMIE FŪR 
RAUMENTWICKLUNG IN DER 
LEIBNIZ-GEMEINSCHAFT
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L ÄNDLICHE R ÄUME IN NRW – R ÄUME MIT
ZUKUNF TSPERSPEK TIVEN
Schwerpunktthema „Wohn- und Siedlungsentwicklung“
Teil-Positionspapier 2

Dieses Teil-Positionspapier 2 fokussiert das Themenfeld 
„Wohn- und Siedlungsentwicklung“. Es steht im Zusam-
menhang mit den parallel erarbeiteten Positionspapieren 
der Arbeitsgruppe „Zukunftsperspektiven ländlicher Räu-
me in NRW“ der LAG NRW der ARL. Die demographische 
Entwicklung in Nordrhein-Westfalen ist durch starke regi-
onale Unterschiede zwischen Wachstum und Schrump-
fung geprägt. Die quantitativen und qualitativen Verände-
rungen durch die Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung 
wirken sich regional unterschiedlich auf die zukünftigen 
Wohnungsbedarfe und -nachfragen aus. Die Begrenztheit 
der Flächenressourcen macht eine verstärkte Fokussie-
rung auf die Innenentwicklung notwendig.

Positionspapier aus der ARL 130 
Hannover 2022, 17 S.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

Positionspapier aus der ARL 131
Hannover 2022, 21 S., Abb.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

L ÄNDLICHE R ÄUME IN NRW – R ÄUME MIT
ZUKUNF TSPERSPEK TIVEN
Schwerpunktthema „Bürgerschaftliches Engagement 
und Ehrenamt“
Teil-Positionspapier 3

Dieses Teil-Positionspapier 3 fokussiert das Themenfeld 
„Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt“. Es arbei-
tet vor allem die Bedeutung des bürgerschaftlichen En-
gagements (einschließlich Ehrenamt) für die Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse, die Daseinsvorsorge in 
ländlichen Räumen und als Treiber von sozialen Innovatio-
nen heraus. Bürgerschaftliches Engagement ist ein Stütz-
pfeiler ländlicher Entwicklung und muss verstanden wer-
den als eine „Driving Force“ der Regionalökonomie v. a. in 
ländlichen Räumen. Doch Engagement verändert sich. Ver-
eine, Initiativen, Kommunen und Regionen müssen darauf 
reagieren, wenn sie bürgerschaftlichem Engagement als 
einer wesentlichen Kraft bei der Zukunftsgestaltung ländli-
cher Räume Bedeutung beimessen.
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L ÄNDLICHE R ÄUME IN NRW – R ÄUME MIT
ZUKUNF TSPERSPEK TIVEN
Schwerpunktthema „Daseinsvorsorge“
Teil-Positionspapier 4

Dieses Teil-Positionspapier 4 fokussiert das Themenfeld 
„Daseinsvorsorge“ und widmet sich explizit den Bereichen 
„Feuerwehr und Brandschutz“ sowie „Gesundheit und Pfle-
ge“ in den ländlichen Räumen Nordrhein-Westfalens. Beide 
Bereiche stehen u. a. aufgrund des demographischen Wan-
dels vor großen Herausforderungen, sind jedoch bedeu-
tend für das alltägliche Leben und die Zukunft ländlicher 
Räume. Die genannten Themenfelder werden in insgesamt 
fünf Kernforderungen dargelegt und diskutiert. Jeder 
Kernforderung folgen adressatenorientierte Handlungs-
empfehlungen. Maßgebende Herausforderungen für beide 
Bereiche sind u. a. der Fachkräftemangel, Abwanderungen 
vor allem jüngerer Bevölkerungsgruppen, ein Rückgang an 
ehrenamtlich Tätigen sowie veraltete Organisationsstruk-
turen.

Positionspapier aus der ARL 132
Hannover 2022, 19 S.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

Positionspapier aus der ARL 133
Hannover 2022, 15 S., Abb.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

SAFEGUARDING OPEN SPACES IN THE 
ALPINE REGION

A group of members of the AlpPlan Alpine spatial planning 
network elaborated this position paper. It contains 
assessments and recommendations related to key spatial 
challenges of transnational relevance in the Alpine region. 
It generally refers to the entire Alpine macroregion 
(EUSALP perimeter). However, some issues are particularly 
relevant to the core Alpine area, defined by the Alpine 
Convention perimeter. The paper is addressed to spatial 
planners, decision makers and all stakeholders involved in 
sustainable territorial development of the Alpine region. 
The specific circumstances, spatial planning systems and 
instruments in the various Alpine states and regions differ 
to some extent. Therefore, the recommendations should 
always be interpreted in the respective national, regional or 
local context.
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Positionspapier aus der ARL 134
Hannover 2022, 21 S.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

REGIONALPL ANUNG 
FÜR EINEN R AUMVERTR ÄGLICHEN 
AUSBAU VON FREIFL ÄCHEN - 
PHOTOVOLTAIK- ANL AGEN (FPV)

Mit der Energiewende wird Energieerzeugung auf Grundla-
ge erneuerbarer Energien dezentral und flächenintensiv. 
Bei der Solarenergie sind vorrangig Innenbereichspoten- 
ziale zu erschließen. Gleichwohl drängen Freiflächen-Pho-
tovoltaik-Anlagen zur solartechnischen Stromerzeugung 
zunehmend als neue Nutzung in den Außenbereich. Auf-
grund dort vielfach auftretender Flächennutzungskonkur-
renzen und Konflikte bedarf es einer aktiven raumplaneri-
schen Steuerung. Dafür ist die regionale Planungsebene 
mit ihrem querschnittsorientierten, überörtlichen Be-
trachtungsansatz bei noch hinreichend gebietsscharfer 
Maßstäblichkeit besonders gut geeignet. Ihre planerischen 
Werkzeuge können je nach Steuerungsintention und den 
jeweiligen regionsspezifischen Handlungserfordernissen 
gezielt eingesetzt werden, wenn auch die Rechtsgrundla-
gen in Teilen dafür noch geschärft werden müssen. Neben 
förmlich-verbindlichen Steuerungsansätzen können auch 
informelle Ansätze einen Beitrag zur geordneten Entwick-
lung von FPV liefern.

Positionspapier aus der ARL 135
Hannover 2022, 13 S.
ISSN 1611-9983
(PDF-Version)

BR AUNKOHLENPL ANUNG, 
STRUK TURWANDEL UND 
KOHLE AUSSTIEG IN DEUTSCHL AND

Die Braunkohlenplanung im Rheinischen, im Mitteldeut-
schen und im Lausitzer Revier bildet eine Kernaufgabe der 
Raumordnungsplanung auf Landes- und regionaler Ebene. 
Mit dem Informations- und Initiativkreis „Braunkohlenregi-
onen“ der ARL besteht eine qualifizierte Austauschplatt-
form, die sich ausgehend von den Erfahrungen im Rhein-
land und vom Strukturbruch in den neuen Ländern der 
frühen 1990er Jahre über neue fachliche und rechtliche 
Anforderungen zwischen Umsiedlungen, Wasserhaushalts-
fragen, Umweltprüfung, Energiewende und Gemeinwohl 
durchgängig mit der Materie befasst. Der politisch eingelei-
tete Ausstieg aus der Braunkohlenverstromung in einem 
Zeitfenster zwischen „idealerweise 2030“ und spätestens 
Ende 2038 in Kopplung mit dem Strukturwandel bildet vor 
dem Hintergrund dynamischer Entwicklungen und geopo- 
litischer Ereignisse eine Herausforderung, die durch die 
„handelnden Akteure“ sowohl aus landes- und regionalpla-
nerischer Sicht als auch aus der Perspektive der Regional-
entwicklung zu bewältigen ist. Mit diesem Positionspapier 
erfolgt eine länder- und revierübergreifende Bestandsauf-
nahme mit Ableitung von Handlungserfordernissen zur 
Braunkohlenplanung als Grundlage für Schlussfolgerungen 
zum tiefgreifenden Prozess von nationaler Tragweite. Des-
sen Facetten unterliegen laufenden Veränderungen und 
bedürfen proaktiver Strategien, um Chancen und Potenzia-
le zu erschließen und Fehlentwicklungen frühzeitig und 
wirksam vorbeugen zu können.
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† ULRICH KLAUS-STÖHNER

Erst kürzlich erfuhren wir, dass Dr.-Ing. Ulrich 
Klaus-Stöhner verstorben ist. Ulrich Klaus-Stöhner 
hat sich vor allem in den 1980er und 1990er Jahren in 
der Akademie und insbesondere in der Landesar-
beitsgemeinschaft Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland 
engagiert. Er war in einem breiten Spektrum wichti-
ger Fachfragen der Raumentwicklung tätig und hat 
seine Kompetenzen sehr aktiv in die Arbeitsgremien 
der ARL eingebracht. Aus diesem Grund wurde er 
1988 zum Korrespondierenden Mitglied der Akade-
mie berufen. Die ARL wird Ulrich Klaus-Stöhner ein 
ehrendes Andenken bewahren.

PERSONEN

† GERD RINGEL
Dipl.-Volkswirt Gerd Ringel verstarb am 12. Januar 
2022. Gerd Ringel war mit großem Engagement in der 
nordrhein-westfälischen Landesplanung tätig und hat 
vor allem in NRW bei wichtigen Fachveranstaltungen 
in der und für die Akademie mitgewirkt. Für dieses 
Engagement wurde er im Jahr 1987 zum Korrespon-
dierenden Mitglied unserer Akademie berufen. Die 
ARL wird Gerd Ringel ein ehrendes Andenken bewah-
ren.

† DIETER W. SCHÄFER

Honorarprofessor Dr. phil. Dieter W. Schäfer verstarb 
am 31. Mai 2021. Der langjährige Hauptgeschäftsfüh-
rer der IHK Würzburg-Schweinfurt hatte zudem eine 
Honorarprofessur an der Universität Würzburg inne. 
Er war vor allem in den 1980er Jahren in der Landesar-
beitsgemeinschaft Bayern der ARL zu Fragen der Ver-
kehrsplanung aktiv. Aufgrund seines großen Engage-
ments wurde er 1985 zum Korrespondierenden Mit- 
glied der Akademie berufen. Die ARL wird Dieter 
W. Schäfer ein ehrendes Andenken bewahren.
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Der Förderkreis für Raum- und Umweltforschung e.  V. 
(FRU) bietet im Rahmen seiner Aktivitäten zur Nachwuchs-
förderung in Wissenschaft und Praxis im August 2022 erst-
mals eine Fortbildung zum Thema „Verständlich schreiben“ 
an. 

Verständlich schreiben
Ziel des Seminars: Wie kommuniziere ich Ergebnisse mei-
ner Arbeit klar, verständlich und lebendig gegenüber den 
Medien, Personen aus anderen Fachgebieten und der inte-
ressierten Öffentlichkeit? Und wie gelingt mir dabei ein po-
pulärwissenschaftlicher, journalistisch geprägter Schreib-
stil, der auch bei Fachfremden Interesse erzeugt?

Zielgruppe: 12 Teilnehmende aus Wissenschaft und Praxis 
der Raumentwicklung, Raum- und Umweltplanung.

Gegenstand und Schwerpunkte: In diesem interaktiven Se-
minar lernen die Teilnehmenden wichtige Techniken zum 
Verfassen verständlicher Texte. Lehrinhalte wechseln sich 
mit konkreten Übungsaufgaben und vertiefenden Frage-
runden ab. Thematische Schwerpunkte des Medientrai-
nings sind:

	> Grundlagen professioneller Wissenschaftskommunika- 
tion

	> Klare Aussagen in einer Kernbotschaft bündeln

	> Gekonnt formulieren, sprachliche Fallstricke vermeiden

	> Forschung lebendig beschreiben

	> Der Weg der Wissenschaft in die Medien

Organisatorisches: Aufgrund der andauernden Corona-La-
ge wird das Seminar online angeboten. Es findet an zwei 
aufeinanderfolgenden Vormittagen, am 23. und 24. August 
2022, in deutscher Sprache über Zoom statt. Sollten sich 
mehr als 12 Personen anmelden, wird das Seminar am 24. 
und 25. Oktober 2022 erneut angeboten. 

Der FRU richtet das Seminar im Rahmen seiner Aktivi-
täten zur Nachwuchsförderung als kostenfreie Fortbildung 
aus. Inhaltlich konzipiert und durchgeführt wird das Semi-
nar durch das NaWik – Nationales Institut für Wissen-
schaftskommunikation (https://www.nawik.de/ueber-na-
wik). Die Teilnehmenden erhalten nach Abschluss ein 
Zertifikat über ihre Teilnahme an diesem Fortbildungsange-
bot.

Kosten: Die Teilnahme ist für die ausgewählten Personen 
kostenfrei.

Bewerbungen zur verbindlichen Teilnahme am 23. und 24. 
August 2022 richten Sie bitte mit dem Anmeldeformular, 
das Sie von der Website des FRU (www.FRU-online.de) 
herunterladen können, per E-Mail an folgende Adresse: 
journalismus-workshop@fru-online.de. 

Sie erhalten eine Anmeldebestätigung oder die Mit-
teilung, dass Sie an dem Folgetermin im Oktober 2022 teil-
nehmen können.

FRU-MEDIENTRAINING: 			 
VERSTÄNDLICH SCHREIBEN
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FRU – INFOBÖRSE

Unter dieser Rubrik erscheinen Hinweise auf kürzlich abge-
schlossene Bachelorarbeiten, Masterarbeiten und Disserta- 
tionen. Der Förderkreis möchte auf diese Weise auf Leistun-
gen des wissenschaftlichen Nachwuchses aufmerksam ma-
chen. Interessenten können die Adressen, an die Anfragen zu 
den gemeldeten Arbeiten zu richten sind, über den Förder-
kreis erhalten.
Diese Rubrik steht allen inner- und außerhalb des personalen 
Netzwerks der ARL zur Verfügung; eine Auswahl ist vorbehal-
ten. 

https://fru-online.de/infoboerse

Institut für Stadt- und Regionalplanung 
Fakultät VI Planen Bauen Umwelt  
Technische Universität Berlin
Abschlussarbeiten 2021

Masterarbeiten

	> Marschall, Jonas
	 Wohnen im Umfeld landwirtschaftlicher Betriebe. Kon-

fliktbewertung und -bewältigung durch planerische 
Steuerung

	 Masterarbeit, 11/2021

	> Lehmann, Till-Merten
	 Dachgeschossausbauten in Friedrichshain-Kreuzberg. 

Einzelfragen zur Bedeutung des Maßes der baulichen 
Nutzung in Gebieten nach den §§ 30 und 34 BauGB

	 Masterarbeit, 08/2021

	> Leder, Patricia Josephine
	 Baurechtliche Zulässigkeit digitaler Fremdwerbeanlagen 

(mit Vorsorgefunktion). Dargestellt am Beispiel der 
Freien und Hansestadt Hamburg

	 Masterarbeit, 07/2021

	> Jung, Maximilian
	 Kommunale Baulandbeschlüsse und -strategien – wir-

kungsvolle Steuerungsinstrumente zur Erreichung woh-
nungspolitischer Ziele in Stadt-Umland-Regionen? Erfah-
rungen und Anwendungsbeispiele aus Gemeinden des 
Berliner Umlands

	 Masterarbeit, 06/2021

	> Guth, Martin
	 Die Bewertung urbaner Resilienz anhand einer Indikato-

renmatrix. Herausforderungen mittelgroßer lateiname-
rikanischer Städte in Mexiko und Argentinien im Kontext 
von Urbanisierungsdruck und Klimawandel

	 Masterarbeit, 05/2021

	> Abt, Elena
	 Das kommunale Erbbaurecht als Steuerungsinstrument 

für eine nachhaltige, sozial gerechte Stadtentwicklung. 
Eine Untersuchung am Beispiel der Städte Hamburg, 
Frankfurt am Main und Leipzig

	 Masterarbeit, 04/2021

	> Schirrmeister, Alexander
	 Neue Mobilität in alten Städten. Herausforderungen und 

Chancen der Verkehrs- und Mobilitätswende im städte-
baulichen Denkmalschutz am Beispiel der mittelalterli-
chen Stadtkerne Göttingen und Wismar

	 Masterarbeit, 04/2021

	> Würbach, Julius
	 Temporäre Pop-up-Bikelanes in Berlin. Schnell, unkon-

ventionell und integriert geplante Radinfrastruktur?
	 Masterarbeit, 02/2021

	> Laub, Clara
	 Vergleichende und kritische Analyse von Büroimmobili-

enmarktberichten anhand ausgewählter Marktkennzah-
len am Beispiel Stadt Berlin

	 Masterarbeit, 01/2021

	> Kremer, Frieder
	 Zwischen Abhängigkeit und Selbstbestimmung. Die 

Passgenauigkeit von Städtebauförderung für eine integ-
rierte Stadtentwicklung

	 Masterarbeit, 01/2021

Bachelorarbeiten

	> Siegrist, Merle Josephine
	 Integration von Klimaanpassungsmaßnahmen bei der 

Entwicklung von Stadtquartieren. Eine Fallstudie für das 
Gebiet des ehemaligen Güterbahnhofs Köpenick

	 Bachelorarbeit, 12/2021

	> Zielinski, Alexander
	 Standortwahl am Beispiel der Tesla Gigafactory in Grün-

heide. Welche Standortfaktoren führten zur Ansiedlung 
Teslas im Industriegebiet Grünheide (Mark)?

	 Bachelorarbeit, 11/2021

	> Graewin, Lucas Michael
	 Verlagerungen von Kurzstreckenflügen auf die Schiene 

(HGV). Chancen und Risiken in den Bereichen Ökolo-
gie, Ökonomie und Soziologie

	 Bachelorarbeit, 10/2021

	> Herrmann, Johanna
	 Hitzeschutzmaßnahmen auf öffentlichen Plätzen
	 Bachelorarbeit, 10/2021
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	> Ahrens, Johannes / Westphal, Sophie
	 Städtebaulicher Entwurf Großmarkt Berlin. House of 

Food
	 Bachelorarbeit, 08/2021

	> Döhrer, Ruben
	 Überdimensionierte Straßenräume als Chance für die 

Innenentwicklung? Der Umbau des Molkenmarkts in 
Berlin

	 Bachelorarbeit, 08/2021

	> Knauer, Güneş
	 Die Masse macht’s. Internetplattformbasiertes Crowd-

funding als Werkzeug der partizipativen Denkmalpflege
	 Bachelorarbeit, 07/2021

	> Holsten, Nico Malwin
	 Transformation der Bundesautobahn 103
	 Bachelorarbeit, 07/2021

	> von Krosigk, Paula
	 Image und Inklusion. Zur Rolle von visueller Kommunika-

tion als Ausgrenzungsmechanismus in der Stadtplanung. 
Das Projekt WATERKANT der Gewobag und der WBM

	 Bachelorarbeit, 07/2021

	> Dinh Le, Ngoc Diep
	 Profilierung des Handlungsfeldes Lokale Ökonomie im 

Städtebauförderungsprogramm Sozialer Zusammen-
halt, dargestellt am Fallbeispiel des Quartiersmanage-
mentgebietes Harzer Straße in Berlin-Neukölln

	 Bachelorarbeit, 07/2021

	> Borostowski, Anna Maria
	 Green Gentrification – Grünflächenentwicklung als Kata-

lysator von Verdrängungsprozessen? Eine Fallstudie am 
Beispiel des Berliner Parks am Gleisdreieck

	 Bachelorarbeit, 06/2021

	> Barnea, Yoav
	 Das Erbe von Manshiya. Eine wahrnehmbare Grenze zwi-

schen Jaffa und Tel Aviv
	 Bachelorarbeit, 06/2021

	> Schmieg, Oskar
	 Eine kartographische Ethnographie in der Studenten-

stadt Freimann. Zur Frage nach städtischem Charakter 
& Lebensweisen

	 Bachelorarbeit, 05/2021

	> Grabow, Pascal Danielle
	 Denkmalverträgliche Nutzungsmöglichkeiten auf der 

Rennbahn Hoppegarten
	 Bachelorarbeit, 05/2021

	> Hahn, Paula Joanna
	 Aktive Angebotsstandorte – Sicherung der Versorgung 

im ländlichen Raum. Ausweisungskriterien zur Identifi-
zierung Aktiver Angebotsstandorte in Rheinland-Pfalz

	 Bachelorarbeit, 03/2021

	> Strikker, Cosima
	 Vom Nachttopf bis zur modernen Kanalisation. Die Ent-

wicklungen der Berliner Entwässerung und die erkenn-
baren Spuren derer im heutigen Stadtbild

	 Bachelorarbeit, 02/2021
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Die „10 Must-Knows“ zur Biodiversität basieren auf einer 
Bestandsaufnahme zum Erhalt der Natur als Lebensgrund-
lage des Menschen. Sie wurden von 45 Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern des Leibniz-Forschungsnetz-
werks Biodiversität sowie ihren Kolleginnen und Kollegen 
erstellt.

Im Vorfeld des Weltnaturgipfels in diesem Jahr, der 
UN Biodiversity Conference im chinesischen Kunming, soll 
der Report zum Dialog einladen und konkrete Forderungen 
an die Politik stellen.

„Wenn wir so weitermachen wie bisher, ruinieren wir 
die Grundlagen unseres Lebens auf diesem Planeten“, er-
klärt Kirsten Thonicke vom Potsdam-Institut für Klimafol-
genforschung, die das Forschungsnetzwerk koordiniert. 
„Wichtig ist dabei, nicht auf einzelne Phänomene zu star-
ren, etwa auf eine einzelne vom Aussterben bedrohte Art, 
sondern auf die Zusammenhänge. Am Ende geht es um un-
sere Luft zum Atmen, unser Wasser zum Trinken. Wir wol-
len Mut machen, die Herausforderungen anzupacken. Je 
länger wir zögern, desto schwieriger und teurer wird es – 
hier gibt es eindeutige Parallelen zur Klimathematik.“

Die „10 Must-Knows“ beziehen sich auf 10 zentrale 
Forderungen der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler aus dem Forschungsnetzwerk:

1.			 Klima- und Biodiversitätsschutz zusammen verwirkli-	
	 chen

2.			 Planetare Gesundheit stärken

3.			 Unsichtbare Biodiversität beachten

4.			 Biokulturelle Lebensräume fördern

5.			 Wald nachhaltig nutzen

6.			 Landwirtschaft umbauen

7.			 Land und Ressourcen schützen

8.			 Transnationale Infrastrukturen und Bildung für Nach-	
	 haltigkeit ausbauen

9.			 Zugang und offene Nutzung von Forschungsdaten 		
	 sichern

10.	Biodiversitätsfreundliche Anreize setzen

	> Zur Pressemitteilung des Leibniz-Forschungsnetzwerk 
Biodiversität: http://idwf.de/-DA3uAA

	> Die vollständigen „10 Must-Knows“ zur Biodiversität 
können hier heruntergeladen werden: 

	> https://zenodo.org/record/6257476#.YisdXZYo_r4

	> Weblink zum Leibniz-Forschungsnetzwerk Biodiversität: 
www.leibniz-verbund-biodiversitaet.de

	> Weblink zur Leibniz-Gemeinschaft:  
www.leibniz-gemeinschaft.de

	> Weblink zum Weltnaturgipfel UN Bioversity Confe- 
rence: https://www.unep.org/events/conference/un-bio 
diversity-conference-cop-15

D R .  B A R B A R A WA R N E R
Leiterin des Referats „Ökologie und Landschaft“
Tel. +49 511 34842 22 
barbara.warner@arl-net.de

LEIBNIZ-FORSCHUNGSNETZWERK 
VERÖFFENTLICHT  
„10 MUST-KNOWS“  
ZUR BIODIVERSITÄT
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Im Rahmen des Projektes „NFDI4Biodiversity“ entwickelt 
ein Forschungsteam am Leibniz-Institut für Länderkunde 
(IfL) visuelle Zugänge zu komplexen Datenbeständen zur 
gemeinschaftlichen Nutzung von Biodiversitäts- und Um-
weltdaten. Das Projekt ist eines von derzeit rund 30 thema-
tischen Konsortien der von Bund und Ländern finanzierten 
Nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) und wid-
met sich der gemeinschaftlichen Nutzung von Biodiversi-
täts- und Umweltdaten. Das IfL ist in dem wissenschaftli-
chen Konsortium für Biodiversität vertreten und forscht 
innerhalb des Projekts zu Visualisierungsansätzen und Me-
thoden des visuellen Storytelling.

Dr. Jana Moser und ihr Team wollen in den kommen-
den zwei Jahren Visualisierungen entwickeln, die die spezi-
fischen Eigenschaften, die Qualität der einzelnen Datensät-
ze, ihre räumliche Ausprägung und bestehende Schutz- 
interessen berücksichtigen. Die Visualisierungen sollen 
überdies die Interpretation der Daten unterstützen, indem 
sie relevante Datensätze zusammenführen oder Informati-
onen über die Zuverlässigkeit der Erhebungen liefern.

Das Projekt „NFDI4Biodiversity – Geovisualisierungs-
tool für Biodiversitätsdaten“ wird sich in lokal verorteten 
Beispielen mit dem Verhältnis verschiedener Arten und Ar-
tengruppen zueinander befassen. So lassen sich etwa aus 
der Kombination von Beobachtungsdaten von Vögeln mit 
denen von Insekten Rückschlüsse auf Veränderungen in der 
Population ziehen. Eine besondere Rolle kommt dabei der 
transparenten Visualisierung der Unterschiede von Vor-
kommen, Beobachtungen und Meldungen zu, um die Inter-

pretation der Daten zu unterstützen. In Zusammenarbeit 
mit ausgewählten Datenprovidern will das Forschungsteam 
im Storytelling-Format Geschichten zu Lokalbeispielen ver-
fassen, die eine mögliche Veränderung des Bestandes oder 
der Verortung aufzeigen.

LICHT IN DEN DATENDSCHUNGEL 
BRINGEN

 ©
 If

L

NFDI4Biodiversity
NFDI4Biodiversity ist ein Netzwerk von rund 50 Akteu-
ren, die Biodiversitätsdaten erheben und mit diesen 
Daten arbeiten. Im Projekt werden für das deutsche 
Wissenschaftssystem Datenbestände systematisch er-
schlossen, vernetzt und nachhaltig nutzbar gemacht. 
Das Biodiversitäts-Konsortium umfasst unter anderem 
Forschungseinrichtungen, Fachgesellschaften und 
Landesämter.

D R .  JA N A M OS E R
Leiterin der Abteilung Kartographie und Visuelle Kommunikation
Koordinatorin des Forschungsbereichs Geovisualisierungen am 		
Leibniz-Institut für Länderkunde (IfL)
j_moser@leibniz-ifl.de
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Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) ist seit Kurzem mit einem neuen Standort in Cott-
bus präsent. Dort entsteht das Kompetenzzentrum Regio-
nalentwicklung zum Nutzen der vom Kohleausstieg betrof-
fenen Braunkohlereviere in Deutschland. Die Mitarbeiter/
innen des Kompetenzzentrums werden diese Regionen ak-
tiv bei der Gestaltung des anstehenden Transformations-
prozesses unterstützen. Es geht um mehr Klimaschutz, 
eine moderne Wirtschaftsstruktur und neue Zukunftspers-
pektiven für die Regionen. 

Eine Maßnahme des 
Strukturstärkungsgesetzes
Mit dem Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen vom Au-
gust 2020 stellt der Bund nicht nur Finanzhilfen für eine 
verbesserte Infrastruktur bereit, sondern fördert auch wei-
tere Maßnahmen für eine nachhaltige Entwicklung des Lau-
sitzer, Mitteldeutschen und Rheinischen Reviers. Eine wich-
tige Rolle spielen dabei Vorhaben im Bereich Bildung und 
Forschung. Zudem sollen in den genannten Regionen bis 
Ende 2028 mindestens 5.000 Arbeitsplätze in Behörden 
des Bundes und sonstigen Bundeseinrichtungen entste-
hen.

NEUES KOMPETENZZENTRUM 		
REGIONALENTWICKLUNG 		
DES BBSR

Ein Blick auf Cottbus: Standort des neuen Kompetenzzentrums Regionalentwicklung des BBSR
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Eine dieser Maßnahmen ist das Kompetenzzentrum 
Regionalentwicklung. Es wird seit Ende 2021 in Cottbus, 
also mitten im Lausitzer Revier, aufgebaut. Damit verfügt 
das BBSR nunmehr neben Bonn und Berlin über einen drit-
ten Standort. In einem ersten Schritt werden hier bis An-
fang 2023 insgesamt 55 Beschäftigte ihre Tätigkeit aufneh-
men. Mittelfristig könnten – in Abhängigkeit von politischen 
Entscheidungen – sogar 90 Personen den Spurwechsel der 
Reviere von der Braunkohle hin zu nachhaltigen Energie- 
und Zukunftsregionen unterstützen.

Leitgedanke „Forschen durch Fördern“ 
Zentrales Anliegen des Kompetenzzentrums ist es, positive 
Zukunftsperspektiven für die Menschen vor Ort zu schaf-
fen. Die neuen Arbeitsplätze des BBSR kommen aber nicht 
nur der Lausitz zugute. Die Aufgaben beziehen sich auch 
auf die anderen Braunkohleregionen. Dabei folgen die Mit-
arbeiter/innen dem Leitgedanken „Forschen durch För-
dern“. Durch Modellvorhaben, Beratung und Förderinstru-
mente sowie mittels angewandter Forschung wollen sie zu 
einem erfolgreichen Transformationsprozess beitragen.

Dies kann nur in Zusammenarbeit mit den regionalen 
und kommunalen Akteuren sowie unter aktiver Einbindung 
von Zivilgesellschaft und Wirtschaft gelingen. Ein zentrales 
Element ist dabei das Mitwirken sogenannter Raumpatin-
nen und -paten: Wissenschaftler/innen werden mit ihrer 
Expertise einige Teilregionen in besonderer Weise unter-
stützen. Dieser Ansatz soll gemeinsam mit ausgewählten 
Kommunen und Landkreisen entwickelt werden, die in er-
heblichem Maße von Veränderungen betroffen sind. 

Ebenso wichtig ist die Kooperation des BBSR mit 
Hochschul- und Forschungspartnerinnen und -partnern 
sowie die persönliche und thematische Vernetzung der ver-
antwortlichen Akteure in den Braunkohleregionen selbst. 
Damit sollen Synergien zur Begleitung und Förderung des 
Strukturwandels erzeugt werden. Der Blick in die europäi-
schen Nachbarländer, vor allem nach Polen und Tschechi-
en, gehört hier selbstverständlich dazu. Es geht somit um 
einen Austausch von Wissen und Erfahrungen in alle Rich-
tungen. Die Erkenntnisse aus der Unterstützung der Regio-
nen, aus eigener Forschung und aus der Zusammenarbeit 
sollen dabei auch unmittelbar für die Politikberatung des 
Bundes und der Länder genutzt werden. 

Fünf Referate zur Unterstützung des 
Strukturwandels
Das Kompetenzzentrum Regionalentwicklung soll aus fünf 
Referaten bestehen, die eine neue Abteilung „Strukturwan-
del und Regionalentwicklung“ des BBSR bilden werden: 

	> Transformation

	> Regionale Strukturpolitik, Raumentwicklungsförderung 

	> Menschen und Regionen im Wandel – Subjektive und 
objektive Indikatoren

	> Information und Kommunikation

	> Forschungsdatenzentrum

Bereits etabliert sind die beiden Referate „Transfor-
mation“ unter Leitung von Dr. Anika Noack und „Regionale 
Strukturpolitik, Raumentwicklungsförderung“ unter Lei-
tung von Dr. Andreas Otto.

Das Referat „Transformation“ unterstützt die Braun-
kohleregionen bei der Gestaltung eines vorbildhaften 
Transformationsprozesses durch Forschung, Analysen und 
Beratung. Dabei gilt es zunächst, die Ausgangssituationen 
der Reviere bezüglich ihrer Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede – auch im internationalen Vergleich – anhand syste-
matischer Kriterienkataloge zu erfassen. 

Das Referat „Regionale Strukturpolitik, Raument-
wicklungsförderung“ verfolgt das Ziel, Potenziale des 
Strukturwandels der Braunkohleregionen insbesondere für 
Wertschöpfung, Beschäftigung und eine nachhaltige  
Raumentwicklung nutzbar zu machen. Gemeinsam mit den 
Akteuren vor Ort und durch den erwähnten Ansatz der 
Raumpatenschaften werden konkrete Instrumente und 
Projekte entwickelt. 

Ansprechpersonen:

D R .  M A R K U S E LTG E S
Direktor des BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum- 
forschung
markus.eltges@bbr.bund.de 

D R .  A N I K A N OACK
BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung
Referatsleiterin „Transformation“ 
Tel: +49 30 18401 7950
anika.noack@bbr.bund.de

D R .  A N D R E A S OT TO
BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung
Referatsleiter „Regionale Strukturpolitik, Raumentwicklungs- 
förderung“
Tel: +49 30 18401 7980
andreas.otto@bbr.bund.de
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Am 20. Oktober 2021 wurde das über mehrere Jahre in 
sehr innovativer Weise erarbeitete Österreichische Rau-
mentwicklungskonzept „ÖREK 2030“ (https://www.oerok.
gv.at/oerek-2030) von der Österreichischen Raumord-
nungskonferenz (ÖROK) beschlossen. Im begleitenden 
„Think-Tank“ war Prof. Dr. Rainer Danielzyk (ARL / Uni Han-
nover) Mitglied.

Aus Anlass der Veröffentlichung des ÖREK fand eine 
Fachtagung statt. Die Keynote „Transformation als Hand-
lungsauftrag – Anforderungen an die Raumordnungspolitik 
im 21. Jahrhundert“ hielt Prof. Dr. Stefan Siedentop (ILS / 

TU Dortmund). Er rückte das Thema „Klimawandel“ und 
dessen Bezug zur Raumplanung in den Mittelpunkt und 
machte deutlich, dass raumplanerische Strategien zum Kli-
maschutz potenziell wirksam seien, sie aber zu oft an der 
Durchführung scheitern würden. Anstatt zu fragen, wie Kli-
maneutralität erreicht werden könne, sollte der Fokus stär-
ker auf die Frage gelegt werden, warum die Ziele nicht er-
reicht würden. Eine Antwort darauf bietet laut Stefan 
Siedentop der „carbon lock-in“, womit eine Pfadabhängig-
keit von fossilen Energieträgern gemeint ist, die eine Dekar-
bonisierung massiv erschwert.

ÖREK – ÖSTERREICHISCHES 	
RAUMENTWICKLUNGSKONZEPT 
2030
Symposium am 20. Oktober 2021 in Wien 

50 Jahre ÖROK – Tortenanschnitt mit (v. l. n. r.): E. Blanik, A. Riedl, J. Tratter, E. Köstinger, A. Schallenberg
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Anhand dreier Thesen erläuterte Stefan Siedentop, 
wie dennoch eine Strategie zur Dekarbonisierung entwi-
ckelt werden könnte:

	> Dekarbonisierung erfordert ein erweitertes Verständnis 
von räumlicher Gerechtigkeit.

	> Ein integriertes Transformationskonzept ist notwendig, 
das „Stadt“ und „Land“ zusammen denkt.

	> Zugleich braucht transformative Raumordnung eine in-
novationsorientierte Governance, die experimentell, re-
flexiv und inklusiv handelt.

In der anschließenden Diskussion unterstrich er, dass 
sich die Raumstruktur nicht komplett ändern werde und 
dieses auch nicht notwendig sei, sie müsse vielmehr anders 
genutzt werden. Innenentwicklung und Digitalisierung wür-
den dabei eine große Rolle spielen. Auch die viel diskutierte 
Kompetenzverteilung im Bereich der räumlichen Planung 
sei nicht entscheidend, vielmehr sieht er die Zukunft in ko-
operativen Ansätzen der Planung, in denen Anreize für Re-
gionen gezielt durch Förderungen gesetzt werden könn-
ten.

Über „Längerfristige Perspektiven auf die Raument-
wicklung in Österreich“ sprach Nora Zoglauer vom Öster-
reichischen Rundfunk (ORF) in der sich anschließenden 
Podiumsdiskussion mit ihren Gästen Dr. h. c. Lukas Bühl-
mann (ehem. Direktor EspaceSuisse, CH), Univ.-Prof.  
Arthur Kanonier (TU Wien), Univ.-Prof. Verena Madner 
(WU Wien) und Univ.-Prof. Rudolf Scheuvens (TU Wien).

Die Einstiegsfrage thematisierte das ambitionierte 
Ziel, den derzeitigen Flächenverbrauch von 12 ha pro Tag in 
Österreich künftig auf 2,5 ha zu reduzieren. Die Podiums-
gäste schlugen für die Erreichung dieses Ziels einen Mix aus 
klassischen Maßnahmen der Raumordnung sowie eine 
strengere Kontrolle von Planungen durch die übergeordne-
ten Instanzen und steuerpolitische Hebel als strategische 
Ansätze vor.

Eine Neu- bzw. Umverteilung der Kompetenzen für 
Raumplanung zwischen den Verwaltungsebenen ist nach 
Meinung der geladenen Fachleute mittelfristig nicht abseh-
bar. Sie appellierten stattdessen, den Rahmen des Mögli-
chen aktiv auszuschöpfen und zugleich die überörtliche 
Ebene der Raumplanung zu stärken. So brauche es, wie be-
reits in der Keynote gefordert, unter anderem finanzielle 
Anreize, um die Zusammenarbeit von mehreren Gemein-
den oder Regionen zu fördern. 

Mit Blick auf die gezielte Stärkung von Ortskernen 
und die oft zu beobachtende Überforderung der Gemein-
den in der Flächenwidmung wurde argumentiert, dass in 
der überörtlichen Raumplanung einerseits konkretere Re-
geln, räumlich abgestimmte Förderungen sowie konse-
quente Kontrollen durchgeführt werden müssten und an-
dererseits die Gemeinden finanziell und personell unter- 
stützt werden müssten.

Zuletzt wurden die Gewinne durch Baulandwidmun-
gen diskutiert. Hier bestand Einigkeit, dass Widmungsge-
winne zu einem bestimmten Prozentsatz abgeschöpft wer-
den sollten, zugleich wurde aber auch deutlich gemacht, 
dass es hierdurch zu einem Anstieg der Bodenpreise kom-
men könnte.

Das zweite Podiumsgespräch widmete sich der Um-
setzung des ÖREK 2030. Moderiert von Lisa Purker und 
Wolfgang Gerlich (beide PlanSinn GmbH) diskutierten 
dazu Joachim Schnabel (Nationalrat / Bürgermeister Ge-
meinde Lang, Steiermark), Elisabeth Blanik (Tiroler Land-
tag / Bürgermeisterin Stadt Lienz), Ulrike Böker (Ober- 
österreichischer Landtag), Martin Leonhardsberger (Bür-
germeister Stadtgemeinde Mank), Herbert Kasser (BMK) 
und Ulrike Rauch-Keschmann (BMLRT).

Die Podiumsgäste berichteten über ihre Erfahrungen 
in der regionalen Zusammenarbeit. Finanzielle Anreize so-
wie eine generelle Offenheit, planerische Traditionen zu 
überwinden, wurden hier als zwei wichtige Faktoren ange-
sehen. Als besonders herausfordernd gilt zudem die Zu-
sammenarbeit über Landes- oder Bundesgrenzen hinweg.

Das Kernthema dieser Runde, die konkrete Umset-
zung von Konzepten, wird von verschiedenen Herange-
hensweisen auf den unterschiedlichen Ebenen geprägt. So 
muss auf Gemeindeebene aktiv agiert werden. Gemeinden 
sind mittlerweile selbst Immobilienentwickler. Jedoch sind 
Projekte, die tatsächlich umgesetzt werden, mit den ver-
fügbaren Ressourcen meist nur sehr schwer zu stemmen. 
Daher wurden einhellig Unterstützungen und Förderungen 
z. B. zur Stärkung von Zentren gefordert.

Abschließend diskutierte die Runde das Thema der 
räumlichen Gerechtigkeit. Die Gäste beschrieben ihre Auf-
fassungen sowie eigene Beobachtungen und formulierten 
Vorschläge, wie z. B. die Abschöpfung von Widmungsge-
winnen, verstärkte partnerschaftliche Zusammenarbeit 
verschiedener Verwaltungsebenen sowie interkommunale 
Betriebsansiedelungen.

Nach der Sitzung der ÖROK und dem ÖREK-2030-Sym-
posium fand am Abend im Wiener Museumsquartier ein 
Fest zum 50-jährigen Bestehen der ÖROK statt. Es wurde 
vom damalig amtierenden Bundeskanzler Alexander Schal-
lenberg eröffnet, der die Rolle der ÖROK als Ausdruck des 
kooperativen Bundesstaates würdigte.

Im Politikgespräch hoben Elisabeth Köstinger (Bun-
desministerin / Vorsitzende der ÖROK), Johannes Tratter 
(Landesrat für Raumordnung Tirol), Elisabeth Blanik 
(Landtagsabgeordnete / Bürgermeisterin als Vertreterin 
des Österreichischen Städtebunds) sowie Alfred Riedl 
(Bürgermeister / Präsident des Österreichischen Gemein-
debundes) die Bedeutung der ÖROK hervor und unterstri-
chen die Notwendigkeit der Kooperation zwischen Bund, 
Ländern, Städten und Gemeinden – besonders im Hinblick 
auf die anstehenden Transformationsprozesse.

Anschließend wurde die Publikation „50 Jahre Öster-
reichische Raumordnungskonferenz – Kooperation und Ko-
ordination in der Raumentwicklung“ erstmals der Öffent-
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lichkeit vorgestellt. Im Mittelpunkt dieser Publikation 
stehen die Menschen, die regelmäßig im Rahmen der ÖROK 
zusammenarbeiten, Lösungen entwickeln und damit die 
Arbeit der ÖROK prägen. Zentraler Teil der Publikation sind 
daher Interviews und Kurzstatements einzelner ÖROK-Mit-
glieder sowie von Wegbegleiterinnen und Wegbegleitern 
aus Politik, Verwaltung und Fachcommunity.

Die politische Konferenz der ÖROK
Den ständigen Vorsitz in der Raumordnungskonferenz (po-
litische Konferenz) führt der Bundeskanzler bzw. aktuell 
die vom Bundeskanzler mit seiner ständigen Vertretung be-
traute Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus. Erste/r Stellvertretende/r Vorsitzende/r ist die/
der jeweilige Vorsitzende der Landeshauptleutekonferenz; 
die/den Zweite/n Stellvertretende/n Vorsitzende/n stellen 
von Sitzung zu Sitzung abwechselnd der Österreichische 
Gemeindebund und der Österreichische Städtebund.

Wegbegleiter/innen
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Das politische Beschlussorgan der ÖROK umfasst alle 
Bundesminister/innen und Landeshauptleute, die Präsiden-
ten des Österreichischen Städtebundes und des Österrei-
chischen Gemeindebundes sowie mit beratender Stimme 
auch jene der Wirtschafts- und Sozialpartner. Beschlüsse 
der Raumordnungskonferenz sind einstimmig zu fassen. 

www.oerok.gv.at/
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AUSGEWÄHLTE  
ZEITSCHRIFTENBEITRÄGE

Als Informationsservice für die For-
schung und zur Förderung des  
Transfers raumwissenschaftlicher For-
schungsergebnisse in die Praxis wird in 
den ARL-Nachrichten in jedem Heft auf 
raumrelevante Beiträge aus national 
und international bedeutsamen Zeit-
schriften hingewiesen. Vollständigkeit 
wird nicht angestrebt. Autorinnen/Au-
toren und Leser/innen werden gebe-
ten, die Redaktion auf erwähnenswerte 
Arbeiten aufmerksam zu machen.
Die Aufsätze werden nur einmal – nach 
ihrem inhaltlichen Schwerpunkt – einer 
Rubrik zugeordnet. 
Die Zeitschriftenschau ist wie folgt ge-
gliedert:

1.	Theoretische und  
methodische Grundlagen

2.	Raumplanung  
und -entwicklung

3.	Umwelt

4.	Wirtschaft

5.	Soziales

6.	Infrastruktur
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NEUERSCHEINUNGEN AUS ANDEREN VERLAGEN

FINANCIAL SCHEM ES FOR 
RESILIENT FLOOD RECOV ERY
Lenka Slavíková, Thomas Hartmann, Thomas 
Thaler (Eds.)

Financial schemes for flood recovery, if 
properly designed and implemented, 
might increase flood resilience. However, 
options for the increase of flood resilience 
during the recovery phase are to a large ex-
tent overlooked and the diversity of exist-
ing schemes shows that there has been a 
lack of consensus on how to achieve resil-
ient flood recovery.
Financial Schemes for Resilient Flood Re-
covery investigates how the implementa-
tion of financial schemes (government re-
lief subsidies, insurance schemes, buy- 
outs, etc.) might increase flood resilience. 
The chapters included in this edited vol-
ume address the following questions: Shall 
government relief subsidies exist when 
there is flood insurance in place, and, if so, 
how might they both be coordinated? 
Where (or how) to decide about build 
back better incentives and where to go for 
planned relocation programs? What is the 
distributional equity of financial schemes 
for flood recovery, and has it been suffi-
ciently treated?
The book covers different approaches to 
flood recovery schemes with specific in-
tervention rationales in different coun-
tries. Empirical evidence provided clearly 
shows the great diversity of financial flood 
recovery schemes. This diversity of state- 
funded schemes, private-based insurance 
schemes, and hybrids as well as planned 
relocation schemes indicates a lack of a 
consistent and strategic approach in flood 
risk management and flood resilience 
about flood recovery.
ISBN 978-1-03-201756-3

VON DER L ANDESPL ANUNG 
ZUM KOM MUNALEN 
WE T TB E WERB
Eine Cultural Political Economy- 
Analyse bayerischer Raumordnungs-
politik zwischen 2008 und 2018
Simon Dudek

Im Dezember 2009 gab die Bayerische 
Staatsregierung das Ziel einer grundlegen-
den Neugestaltung der Landesentwick-
lung im Freistaat nach den Prinzipien der 
Liberalisierung, Deregulierung und Kom-
munalisierung aus. Diese Entscheidung 
fällt zusammen mit der Globalen Finanz- 
und Wirtschaftskrise und der daran an-
schließenden Eurokrise in deren Zuge 
sparpolitische Ziele an Bedeutung ge- 
wannen.
Vor diesem historischen Hintergrund geht 
Simon Dudek in seinem Buch der Frage 
nach, welche Konsequenzen die staatli-
chen Restrukturierungsprozesse im An-
schluss an die Krisenjahre für die Raum- 
ordnung hatten. Anhand der raumord- 
nungspolitischen Debatten in den Jahren 
2008 bis 2018 zeichnet er in einer von der 
Cultural Political Economy inspirierten 
Analyse nach, wie sich anhand dreier poli- 
tischer Projekte – der Kommunalisierung 
von Aufgaben der Landesentwicklung, 
einer Wettbewerbsstruktur zwischen den 
Städten und Gemeinden sowie der Res-
ponsibilisierung der lokalen Ebene – ein 
neuer state spatial process nach Neil 
Brenner etablierte.
Das Buch beschreibt dieses neue Paradig-
ma in der Raumordnung als austeritätspo-
litischen Föderalismus und problemati-
siert die Auswirkungen auf struktur- 
schwache Kommunen. 
ISBN 978-3-89691-058-5

IN DIG ITALER G ESELL SCHAF T
Neukonfigurationen zwischen 
Robotern, Algorithmen und Usern
Kathrin Braun, Cordula Kropp (Hrsg.)

Wie verändern sich gesellschaftliche Prak-
tiken und die Chancen demokratischer 
Technikgestaltung, wenn neben Bürger* 
innen und Öffentlichkeit auch Roboter, 
Algorithmen, Simulationen oder selbstler-
nende Systeme einbezogen und als Betei-
ligte ernstgenommen werden? Die Beiträ-
ge des Bandes untersuchen die Neu- 
konfiguration von Verantwortung und 
Kontrolle, Wissen, Beteiligungsansprü-
chen und Kooperationsmöglichkeiten im 
Umgang mit intelligenten Systemen wie 
smart grids, Servicerobotern, Routenpla-
nern, Finanzmarktalgorithmen und ande-
ren soziodigitalen Arrangements. Aufge-
zeigt wird, wie die digitalen „Neulinge“ 
dazu beitragen, die Gestaltungsmöglich-
keiten für Demokratie, Inklusion und Nach-
haltigkeit zu verändern und Macht- und 
Kraftverhältnisse zu verschieben.
ISBN 978-3-8376-5453-0

https://www.transcript-verlag.de/978-3-
8376-5453-0/in-digitaler-gesellschaft/
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HUM ANG EOG R APHIE M EE T S 
G EOG R APHIEDIDAK TIK
Schwerpunktheft von 
„GW-Unterricht“

Die Ausgabe 164 (4/2021) der Zeitschrift 
„GW-Unterricht“ widmet sich innovativen 
methodischen Zugängen der Humangeo-
graphie und deren Bedeutung für die geo-
graphische Bildung. Die Herausgeber*in-
nen des Schwerpunktheftes, Prof. Dr. 
Matthias Naumann (Universität Klagen-
furt), Dr. Anna Oberrauch (Pädagogische 
Hochschule Tirol) und Jun.-Prof. Dr.  
Nicole Raschke (Technische Universität 
Dresden), organisierten hierfür einen kol-
laborativen Schreibprozess von Human-
geograph*innen, Fachdidaktiker*innen 
und Unterrichtspraktiker*innen. Diese in-
terdisziplinären Autor*innen-Teams disku-
tierten neue humangeographische For-
schungsmethoden bzw. -perspektiven 
sowie deren Potentiale und Herausforde-
rungen für geographische Forschung und 
Bildung. Das Schwerpunktheft umfasst 
Beiträge zur Partizipativen Aktionsfor-
schung, zum Kritischen Kartieren, zur  
Bildanalyse, zur Nutzung von Online-Fra-
gebögen sowie von Twitter-Daten, zur Pra-
xis des Mobility Mappings und von Walking 
Interviews.

https://www.gw-unterricht.at/

ÜB ER DIE ERFORDERLICHKEIT 
EINER G ESA MTR ÄUM LICHEN 
V ERB INDLICHEN BODEN - 
NUT ZUNGSPL ANUNG 
Analyse des „Rechts der zulässigen 
Bodennutzung“ sowie erste Über- 
legungen zu Gesetzesreformen unter 
besonderer Berücksichtigung des 
Schweizer Raumplanungsrechts 
Yvonne Franßen 

Grund und Boden sind begrenzt und un-
vermehrbar. Es sollte somit davon ausge-
gangen werden, dass jeder Staat, insbe-
sondere hochentwickelte Volkswirtschaf- 
ten wie Deutschland, über eine gerechte 
Rechts- und Gesellschaftsordnung hin-
sichtlich der Zulässigkeit von Bodennut-
zungen verfügt. Das Baugesetzbuch zielt 
dagegen mit den Normen zur verbindli-
chen Bauleitplanung in Verbindung mit 
den Planersatznormen nur vorrangig auf 
eine bauliche Raumentwicklung. Es wird 
die These aufgestellt, dass für Deutschland 
die Erforderlichkeit einer gesamträumli-
chen verbindlichen Bodennutzungspla-
nung besteht, um die bodennutzungs-
rechtliche Entwicklung sozial- und um- 
weltgerecht, nachhaltig sowie zukunfts- 
orientiert zu gestalten. Vor diesem Hinter-
grund werden die einschlägigen BauGB- 
Normen beschrieben und analysiert. Die 
meisten Nachbarländer Deutschlands ha-
ben ein flächendeckendes verbindliches 
Raumnutzungsrecht etabliert. Erste No-
vellierungsvorschlägen werden aufbauend 
auf eine vergleichende Betrachtung des 
Schweizer Raumplanungsrechts, welches 
ein gesamträumliches verbindliches Bo-
dennutzungsrecht verfolgt, formuliert. 
ISBN 978-3-643-25024-7

S TADTENT WICKLUNG IN DER 
WISSEN SG ESELL SCHAF T
Eine empirische Untersuchung der 
strategischen Instrumente Reallabor 
und IBA am Beispiel Heidelberg
Kerstin Fröhlich

Wissenschaftseinrichtungen gelten zu-
nehmend als Motoren gesellschaftlicher 
Entwicklung. Der Auseinandersetzung mit 
der produktiven Integration des Konglo-
merats „Wissen“ in Prozessen der Stadt- 
entwicklung kommt daher eine hohe Auf-
merksamkeit zu. Kerstin Fröhlich setzt sich 
mit dem Trend der wissensbasierten Stadt- 
entwicklung auseinander und analysiert 
AkteurInnen sowie Gestaltungsmöglich-
keiten in Governance-Prozessen auf kom-
munaler Ebene. Ihre differenzierte Be-
trachtung von Chancen und Heraus- 
forderungen ist sowohl für die Praxis als 
auch die jüngere Diskussion in der Stadt-
forschung höchst relevant.
ISBN 978-3-8376-5843-9
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S TADT V ERKEHR SPL ANUNG
3. Auflage in 3 Bänden
Dirk Vallée, Barbara Engel, Walter Vogt 
(Hrsg.)

Das dreibändige Standardwerk behandelt 
alle wesentlichen Probleme und Lösungs-
ansätze des Stadtverkehrs. Unter Einbin-
dung von Mobilität und Verkehr in die 
Stadtentwicklungsplanung geht es um 
Grundlagen, Ziele und Perspektiven der 

Planung, um Analyse und Prognose der 
Verkehrsentwicklung mit Hilfe von Szena-
rien und Modellen, um Abschätzung der 
Wirkungen des Verkehrs auf die humane 
und natürliche Umwelt einschließlich der 
Bewertung sowie um Bemessung, Gestal-

tung und Entwurf und Betrieb städtischer 
Verkehrsanlagen (Verkehrsmanagement 
und Lichtsignalsteuerung). Neue Kapitel – 
z.B. Mobilitätsmanagement, Multimodali-
tät oder urbane Logistik – nehmen aktuelle 
Entwicklungen auf.

S TADT V ERKEHR SPL ANUNG 
BAND 1
Grundlagen, Ziele und Perspektiven

Der erste Band stellt die Grundlagen, Ziele 
und Perspektiven der Stadtverkehrspla-
nung vor. Es werden die Planungsgrund- 
lagen, planungsrechtliche Verfahren, Leit-
bilder und neue Perspektiven für die 
urbane Logistik sowie zukünftige Trends 
im Stadtverkehr diskutiert.
ISBN 978-3-662-59692-0

S TADT V ERKEHR SPL ANUNG 
BAND 2
Analyse, Prognose und Bewertung

Der zweite Band stellt verschiedene Analy-
se- und Prognoseverfahren zur Bewertung 
der Stadtverkehrsplanung vor. Betrachtet 
werden Verkehrserhebungen, Umwelt- 
wirkungen, ökologische Folgen ebenso 
wie Modelle und Strategien des Güterver-
kehrs.
ISBN 978-3-662-59694-4

S TADT V ERKEHR SPL ANUNG 
BAND 3
Entwurf, Bemessung und Betrieb 

Der dritte Band beschreibt Bemessung, 
Entwurf und Gestaltung sowie Betrieb der 
städtischen Verkehrsinfrastruktur. Gegen-
stand sind die Netzplanung, Anlagen des 
motorisierten Individualverkehrs, der öf-
fentliche Personennahverkehr, die Nah- 
mobilität, die Verkehrssicherheit sowie 
Verkehrsmanagement und Lichtsignal-
steuerung.
ISBN 978-3-662-59696-8
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SOZIALG EOG R APHIE 
DES ALTERN S
Klaus Friedrich

Die Dynamik des Alterns von Individuen 
und Gesellschaften erfährt vor dem Hin-
tergrund des demographischen Wandels 
in Verbindung mit kontinuierlich steigen-
der Lebenserwartung breite Aufmerksam-
keit in Fachkreisen und in der Öffentlich-
keit. Klaus Friedrich untersucht aus 
sozialgeographischer Sicht sowohl das 
Alter als Lebensphase als auch den lebens-
langen Prozess des Alterns. In handlungs-
zentrierter Perspektive wird die Bedeutung 
kontextueller Einflüsse – sowohl räumli-
cher als auch sozialer Umwelten – für das 
Verständnis der raumbezogenen Interak- 
tionsmuster älterer Akteure behandelt. 
Nach Vorstellung der zentralen theore- 
tischen Entwicklungslinien der geographi-
schen Alternsforschung und Umweltge-
rontologie führt der Autor die Wissens- 
bestände zum Wandel der Lebenssituation 
und der räumlichen Bezüge der Zielgruppe 
vorrangig für Deutschland zusammen und 
konfrontiert sie mit aktuellen Befunden. Er 
analysiert unter anderem die Verteilungs-
muster und Wohnpräferenzen älterer 
Menschen, ihre unterschiedlichen Lebens-
lagen, ihre finanziellen und gesundheit- 
lichen Ressourcen, ihre außerhäuslichen 
Aktivitäten, die Motive residentieller Mobi-
lität und transnationaler Ruhesitzmigra- 
tion, den Stellenwert interpretativer 
Raumaneignung sowie die Rolle der Baby-
boomer beim Übergang in den Ruhestand. 
ISBN 978-3-515-12888-9

R ADV ERKEHR UND 
V ERKEHR SWENDE
Eine Geschichte von Gegenwind 
und Rückenwind
Tilman Bracher

Im Zuge der Corona-Pandemie steigen 
immer mehr Menschen aufs Fahrrad, und 
auch die Klimapolitik setzt – neben techni-
schem Fortschritt und öffentlichen Ver-
kehrsmitteln – auf den Beitrag des Radver-
kehrs zur Verkehrswende. Mit dem Auto 
verbinden sich Wohlstand und Mobilität, 
aber die Klimaziele lassen sich ohne Ver-
kehrswende nicht erreichen. 
Seit 2013 fördert das Bundesumweltmi-
nisterium mit seiner „Nationalen Klima-
schutzinitiative“ auch kommunale Rad- 
verkehrsinvestitionen, und dank des Hand-
lungsdrucks im Klimaschutz verfügt allei- 
ne das Bundesverkehrsministerium von 
2020–2023 für den Radverkehr über 1,4 
Mrd. Euro an Fördermitteln. Aber in den 
Kommunen fehlt es an umsetzbaren Pro-
jekten, weil dafür der Wille oder der Platz 
fehlt, weil das Straßenverkehrsrecht und 
andere Normen Projekte blockieren, die 
die Leichtigkeit des Autoverkehrs beein-
trächtigen könnten und Parkplätze oder 
Fahrspuren kosten. Vielerorts fehlt es an 
Personal, um Fördermittel zu beantragen, 
und den notwendigen Eigenmitteln, Rad-
verkehrsinvestitionen zu planen und um-
zusetzen. 
Trotzdem war die Zeit für den Radverkehr 
nie so günstig: Es gibt Handlungsdruck, 
Fördermittel, Wertewandel, Innovationen 
und immer mehr Beschlüsse und Konzep-
te. Der Band umreißt das verkehrspoliti-
sche Potenzial des Radverkehrs insbeson-
dere auf kommunaler Ebene – und ist ein 
nachdrückliches Plädoyer für die Ver-
kehrswende.
ISBN 978-3-88118-680-3

INTEG RIERTE S TADT- 
ENT WICKLUNGSPL ANUNG 
Konzepte – Methoden – Beispiele 
Stefan Heinig

Integrierte Stadtentwicklung bezeichnet 
einen fach- und akteursübergreifenden 
Ansatz in der Stadtplanung. Er ist nicht nur 
ein Schlüsselprinzip in der „Neuen Leipzig 
Charta“, sondern spiegelt auch die Er- 
wartung zahlreicher zivilgesellschaftlicher 
Akteur*innen wider. Doch die kommunale 
Planungspraxis der Städte unterscheidet 
sich deutlich voneinander. Stefan Heinig 
bietet Stadtplaner*innen, kommunalen 
Praktiker*innen anderer Fachdisziplinen 
sowie zivilgesellschaftlichen Akteur*innen 
einen Überblick, wie Kommunen Stadtent-
wicklungsprozesse partizipativ steuern 
und Stadtentwicklungsplanung strate-
gisch einsetzen können. Dazu beleuchtet 
er systematisch die methodischen Ansätze 
und Konzepte und veranschaulicht sie mit 
Schaubildern und anhand kommunaler 
Beispiele aus Leipzig und anderen Groß-
städten.
ISBN 978-3-8376-5839-2
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SOZIALE 
R AUM KON S TITUTIONEN 
VON S TUDIERENDEN
Eine qualitative empirische Analyse an 
privaten Hochschulen
Jessica Baier

Die empirische Arbeit widmet sich Hoch-
schulen in privater Trägerschaft aus Sicht 
ihrer Studierenden. Aufgrund spezifischer 
Standortlogiken können private Hoch-
schulen in ihren dualen, berufsbegleiten-
den oder -integrierten Studienformaten 
lokale bzw. regionale Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftsstrukturen berücksichtigen 
oder eine Orientierung an der vorhande-
nen Fachkräftenachfrage vornehmen. Im 
Forschungsprozess kommen aus diesem 
Grund raumsoziologische Zugänge von 
Martina Löw und Georg Simmel zur An-
wendung. Mit diesen werden studentische 
Nutzungen, Aneignungen und Wahrneh-
mungen als sozial erzeugte (Hochschul-)
Räume untersucht, in die die private Hoch-
schule auf unterschiedliche Weise als 
räumlicher Bezugspunkt einfließt. Ergeb-
nis der empirischen Analyse in Orientie-
rung an der Vorgehensweise der Groun-
ded-Theory-Methodologie bilden empi- 
rische und Idealtypen, die Einblicke in Stu-
dierendensichten auf die private Hoch-
schule, das Hochschulstudium und den 
Hochschulstandort geben. Für die Hoch-
schulforschung werden Erkenntnisse dar-
über beigesteuert, in welcher Hinsicht pri-
vate Hochschulen und ihre Standorte für 
Studierende interessant sind. Für das 
Hochschulmanagement kann abgeleitet 
werden, inwiefern Angebote der Hoch-
schule und des Standortes durch Studie-
rende aufgegriffen werden, um diese künf-
tig adäquat zu adressieren und ggf. besser 
örtlich binden zu können.
ISBN 978-3-658-36477-9

LEB ENSWELTEN IM 
SUBURBANEN
(Re)konstruktionen von Raum und 
Routinen am Rande von Hannover
Angelina Göb

Die Arbeit greift eine Forschungslücke im 
Bereich der qualitativ-ethnografischen 
Suburbia-Forschung auf. Am Beispiel zwei-
er Orte am Stadtrand von Hannover unter-
sucht Angelina Göb, wie Bewohnerinnen 
und Bewohner ihre Lebenswelt wahrneh-
men, aneignen und bewerten. Im Mittel-
punkt steht die Frage des Lebens und Erle-
bens in suburbanen Räumen. Dabei ist es 
der Autorin mittels phänomenologischer, 
sehr detailreicher Beschreibungen gelun-
gen, die vielschichtigen sozialen wie räum-
lichen Ebenen von Deutungsmustern und 
Bedeutungskonstitutionen herauszustel-
len und aufzugreifen. Angelina Göb identi-
fiziert die sich wechselseitig beeinflussen-
den Prozesse der Wahrnehmung (des 
Ichs, der Anderen und des Raums), der 
Raumnutzungen und der Interaktionen. In 
diesem Spannungsfeld kristallisieren sich 
zwei übergeordnete Deutungsmuster her-
aus, auf die sich alle Bewohnerinnen und 
Bewohner verständigen können: „Man hat 
hier alles“ und „Man kennt sich halt“. So 
erscheint der suburbane Raum primär als 
alltäglicher „Gebrauchsraum“. In der Über-
schaubarkeit bzw. Erwartbarkeit stellt er 
für alle dort Lebenden eine „Komfortzone“ 
dar; er ermöglicht ein bequemes, kalkulier-
bares Leben „vor Ort“, ohne dass eine Ge-
genleistung dafür erbracht werden müss-
te. 
ISBN 978-3-8142-2399-5

http://oops.uni-oldenburg.de/5280/1/
goeb_wgs30.pdf

HANDBUCH FEM INIS TISCHE 
G EOG R APHIEN
Arbeitsweisen und Konzepte
Autor*innenkollektiv Geographie und 
Geschlecht

Das Handbuch Feministische Geographien 
lädt dazu ein, feministische Arbeitsweisen 
und Konzepte in der Geographie kennen-
zulernen und zu vertiefen. Feministische 
Geographien zeigen auf, wie sich Räume 
und intersektional gedachte Geschlech-
terverhältnisse gegenseitig beeinflussen. 
Räume reichen dabei vom Körper über das 
Haus bis hin zu Stadtteilen, Regionen, 
Nationen und globalen Beziehungen. Das 
Buch zeigt, wie feministische Geographien 
in der Wissenschaft, aber auch in praxisna-
hen oder politischen Kontexten gedacht, 
erforscht und gelehrt werden können.
ISBN 978-3-8474-2373-7
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L ANDESPL ANUNGSGESET Z 
BADEN -WÜRT TEMBERG, 
GESET Z ÜBER DIE ERRICHTUNG 
DES VERBANDS REGION 
STUT TGART, STA ATSVERTR AG 
RHEIN - NECK AR (2. AUFL AGE)
Gerd Hager (Hrsg.)

Das Raumordnungsrecht ist in Bewegung 
– sowohl durch die Gesetzgebung selbst 
als auch durch die umfangreiche Recht-
sprechung. Dieser Dynamik trägt diese 
Neuauflage des Kommentars zum ba-
den-württembergischen Landesplanungs-
recht auf 750 Seiten in der bewährten 
Herausgeberschaft des langjährigen Di-
rektors des Regionalverbandes Mittlerer 
Oberrhein Rechnung. Eine besondere 
Stärke des Bandes darin liegt, dass er sich 
intensiv den schwierigen Fragen der Kon-
kurrenz von Bundes- und Landesrecht 
stellt. Dargestellt werden unterschiedliche 
Rechtsauffassungen, auch zwischen dem 
Land Baden-Württemberg und den Regio-
nalverbänden. Kommentiert werden auch 
das Gesetz über den Verband Region 
Stuttgart sowie der Staatsvertrag zur 
grenzüberschreitenden Regionalplanung 
im Rhein-Neckar-Raum. Das Buch ist von 
hoher Relevanz für alle diejenigen, die auf 
den unterschiedlichen Planungsebenen in 
Baden-Württemberg tätig sind. Ange-
sichts der Aufnahme der neuesten Recht-
sprechung zum Raumordnungsrecht und 
der praxisnahen Ausführungen zu bundes-
weit relevanten planerischen Instrumen-
ten und Festlegungen ist es aber auch über 
Baden-Württemberg hinaus ausdrücklich 
zu empfehlen.
(Kommentar: Prof. Dr. Axel Priebs)
ISBN 978-3-415-06948-0

https://www.boorberg.de/ 
9783415069480

N ACHHALTIG E 
NICHT- NACHHALTIG KEIT
Warum die ökologische Trans- 
formation der Gesellschaft nicht 
stattfindet
Ingolfur Blühdorn

Auch wenn die Dringlichkeit einer sozial- 
ökologischen Transformation zur Nach-
haltigkeit längst von praktisch allen Seiten 
anerkannt wird – moderne Gesellschaften 
verteidigen ihren Wohlstand und Lebens-
stil entschiedener denn je. Beharrlich wird 
eine sozial und ökologisch zerstörerische 
Politik der Nicht-Nachhaltigkeit betrieben. 
Die Konjunktur des Rechtspopulismus sig-
nalisiert, wie sehr das ökologisch-demo-
kratische Projekt vergangener Jahrzehnte 
brüchig geworden ist. Und die Corona- 
Pandemie verschiebt die Prioritäten er-
neut in Richtung Wachstumspolitik und 
Konsumstimulation.
Dieser Band stellt grundlegende Annah-
men der Nachhaltigkeitsforschung und 
Umweltsoziologie in Frage. Er skizziert 
neue sozialwissenschaftliche Forschungs-
perspektiven, um die eigenartige Fortdau-
er der Nicht-Nachhaltigkeit zu erhellen.
ISBN 978-3-8376-5442-4

MODERNE R AUM PL ANUNG –  
VERSUCHE ZURÜCKBLICKENDER 
UND WEITERFÜHRENDER 
GEDANKEN ZUR SCHWEIZERI -
SCHEN UND DEUT SCHEN 
R AUM PL ANUNG IM V ERG LEICH
– verbunden mit Akzenten auf die 
Perioden 1939–1979 für die Schweiz 
und 1945–1975 für die Bundesrepublik 
Deutschland
Martin Lendi

Die Raumplanung als öffentliche Aufgabe 
und als wissenschaftliche Disziplin kommt 
nicht darum herum, um ihren Stellenwert 
im Kontext der Politik zu kämpfen. Die grö-
ßer gewordenen Zahlen der dem Staat auf-
erlegten resp. Herausforderung und die 
wachsenden Erwartungshaltungen aus der 
Öffentlichkeit bedrängen die einst klassi-
schen Grundaufgaben des Ordnens, der 
Sicherheit und des Förderns der allgemei-
nen Wohlfahrt. Die vielen existenziellen 
Nöte und Ängste – vom Sozialen über das 
Ökologische bis zum Klima – beherrschen 
die politische Traktandenliste so sehr, dass 
andere, sogar elementare öffentlich Belan-
ge faktisch zurückgebunden werden könn-
ten oder müssen. Dies sollte der Raumpla-
nung erspart werden, weil sie – unabding- 
bar – vom Bewahren und Eröffnen der Le-
bensvoraussetzungen in Raum und Zeit 
handelt. 
Dazu möchte – letztlich – diese Abhand-
lung einen stärkenden Beitrag leisten, auch 
wenn im Vordergrund ein Vergleich des 
Werdens und Aufblühen der Raumplanung 
in Deutschland und in der Schweiz steht – 
mit dem Ziel, das Elementare dieser einen 
der Erstaufgaben des Staates und der in-
ternationalen Organisationen herauszu-
schälen. 

https://doi.org/10.3929/ethz-b-00047 
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